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Nachdem wir im letzten Vorwort angekün- 
digt haben, eine Nummer mit dem Schwer- 
punkt Repression und Alltag herauszubrin- 


gen, müssen wir euch enttäuschen - oder 
auch nicht -: es ist eine Neoliberalismus II- 
Nummer geworden. Die Idee des Repressi- 
onsschwerpunktes war an und für sich keine 


schlechte: Entlang der bislang erschienenen 
Arranca!s sollte es zu jedem der Schwer- 
punkte einen Artikel in een 
geben, die bisherigen re _. - 
ten sozusagen als roter Faden ienen, denn 
wo fängt Repression an und wo hört sie 
auf?... Es ging uns keinesfalls nur um das 
Thema »Repression und Staat«, Interessant 
fanden wir vor allem, die Repressionen im 
Alltag und auch innerhalb linker Gruppen 
aufzuspüren. Es gab zwar eıne Menge guter 
Ideen für Artikel, doch wir waren nicht in der 
Lage, sie umzusetzen und es ließen sich von 
außerhalb der Redaktion nicht genügend 
Leute finden, die etwas dazu geschrieben hät- 
ten. Letztendlich hatten wir nur Artikel oder 
Angebote zur »klassischen« Variante von Re- 
pression und daraus wollten wir keinen 
Schwerpunkt machen. Nach wie vor finden 
wir es jedoch wichtig, eine Nummer zu die- 


se 
m Thema zu machen, also schreibt uns 
schreibt was, wenn ihr wollt! 


Zu der vorherigen 
Nummer allerdings wurd- ini 
führliche ee ee nr 
Deswegen haben wir beschlossen, a 
um Geld oder Leben! fortzusetzen. = 

Zettelknechts »Her mit de 
ben!« (Arranca! Nr. 10),so ein 
wir abdrucken, sei das Paradebeispie] ein 
Theorie, die nur die eigene Praxis rechtferti. 
gen wolle und er fragt weiter, wie aber in 
veniert werden kann, wenn die gesellschaftlj_ 
chen Mechanismen und komplexen Interes- 
senkonstellationen in der aktuellen gesell- 
schaftlichen Phase noch gar nicht beantwort- 
et werden können? 

Die Antifa-AG Hannover insistiert in 
ihrem Beitrag auf ein breites systemfeindli- 
ches Basisbündnis unter Einschluß der PDS. 
Wie der Beitrag des Turiner Politologiepro- 
fessors Marco Revelli geht ihre Analyse in 
Richtung endgültiger Abschied von Regulati- 
onsmodellen. Mit diesem Stein der Weisen 
werden Bündnisse geschmied 


Neoliberalismus 


m schönen Le- 
Leserbrief, den 


et: gegen Kapi- 
tal und Staat und gegen Wiederbelebungs- 
versuche keynesianistische 


r Korporations- 
modelle. E 


Für diese Sichtweise Spricht durch 


| ae aus ei- 
niges. Revelli beispie 


Isweise stellt die These 
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auf, daß die neue ökonomische Qualität, die 
den globalen money cyberspace schuf, dazu 
geführt habe und verschärft dazu führen 
werde, daß es nichts mehr nach dem Gieß- 
kannenprinzip zu verteilen gibt. Die Zukunft 
kennt nur noch Gewinner oder Verlierer. 
Südkorea, ein Land, das sich innerhalb weni- 
ger Jahre in den Kreis der OECD-Länder 
pushte und dessen Unternehmer jetzt nicht 
mehr die gestiegenen berechtigten Konsu- 
mansprüche der ArbeiterInnen erfüllen wol- 
len (systemimmanent: nicht können) kann 
vielleicht als Beleg für diese These gelten. 

Allerdings: rührt hier nicht eine »neue« 
Analyse nur die alte Gewißheit - frei nach Le- 
nin - auf, daß der Kapitalismus jetzt aber 
wirklich am Ende ist, sich seiner Logik wegen 
das eigene Grab schaufelt und wir alle - das 
globale revolutionäre Subjekt - ihm nur 
noch den Tritt in die Grube verpassen müs- 
sen? 

Was nun die Beschäftigung der radikalen 
Linken mit der sozialen Frage in Deutschland 
betrifft: wir haben in unserem letzten Vor- 
wort geschrieben, daß es berechtigte Vorbe- 
halte gegen diese politische Stoßrichtung 
gibt. Sei es aus feministischer, antinationaler 
oder antirassistischer Motivation heraus. Wir 
haben aber auch gesagt, daß wir glauben, 
Auswege finden zu können. Die Antifa AG 
Hannover ist der Ansicht, das »Schreckge- 
spenst des deutschen Nationalismus« sei le- 
diglich Folge des Traumas der Niederlage der 
deutschen Linken im Faschismus. Die heuti- 
ge politische und ökonomische Realität ma- 
che die Vorstellung eines »deutschen Sonder- 
weges« obsolet. Die Angst, über den Kampf 
gegen das Kapital dem Antisemitismus Vor- 
schub zu leisten, dürfe nicht zur Handlungs- 
unfähigkeit führen. Diese Thesen und auch 


die Art der Formulierung stoßen bei uns auf 
Widerspruch. Wir denken, daß der Artikel 
auch in dieser Hinsicht Reaktionen erzeugen 
wird. 

Kurzfristig erreichte uns noch eine aus- 
führliche Rezension von Karl-Heinz Dellwo 
zu dem Buch »Mario Moretti: Brigate Ros- 
se«, in der auch die Geschichte des bewaffne- 
ten Kampfes in der BRD reflektiert wird. Wir 
drucken sie ab, weil wir die Aufarbeitung lin- 
ker Geschichte wollen und uns Diskussions- 
beiträge dazu erhoffen, obwohl uns darin zu 
viele historische Notwendigkeiten vorkom- 
men und keine Widersprüche in der Selbstre- 
flektion zu existieren scheinen. 

Nun zu uns: 

Was noch mal hieß Arranca!? 

»(ital.): hastig davonhinken. D.h. eigentlich 
er oder sie hinkt vorwärts. 

Wir hinken weiter, weil der Aufbau einer 
politischen Organisation und einer politi- 
schen Bewegung -(...)- bisweilen eine ner- 
venzermürbende, magenschleimhautzerset- 
zende Angelegenheit ist.« (Arranca! Nr. 2) 

Aber wir hinken weiter so vor uns hin. Die 
Motivation, aus der heraus wir die Arranca! 
aus der Taufe gehoben hatten, waren das Be- 
gleiten des Organisationsprozesses und das 
Schaffen eines Forums für das, was wir zu sa- 
gen haben. 

Nun gibt es diese Zeitung seit vier Jahren. 
Eigentlich ein Grund zu feiern, aber stattdes- 
sen stellen wir uns seit drei Nummern eher 
die Sinnfrage, bzw. die Frage, ob wir noch et- 
was zu sagen haben, das es wert ist, veröffent- 
licht zu werden. Sowohl innerhalb der Arran- 
ca!-Redaktion als auch bei F.e.l.S. stecken wir 
seit längerem in der Diskussion, wo und wie 
wir unsere Schwerpunkte legen. Unser erster 
Örganisationsansatz ist gescheitert, in der 
AA/BO sind wir nicht mehr und seit nun fast 
einem halben Jahr stecken wir unsere Energie 
in die Errichtung eines Stadtteilladens in 
Berlin, um unsere Arbeit auf einer anderen 
Ebene zu verankern. Innerhalb der Arranca! 
hat es eine strukturelle Veränderungen gege- 
ben, dazu kommt, daß sich alte Redaktions- 
mitglieder mangels Motivation und Zufrie- 
denheit mit dieser und der letzten Nummer 


verabschiedet haben. 


Zu Zeiten wie diesen gehört es eben auch da- 
zu, daß vorübergehend die Ziele verschwim- 
men und der Weg nicht ganz so klar vor uns 
liegt. Und sicherlich ist dies der Nummer ıı 
anzumerken, vielleicht auch schon den letz- 
ten beiden Nummern. Nichtsdestotrotz geht 
es weiter; ein Projekt sollte nicht mit den 
Leuten verschwinden, die nicht mehr dabei 
sind, sondern geht mit den Leuten weiter, die 
jetzt (wieder) da sind. 

Lest das Inhaltsverzeichnis und ihr werdet 
merken, daß wieder nichts zur Arranca! Nr. 8 
drin ist. 

»Was mir allerdings etwas übel aufge- 
stoßen ist an Eurer letzten Ausgabe (10), ist 
die Tatsache, daß die Kritik zu Eurer Sexua- 
litäts--Nummer von Euch so gut wie gar keine 
Reaktionen hervorruft, was nicht gerade 
Euer hochgehaltenes Konzept glaubhafter 
macht! Da wird - um den Vorgang noch ein- 
mal in Erinnerung zu rufen - eine Ausgabe zu 
Sexualität gemacht, grundsätzlich keine 
falsche Idee, schließlich ist der Umgang der 
Linken mit eben jener meist nicht weniger 
verklemmt als in der übrigen Bevölkrung 
und bestimmt rührt das auch daher, daß die- 
ses Thema auch aus politischen und nicht 
nur moralischen Gründen tabuisiert wid. 
Dann gibt es vor allem von Feminstinnen 
sehr harsche Kritik, ist ja auch nicht falsch, 
vor allem doch ‘ne ganz gute Möglichkeit der 
reflexiven Betrachtung des eigenen Wirkens, 
auf die ihr angemessen reagieren könntet, ja 
eigentlich sogar müßt. Ihr entscheidet euch 
dann aber zu einem lapidaren »wir haben zu- 
viele unterschiedliche Meinungen, um dazu 
Stellung zu beziehen«. Das gilt nicht.« 

So ein Leserbrief, den wir im Dezember 
erhalten haben. Stimmt. Wir haben die Dis- 
kussion um die Nr. 8 eine geraume und zu 
lange Zeit beiseite geschoben, nehmen sie je- 
doch jetzt wieder auf. Wir werden die Beweg- 
gründe für das Entstehen der Nr. 8 nach- 
zeichnen, zu den Kritikpunkten und unseren 
Diskussionen dazu Stellung nehmen und die 
Nummer im nachhinein bewerten. Ob in der 
nächsten Arranca! oder in einem Extrablatt - 
wir werden diese Diskussion transparent ma- 
chen. 

Nächster Schwerpunkt wird - Indiana Jo- 
nesIIl-Ehrenwort - das Thema Stadt, Stadt- 
planung, öffentlicher Raum. Artikel und Re- 
portagen wie immer schärfstens erwünscht. 


Die Arranca! - Redaktion 


P.S.: Aus gegebenem Anlaß: Namentlich ge- 
kennzeichnete Artikel und LeserInnenbriefe 
geben auch in der Arranca! nicht unbedingt 
und immer die Meinung der Redaktion wieder! 
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Mit der europäischen Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion (WWU) ist das schon so 

eine Sache: Da steht sie nun unmittelbar 
vor der Tür, aber kaum jemand weiß so 
richtig, was da auf uns zukommt. 

Zwar können wir uns an zwei Fingern 
abzählen, daß es sich wohl um nichts Gutes 
handeln kann, doch fallen den meisten 
Linken, wenn sie sich denn überhaupt dazu 
äußern, meist nur die altbekannten Argu- 
mente von der Festung, dem Über- 
wachungsstaat und der Streitmacht Europa 
ein. Wichtige, aber auch alte Argumente 

für neue Dinge, die hauptsächlich darauf 
abzielen, zu beweisen, daß die europäische 
Union genauso nationalistisch wird 

wie der deutsche Nationalstaat, während 
Regierung und Kapital hohnlächelnd 


jeden als Nationalisten beschimpfen, der 


sich gegen dieses Europa auszusprechen 

wagt. Dumme Lage, zumal die dies- 

N. züglichen Interessen und Sorgen der 

aan. enden arbeitenden und arbeitslosen 
'GaBleatslshnal wieder so gut wie gar 

erden und das soziale 


aaiaangiert 


IEN. Sublerieınm WWU derweil recht 


Iaanyerden kann. 


Gründe für den Weg zur WWU 
Die Bemühungen, einen einheitlichen Wirt- 
schafts- und Währungsraum in Europa zu 
installieren, sind keineswegs neu und lassen 
sich, wenn auch in abgeschwächter Form, bis 
in die direkte Nachkriegszeit zurückverfol- 
gen. Sie beschreiben eine Abfolge immer 
neuer Abkommen und deren immer wieder- 
kehrendes Scheitern, welche vorläufig in dem 
Zusammenbruch des Europäischen Wäh- 
rungssystems (EWS) im September 1992 
mündet. 

Trotz dieser Mißerfolge haben die Staats- 
und Regierungschefs der damaligen EG in 
ihrem ı991er Abkommen über die Installie- 
rung einer WWU im Maastrichter Vertrag 
ein Projekt in Gang gesetzt, das in seinen 
Ausmaßen weit über das kurz zuvor geschei- 
terte Konzept des EWS hinausgeht. Handelte 
es sich bei diesem Übereinkommen noch um 
ein System fest vereinbarter Wechselkurse, 
deren Stabilität auch durch die gegenseitige 
Verpflichtung der Nationalbanken zu Stüt- 
zungskäufen von akut gefährdeten Währun- 
gen gewährleistet wurde, so sollen nun im 
Rahmen der bevorstehenden WWU _ die 
Währungen sämtlicher Teilnehmerländer 
durch eine einheitliche Euro-Währung er- 
setzt, die Geld- und Kapitalmärkte vollstän- 
dig liberalisiert (d.h. daß sämtliche Handels- 
hemmnisse wie Zölle, direkte und indirekte 
Steuern und Einfuhrbeschränkungen — zu 
großen Teilen auch Subventionen - abgebaut 
werden) und die geldpolitischen Souverä- 
nitätsrechte der jeweiligen nationalen Noten- 
banken auf die einheitliche Ebene des Eu- 
ropäischen Systems der Zentralbanken 
(ESBZ) übertragen werden. 

Angesichts des erwähnten Scheiterns bis- 
heriger ökonomischer Integrationsversuche 
innerhalb der EG und der noch zu benenn- 
den Schwierigkeiten, die die Installierung ei- 
ner WWU mit sich bringt, wirft das beharrli- 
che Festhalten der beteiligten Regierungen 
an diesem Projekt die Frage auf, welche kon- 
kreten Interessen sich denn von seiten des 
westeuropäischen Kapitals dahinter verber- 
gen. 

Grundsätzlich lassen sich in diesem Zu- 
sammenhang die drei folgenden Motive un- 
terscheiden: 

1. Durch den Wegfall von Handelshemm- 
nissen, Wechselkursrisiken und -kosten (alle 
drei Kostenfaktoren haben besonders in den 
letzten zehn Jahren durch eine immens zu- 
nehmende Währungsspekulation und den 
Aufbau nichttarifärer 
stark an Bedeutung gewonnen) wird der 
Handel innerhalb der EU wesentlich erleich- 


Handelshemmnisse 


tert, was zu einem Wettbewerbsvorteil ge- 
genüber auswärtigen Produkten führt. Die- 


ses Motiv erklärt sich einerseits aus dem star- 
ken weltweiten Anstieg des Außenhandels? 
und zum anderen aus dem ohnehin stark zu- 
nehmenden intraregionalen Handel, also des 
Handels zwischen den Ländern der EU, der 
1990 bei 71,4 % gegenüber 37,2 % 1957 lag. 
Bedenkt mensch weiterhin, daß die um ver- 
schiedene EFTA-Länder erweiterte EU mit 
einem Bruttoinlandsprodukt von 7000 Mrd. 
Dollar, dem mit 13300 Dollar weltweit höch- 
sten Pro-Kopf-Einkommen und 372 Mio. 
EinwohnerInnen den welweit größten Ab- 
satzmarkt darstellt, erscheint das Motiv, die- 
sen Markt gegenüber auswärtigen Anbietern 
zu sichern, durchaus einleuchtend. 

2. Es widerspräche jeglicher kapitalisti- 
scher Verwertungslogik, wenn sich die west- 
europäischen Konzerne mit der Sicherung 
bzw. Abschottung des Binnenmarktes zufrie- 
den gäben und nicht gleichzeitig versuchten, 
darüber hinaus internationale Marktanteile 
zu halten und auszubauen. Diese, vor allem 
von den multinationalen Konzernen verfolg- 
te Strategie läßt sich zunächst auf den von 66 
(1980) auf 128 (1992) stark angewachsenen 
Anteil japanischer Unternehmen unter den 
500 weltweit umsatzstärksten Firmen zu La- 
sten von westeuropäischen und amerikani- 
schen Konzernen zurückführen. Diesem 
Konkurrendruck hoffen die westeuropäi- 
schen Kapitalisten durch eine stärkere Ver- 
flechtung und Kooperation auf dem Gebiet 
des Binnemarktes begegnen zu können. Dem 
soll im Rahmen der WWU nicht durch die 
Liberalisierung der Geld- und Kapitalmärk- 
te, sondern auch durch die des Patent-, Ge- 
sellschafts- und Kartellrechts, der Verbrauch- 
und Mehrwertsteuerregelungen und durch 
die Ermöglichung zur grenzüberschreiten- 
den Vergabe von öffentlichen Aufträgen Vor- 
schub geleistet werden. Ein Vorhaben, daß 
aus der Perspektive des Kapitals um so dring- 
licher erscheint, da sich in Nordamerika und 
Südostasien ebenfalls regionale Freihandels- 
zonen entwickeln. 

3. Diese beiden Motive der Sicherung des 
Binnenmarktes und der Optimierung der ei- 
genen internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
werden jeweils zusätzlich durch das größere 
internationale Gewicht, das von einer ge- 
meinsamen Euro-Währung zu erwarten ist, 
begünstigt. Da der US-Dollar trotz seines 
relativen nach dem 
Zusammenbruch des Weltwährungssystems 


Bedeutungsverlustes 


fester Wechselkurse von Bretton Woods im- 
mer noch die Währung darstellt, in der wel- 
weit die meisten (etwa die Hälfte) aller Devi- 
senreserven gehalten und das Gros der inter- 
nationalen Handelsgeschäfte abgewickelt 
werden, kommt ihm bislang nach wie vor die 
Funktion einer Leitwährung zu. Dies hat für 
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alle anderen Währungen die Auswirkung, 
daß ihre jeweilige Bewertung an den interna- 
tionalen Finanzmärkten weitgehend von 
dem jeweiligen Kurs des Dollar bestimmt 
wird. Da einer gemeinsamen Eurowährung 
(je nachdem, wie diese an den internationa- 
len Finanzmärkten angenommen wird) ein 
dem Dollar durchaus ebenbürtiges Gewicht 
zufallen könnte, könnte auch die europäische 
Notenbank damit wesentlich aktiver die Be- 
wertung der eigenen Währung bestimmen. 


Der weitere Weg zur WWU 
Offensichtlich überwiegen zumindest für die 
dominanten Fraktionen des europäischen 
Kapitals diese Vorteile die Nachteile, die sich 
aus dem Abtreten finanzpolitischer Souverä- 
nitätsrechte der nationalen Notenbanken er- 
geben. Diese Defizite werden jedoch durch- 
aus gravierende Folgen für die ökonomische 
und soziale Entwicklung der jeweiligen Län- 
der haben. Ein genereller Produktivitätsrück- 
stand oder Konjunktureinbruch ließ sich 
z. B. bislang durch eine Abwertung der jewei- 
ligen Währung ausgleichen, was zwar zu ne- 
gativen Leistungsbilanzen, aber auch zu einer 
verbesserten Wettbewerbsposition durch die 
relative Verbilligung der eigenen Produkte 
führte. Durch den Wegfall dieser Korrek- 
turmöglichkeit läßt sich ein vergleichbarer 
Effekt jedoch nur durch ein Senken der Löh- 
ne erreichen. Darüber hinaus lassen sich die 
benannten Wettbewerbsvorteile aus der Sicht 
des Gros der westeuropäischen Kapitalisten 
nur dann realisieren, wenn alle teilnehmen- 
den Länder eine relative Konvergenz in be- 
stimmten ökonomischen Basisdaten aufwei- 
sen. Die Notwendigkeit einer derartigen 
Übereinstimmung gründet sich auf den An- 
spruch vor allem der Hartwährungsländer 
der EU, die eigene Währung nur dann zu- 
gunsten der eines Euro aufgeben zu wollen, 
wenn dieser eine vergleichbare Stabilität auf- 
weist. Nun richtet sich die Stabilität einer 
Währung nicht allein nach der Inflationsrate 
innerhalb des jeweiligen Währungsgebietes, 
sondern ist auch davon abhängig, welches 
Vertrauen diesem Geld auf den internationa- 
len Finanzmärkten entgegengebracht wird. 
Herrscht also beispielsweise auf den Finanz- 
märkten die Meinung vor, daß Statsanleihen 
eines bestimmten Landes (die als Schulden 
wieder gehandelt werden) aller Wahrschein- 
lichkeit nach nicht in vollem Umfang 
zurückgezahlt werden können, so sinkt der 
Kurs des jeweiligen Papiers und damit auch 
der der Währung. Deswegen wird die Mög- 
lichkeit zur Entwicklung einer stabilen Euro- 
Währung nicht nur von einer relativen Kon- 
vergenz der Inflationsraten, sonder auch von 
der des Haushaltsdefizits, der Staatsverschul- 
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dung und des Kapitalmarktzinses abhängig 
gemacht. 

Nachdem die Geld- und Kapitalmärkte 
innerhalb der EU bereits seit dem ı. 6. 1990 
(mit Ausnahme der südlichen Länder) voll- 
ständig liberalisiert sind, startete am 1. 1.1994 
vertragsgemäß die zweite Stufe zur Etablie- 
rung der WWU, in der die Konvergenz ver- 
schiedener ökonomischer Kriterien bei ei- 
nem gleichzeitigen totalen Verbot der Finan- 
zierung des öffentlichen Sektors durch 
Notenbankkredite von den potentiellen Teil- 
nehmerländern erreicht werden soll. Dazu 
sind im Vertrag von Maastricht die folgenden 
Richtwerte (Konvergenzkriterien) vorgese- 
hen: 

1. Die Inflationsrate darf 1,5 % nicht über- 
steigen. 

2. Der Gesamtschuldenstand des öffentli- 
chen Sektors darf nicht mehr als 60 % des je- 
weiligen Bruttoinlandsproduktes (BIP) zu 
Marktpreisen betragen. 

3. Die öffentliche Neuverschuldung pro 
Jahr ist auf 3 % des BIP zu begrenzen. 

4. Der Kapitalmarktzins sollte dem der 
drei preisstabilsten Länder entsprechen und 
nicht mehr als 2% von deren durchschnittli- 
chem Zinssatz abweichen. 

5. Die Schwankung des Wechselkurses 
muß sich innerhalb der letzten zwei Jahre vor 
Eintritt des Wechselkurses innerhalb der 
Marge von +/- 2,25 % bewegt haben. 

Der in Maastricht beschlossene Fahrplan 
zur WWU sieht nun im weiteren folgendes 
vor: Bis Ende 1998 soll entschieden werden, 
welche Länder die Konvergenzkriterien er- 
füllen und unter Ausschluß aller somit nicht 
qualifizierten Länder beginnt die WWU am 


1.1.1999. 


Steine auf dem Weg zur WWU 
Mit dieser Regelung haben sich die Regierun- 
gen der EU-Länder selbst massiv unter 
Druck gesetzt, denn es sieht kaum so aus, als 
könne es unter diesen Bedingungen zur Kon- 
stituierung eines Währungsraumes kom- 
auch nur im weitesten Sin- 
ne mit der Überschrift einer Europäischen 
Union in Zusammenhang bringen kann. Bei 
einer strikten Auslegung dieser Konvergenz- 
kriterien kommt derzeit nämlich nur Luxem- 
burg für die Teilnahme an der WWU in Fra- 
ge. Zwar könnten auch die Bundesrepublik, 
Frankreich, die Niederlande und eventuell 
auch Großbritannien die Konvergenzkriteri- 
en erfüllen, das Gros der anderen EU-Staaten 
ist allerdings derart weit von der Erfüllung 
dieser Auflagen entfernt, daß ein Beitritt zur 
WWU vollkommen unmöglich erscheint. So 
weisen z. B. Italien, Belgien und Griechen- 
land Staatsverschuldungsquoten von über 


men, den mensch 


100 % auf, was z. B. im Falle Belgiens ein Ein- 
frieren jeglicher öffentlicher Ausgaben für 
ein ganzes Jahr erfordern würde. Dazu 
kommt, daß unter dem Einfluß der ökono- 
mischen Krise keineswegs von einer Annähe- 
rung an die Konvergenzkriterien gesprochen 
werden kann: Blieben 1990 immerhin neun 
EU-Länder unter dem Defizit von 3 % oder 
erwirtschafteten einen Überschuß, so schaf- 
fen das heute nur noch drei Staaten. Gleiches 
gilt für die gesamte Staatsverschuldung, die 
sich von durchschnittlich 56 % des BIP im 
Jahre 1991 auf 71 % (1996) ausgeweitet hat. 

Da ein striktes Einhalten des Fahrplans 
zur WWU nun also ofensichtlich zu einer 
WWU von nur ein bis drei Ländern führen 
würde, liegt es auf der Hand, daß von der 
Perspektive der Installierung eines breiten 
Währungsraumes noch in diesem Jahrtau- 
send zumindest unter diesen Bedingungen 
abgerückt werden muß. Hierzu bieten Sich 
die folgenden Entwicklungsmöglichkeiten 
an: 

Die erste Möglichkeit bestünde in einem 
Aufschieben des Datums für den Eintritt ; 
die dritte Stufe zur WWU. Diese Option . 
scheint allerdings sehr fraglich, da die z 
striktive Politik, die die Regierungen er 
Zentralbanken der EU-Länder in bezu A 
die Erfüllung der Konvergenzkriterien. u 
folgen, grundsätzlich eher zur Verlängerun. 
der Rezession beiträgt und daher auch ei - 
Einhaltung der beschriebenen Richtlin; n 
langfristig eher behindert als befördert zu 
Begrenzung der Wechselkursschwankums 
verfolgen die Staaten beispielsweise eine Poli. 
tik relativ hoher Zinsen, die sich pet 
negativ auf die Investitionsquote und Eee 
auch auf das Wirtschaftswachstum ae 
Dies führt zwangsläufig zu einer weiteren 
höhung der Arbeitslosigkeit, was wiederum 
Einnahmen der öffentlichen Hand mindert 
und zusätzliche Kosten verursacht. 

Eine weitere Möglichkeit wäre das vor al- 
lem aus den Reihen der deutschen CDU, 
CSU-Fraktion anvisierte Konzept eines 
Kerneuropa, dem zunächst nur die wirt. 
schaftsstärksten Länder der EU - vor allem 
Deutschland und Frankreich — angehören 
sollen, um die sich die anderen EU-Staate 
die verbliebenen EFTA-Staaten, die mitt 2 
und osteuropäischen Staaten, die Nachfo] . 
staaten der Sowjetunion sowie die | _ 
über das Lom&-Abkommen mit der Er . 
bundenen Länder des Südens im Sinne ka 
sich konzentrisch erweiternden vo . 
trum dominierten Peripherie er . 
len. Eine derartige Konzeption dürfte = u 
dings innerhalb der EU kaum m h . 
fähig sein und liefe auf eine vor all an 
mische Kraftprobe hinaus. dj 1 2 . 

aus, die die Spaltung- 


en innerhalb der EU wesentlich vertiefen 
würde. Zudem stieße diese Variante auf die 
Schwierigkeit, daß damit ein Kerngebiet mit 
einer verhältnismäßig harten Währung ge- 
schaffen würde, das in jedem Fall einer mas- 
siven Konkurrenz durch die Länder mit 
niedriger bewerteten Valuten ausgesetzt wä- 
re. Dies würde z. B. die französische Wirt- 
schaft besonders hart treffen, deren Industrie 
sich oft einer sehr direkten Konkurrenz 
durch die Länder Italien und Spanien ausge- 
setzt sieht. 

Die letzte, wohl realistischste Möglichkeit, 
ein generelles Scheitern der WWU zu verhin- 
dern, bestünde darin, die Konvergenzkriteri- 
en einfach wesentlich weniger strikt auszule- 
gen. Schließlich stellen die in den Konver- 
genzkriterien festgeschriebenen Grenzwerte 
keineswegs eine natürliche Grenze dar, bei 
deren Überschreitung der Euro seine Stabi- 
lität zwangsläufig verlieren müßte. Es han- 
delt sich hierbei vielmehr um relativ willkür- 
lich gebildete Richtlinien, die grundsätzlich 
keine Gewähr über die zukünftige Akzeptanz 
dieser gemeinsamen europäischen Währung 
darstellen. In welcher Weise sich nämlich die- 
se nach der Vollendung der dritten Stufe 
WWU entwickeln wird, hängt schließlich 
und endlich von dessen Akzeptanz an den in- 
ternationalen Finanzmärkten ab und ist da- 
mit ein Prozeß, der naturgemäß nicht pro- 
gnostiziert werden kann. Die aufgestellten 
Konvergenzkriterien stellen also nichts ande- 
res als Faktoren dar, von denen angenommen 
wird, daß sie das Vertrauen der zahllosen in- 
ternationalen Anleger in eine gemeinsame 
europäische Währung beflügeln werden. 

Weil aber nun ein striktes Einhalten der 
Konvergenzkriterien zwangsläufig zu einem 
Ausschluß sehr wesentlicher Länder wie Itali- 
en, Spanien und wahrscheinlich sogar Frank- 
reich führen würde, die WWU also zu einem 
wesentlich kleineren Währungsraum sich 
ohne größere Probleme bereits vor Jahren 
hätte einrichten lassen, erscheint es offen- 
sichtlich, daß das Interesse aller wesentlichen 
europäischen Kapitalfraktionen an einer 
breiten WWU so groß ist, daß dafür auch ei- 
ne Aufweichung der Konvergenzkriterien in 
Kauf genommen wird. Dabei wird jedoch 
nicht von der Maxime abgerückt, die Voraus- 
setzungen für eine künftige Entwicklung des 
Euro so stabil wie möglich zu gestalten, in- 
dem etwa die Konvergenzkriterien bereits zu 
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diesem Zeitpunkt aufgeweicht würden. Dies 
spiegelt sich in einer widersprüchlichen Poli- 
tik des Ecofin-Rats (Rat der EU-Wirtschafts- 
und Finanzminister) wider, in deren Kontext 
einerseits offiziell strikt an den Stabilitätskri- 
terien festgehalten, andererseits aber über die 
Einhaltung der für viele Länder offensicht- 
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lich unerfüllbare Begrenzung der Staatsver- 
schuldung kaum noch debattiert und gleich- 
zeitig durch offenkundiges Frisieren der 
Haushaltsbilanzen mancher Länder (bei- 
spielsweise durch regelwidrige Verschiebung 
der Schuldenpläne in die Zeit nach der 
WWVU) weitgehend toleriert wird. Es geht al- 
so offensichtlich darum, die WWU mit so 
vielen Ländern wie möglich zu beginnen und 
gleichzeitig den Druck zur Aufrechterhal- 
tung der Konvergenzkriterien in größtmögli- 
chem Umfang aufrechtzuerhalten. 

Zu erwarten ist unter diesen Bedingun- 
gen, daß 1999 eine Währungsunion eingelei- 
tet wird, an der Frankreich, die BRD, die 
Beneluxstaaten, Großbritannien, Italien, Ir- 
land, Dänemark und möglicherweise auch 
Spanien und Portugal teilnehmen werden. 
Bis dahin wird jedoch alles versucht werden, 
sich den aufgestellten Konvergenzkriterien so 
weit als möglich anzunähern. Die widerstrei- 
tenden Interessen der verschiedenen Regie- 
rungen darüber, wie strikt das Abweichen 
von den Konvergenzkriterien nach Beginn 
der WWU sanktioniert werden soll und die 
gleichzeitige Rücksichtnahme auf so unter- 
schiedliche öffentliche Interessen, wie die 
Einführung einer mit der DM vergleichbaren 
harten Währung einerseits und die Protest- 
bewegungen gegen die Sparmaßnahmen in 
Frankreich und Italien andererseits, verwei- 
sen ebenso wie die generelle Ungewißheit des 
gesamten Prozesses darauf, daß die Ein- 
führung des Euro im Jahre 1999 nicht dem 
Schaffen vollendeter Tatsachen gleich- 
kommt, sondern daß wir uns auf eine lange 
Zeit ökonomischer und sozialer Kämpfe ein- 
richten müssen, in der sich die konkrete Ge- 
stalt des europäischen Binnenmarktes erst 
noch herausbilden muß. 


Anmerkungen 
ı Als nichttarifäre Handelshemmnisse werden Einfuhrbe- 
schränkungen bezeichnet, die nicht direkt als Einfuhrzöl- 
le auf die Importgüter aufgeschlagen, sondern indirekt 
über Steuern, Quoten oder Gesetze wirksam werden. 

2 Der Anteil der Exporte am Bruttosozialprodukt ist in 
der OECD-Welt von 9,5 % (1960) auf 15 % (1992) ange- 
stiegen, wobei die Exportquote der EU-Länder 1992 sogar 
bei 28,1 % lag. 

3 Ursprünglich war das Datum der WWU auf den ı. ı. 
1997 festgesetzt und die Verschiebung auf den ı. 1. 1999 nur 
unter der Prämisse eingeräumt worden, falls sich bis zu 
diesem Zeitpunkt nicht die Mehrheit der EU-Staaten qua- 
lifizieren sollte. Da dieses Datum ja nun offensichtlich 
nicht eingehalten wurde, soll eine WWU auch unter der 
Prämisse, daß sich keine Mehrheit qualifiziert, gestartet 
werden. 

Worauf wir uns freuen dürfen... 

Auch wenn die Frage, mit welcher Konse- 
quenz die Konvergenzkriterien exekutiert 
werden und wieviele Zugeständnisse das Ka- 
pital bei der Verwirklichung der WWU den 
sozialen Bewegungen in der EU macht, von 
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deren Stärke und nicht zuletzt auch von un- 
serem Wirken als Linke abhängen wird, so 
lassen sich doch die grundlegenden Auswir- 
kungen der gemeinsamen Währung weitge- 
hend absehen. Daß die Bewertung dieser 
Auswirkungen aufgrund der gegensätzlichen 
Interessen »geringfügig« voneinander ab- 
weicht, liegt dabei in der Natur der Sache. 

Die Verkündigung des einigungserfahr- 
enen Kanzlers und Ernährungsspezialisten 
Dr. Helmut Kohl beispielsweise lautet: »Erst 
mit der Wirtschafts- und Währungsunion 
werde der Europäische Binnenmarkt mit 
mehr als 370 Millionen Menschen seine posi- 
tiven Wirkungen für Wachstum und Arbeits- 
plätze voll entfalten können«. »Die pünktli- 
che Einführung des Euro werde für den Stan- 
dort Europa wie ein Vitaminstoß wirken.« 
(SZ 31.12. 96) 

Genauer wollte er verständlicherweise 
nicht werden und sind es - mit wenigen Aus- 
nahmen - auch alle anderen bürgerlichen Po- 
litiker und Kommentatoren in bezug auf die 
sozialen und politischen Auswirkungen der 
WWU bisher nicht geworden. Zum Teil weil 
sie - in bester kapitalistischer Tradition ste- 
hend - die Tragweite und die Auswirkungen 
ihres Tuns gar nicht übersehen können, z.T. 
aber auch weil sie das, was sie an Auswirkun- 
gen abschätzen können, aus guten Gründen 
lieber für sich behalten. Hier liegt auch der 
Grund für den erstaunlichen Vorschlag des 
deutschen Bundespräsidenten Herzogl, den 
Euro durch Absprache der bürgerlichen Par- 
teien »aus dem Wahlkampf 1998 herauszu- 
halten«, denn »»es wäre eine Katastrophe« 
wenn der Euro zum Streitthema im Wahl- 
kampf würde.« (SZ 17.12.96). 

Ausgerechnet ein französischer Konzern- 
chef, der Präsident von Peugeot/Citroen, Jac- 
ques Calvet, erklärte in dankenswerter Of- 
fenheit, warum das »eine Katastrophe« wäre: 
»Alles ist viel zu unklar und liegt im Dun- 
keln. Würde man den Leuten sagen, wohin 
man will, bekäme man keine Mehrheit. Die 
Bevölkerung ist erwachsen.« (SZ 28.11.96) 
Daß diese Offenheit aus der Angst um das 
Überleben des von ihm geführten Konzerns$ 
und aus seiner politischen Nähe zum gaulli- 
stischen RPR resultiert, ändert nichts daran, 
daß seine Feststellung ins Schwarze trifft. 
Sehr interessant ist auch, was er - im Gegen- 
satz zu Kohl - über die Wirkungen der wWwU 
zu sagen hat: »Um die Voraussetzungen an 
Teilnahme 1999 zu erfüllen, müssen alle Län- 
der - auch diejenigen, die nicht zum engsten 
Kreis gehören - eine Politik der Defizitredu- 
zierung und damit eine sehr strikte wäh- 
rungspolitik betreiben. Die Folge ıst eıne 
Quasi-Deflation oder Stagnation in Europa. 
Das hat sehr negative Auswirkungen auf die 


Beschäftigungssituation. Zum anderen wird 
einem Währungsinstitut die Macht übertra- 
gen, die Währungspolitik zu steuern. So ist 
die Banque de France, unsere nationale No- 
tenbank, völlig unabhängig. Es ist aber völlig 
undemokratisch, Beamten eine Entschei- 
dungsgewalt zu geben, die gewählten Man- 
datsträgern vorbehalten ist. Das ist eine Miß- 
achtung der vom Volk gewählten Mandat- 
sträger. Es bedeutet aber auch, daß Speziali- 
sten, die immer dazu neigen auf ihrem 
Gebiet die Klassenbesten sein zu wollen, die 
Währungspolitik bestimmen und daß sie nur 
zu langsam die realen Zinsen senken wer- 
den.« (SZ 28.11.96) 

Mit einem solchen weitgehenden Verzicht 
auf Zinssenkungen der Zentralbanken fällt 
neben den im Maastrichter Vertrag festgeleg- 
ten engen Margen für das klassische keyne- 
sianische deficit-spending (staatliches Schul- 
denaufnehmen um damit subventionierte 
Arbeitsplätze zu schaffen bzw. »antizyklische 
Konjunkturförderung« zu betreiben) auch 
das letzte Mittel der bürgerlichen Ökonomie 
weg auf zyklische und strukturelle Krisen zu 
reagieren bzw. eine funktionierende allge- 
meine Infrastruktur sicherzustellen. Nicht 
daß wir dem bittere Tränen nachweinen, 
schließlich waren genau dies in der Vergan- 
genheit die wirkungsvollsten Mittel (nicht 
nur) sozialdemokratischer Integrationspoli- 
tik, doch die Folge dessen wird eine deutliche 
Verschärfung der ökonomischen und sozia- 
len Krise des westeuropäischen Kapitalismus, 
eine deutliche Dequalifizierung und Sen- 
kung des Lebensstandards großer Teile der 
Bevölkerung, Verödung ganzer Regionen 
und eine tiefgreifende Krise des Sozialrefor- 
mismus samt seiner »rot«-grünen Parteien 
und Gewerkschaften sein, die nach einer ent- 
sprechenden Antwort der revolutionären 
Linken verlangt, wenn sie nicht wie z.B. in 
Österreich in eine massive Stärkung des 
Rechtsradikalismus münden soll. 

Selbstverständlich »erfordert« eine solche 
soziale Entwicklung auch staatlicherseits eine 
wesentlich autoritärere Vorgehensweise, um 
solche Maßnahmen durchzusetzen und ab- 
zusichern. Wir stehen bei dieser » Verände- 
rung der politischen Landschaft« zwar erst 
am Anfang, doch die Ereignisse in Belgien im 
Mai 1996 gewähren bereits erste Einblicke in 
die mögliche neue Praxis. Unter der Über- 
schrift »Kaltstellung des belgischen Parla- 
ments - Befristete Sondervollmachten für 
Premier Dehaene« berichtet die sicherlich 
keiner linksradikalen Neigun 


gen verdächtige 
»Neue Zürcher Zeitung«: 5 


»Die Regierun 
a Br 
mehrheit im belgischen Parlament hat sich 


am Montag damit einverstanden erklärt, daß 
Premierminister Dehaene das Land in den 


nächsten anderthalb Jahren mit Sondervoll- 
machten regiert. Er wird per Verordnung 
wahrscheinlich sogar neue Steuern be- 
schließen können. Zur Rechtfertigung dieser 
Parlamentsentmachtung wird der Maast- 
richter Vertrag über die europäische Wäh- 
rungsunion angeführt. ... Den Bedenken der 
Opposition gegen diese Aushölung der De- 
mokratie stellte Dehaene die Versicherung 
entgegen, daß das Parlament das letzte Wort 
behalte und die ergriffenen Maßnahmen im 
Nachhinein debattieren und gutheißen dür- 
fe.« (NZZ 14.5.96) Die NZZ berichtet auch, 
wie es zu diesem denkwürdigen Beschluß, 
den die »Süddeutsche Zeitung« im übrigen 
schlicht als »Ermächtigungsgesetz« bezeich- 
nete, kam: »Nach der Ablehnung des »Zu- 
kunftskontrakts< zur Beschäftigung durch 
die sozialistischen Gewerkschaften und dem 
Fiasko, das die wallonischen Sozialisten auf 
den Kundgebungen zum 1.Mai erlebten, ha- 
ben die Regierungspartner vorerst keinen 
Bedarf an Öffentlichkeit mehr.« Fazit der li- 
beralen Züricher Chronisten: »Das Kaltstel- 
len eines nationalen Parlaments zur Errei- 
chung des Euro-Ziels erscheint umso be- 
denklicher, als über die mangelnde demokra- 
tische Legitimierung der EU-Institutionen 
stets geklagt wird.« Diesem Urteil ist wenig 
hinzuzufügen. Die Tatsache, daß das Europa- 
Parlament die einflußloseste Schwatzbude 
ist, die der bürgerliche Parlamentarismus je 
hervorgebracht hat, wird selbst von seinen 
Anhängern nicht bestritten. Es verfügt über 
ähnlich »viele« Kompetenzen wie der Deut- 
sche Reichtstag unter Wilhelm II. Es muß 
dem von den EU-Kommissaren vorgelegten 
Haushalt zustimmen, darf nach Lust und 
Laune parlieren und wirkungslose Beschlüs- 
se fassen sowie gelegentlich Anfragen an die 
EU-Kommission richten. Über deren Politik 
und Zusammensetzung hingegen wird auf 
den Sitzungen der europ. Ministerräte bzw. 
den Gipfeltreffen der Regierungschefs ent- 
schieden. Wir erwähnen dies hier, im Gegen- 
satz zu den Klagen der Liberalen, Sozialde- 
mokraten und Grünen, nicht um die »Ein- 
führung der demokratischen Dimension in 
den europ. Einigungsprozeß« zu fordern, 
sondern um deutlich zu machen wie mit die- 
ser kapitalistischen europäischen Vereini- 
gung - notwendigerweise - auch eine auto- 
ritäre Genesis der, ohnehin eng begrenzten, 
bürgerlichen Demokratie verbunden ist. Der 
soziale Inhalt verlangt halt nach geeigneten 
Organisationsformen. 

Doch zurück zu den ökonomischen und 
sozialen Folgen der WWU. In diesem Zusam- 
menhang war schon öfter vom, seit 1992 exi- 
stierenden, EU-Binnenmarkt die Rede, ins- 
besondere weil die Schaffung einer gemein- 
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samen (west-)europäischen Währung von 
ihren Erfindern immer als notwendige Voll- 
endung des Binnenmarktes gesehen wurde 
und dies tatsächlich auch ist. 

Über einige der Auswirkungen dieses 
WWU-Vorläufers, der laut Kohl »erst mit der 
WWU ... seine positiven Wirkungen ... voll 
entfalten« wird (SZ 31.12.96), hat die EU- 
Kommission jüngst höchstselbst einen Be- 
richt vorgelegt. Dort ist neben den unver- 
meidlichen und unüberprüfbaren Jubelmel- 
dungen (je 0,2% mehr BIP-Wachstum von 
1987 - 93 und eine um 1% - 1,5% geringere In- 
flation durch das Binnenmarktprojekt), bei- 
spielsweise zu erfahren, daß sich zwischen 
1985 und 93 in der EG die grenzüberschrei- 
tenden Investitionen verfünfachten, was 
»sich u.a. in einer Verdreifachung der Fir- 
menübernahmen von 1503 (1985) auf 4899 
(1995)« äußerte. Es kam zu einer Steigerung 
des EU-internen Handels von 61% auf 68% 
der Gesamt-Exporte. 

Überwältigend waren, nur die Erfolge bei 
der Kapitalkonzentration, der Deregulie- 
rung, der verschärften Ausbeutung der Ware 
Arbeitskraft und dem Ausverkauf der letzten 
staatlichen Unternehmen selbst in Kernbe- 
reichen der gesellschaftlichen Infrastruktur 
(z.B. Post und Bahn), der trotz allem Propa- 
gandarummel um die T-Aktie schlußendlich 
nur für das europäische und internationale 
Großkapital von Vorteil ist und »ganz neben- 
bei« die Abhängigkeit der schwächeren kapi- 
talistischen Länder von den beiden Haupt- 
ländern Deutschland und Frankreich ver- 
größert. Bestes Beispiel dafür ist der Ausver- 
kauf der staatlichen spanischen Autoindu- 
strie (SEAT) im Vorfeld des Binnenmarktes 
an VW. 

Doch diese »positiven Wirkungen« des 
Helmut Kohl sind noch immer nur der Vor- 
geschmack, denn wenn die Eigenständigkeit 
der nationalen Währungen wegfällt und 
gleichzeitig rigide Auflagen für Staatsver- 
schuldungen und Zinssätze gelten, werden 
für die kapitalistischen Staaten wie für die 
Einzelkapitale auch die letzten Schlupflöcher 
zugemauert. In die Folgen für die Einzelkapi- 
tale und die Konsequenzen in der Produkti- 
on gewährt der Finanzvorstand der Siemens 
AG, Karl-Hermann Baumann, einen kleinen 
Einblick. In einem SZ-Interview wurde er ge- 
fragt: »Wie hoch sind denn die Kosten, die 
Siemens durch die unterschiedlichen eu- 
ropäischen Währungen hat ?« Baumann: » 
Wir haben nie versucht, das auszurechnen. 
Wir haben aber die Preisunterschiede auf 
den Märkten ermittelt. Denn nach der Ein- 
führung des Euros und durch die dadurch 
entstehende Preistransparenz wird es zu ei- 
ner Anpassung der Preise im gemeinsamen 
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Markt kommen.« SZ: »Nach oben oder nach 
unten?« Baumann: »Preise passen sich im- 
mer nach unten an. Das ist leider so.« (SZ 
12.12.96) 

Die Konsequenz dieses Preisanpassungs- 
effektes wird - trotz aller betriebswirtschaftli- 
chen Vorteile, die Siemens aus der WWU zie- 
hen wird (Wegfall der Hedgingkosten, starke 
Reduzierung der Transaktionskosten, Eins- 
parungen beim Marketing etc.) - unmittelbar 
eine erhebliche Verschärfung der sogenann- 
ten »Standortpolitik« sein, um die Löhne, die 
Arbeitszeiten und die Arbeitsbedingungen 
den entsprechend verschärften »Standortbe- 
dingungen« anzupassen. Die Freude der Sie- 
mens AG über die Einführung des Euro trübt 
das naturgemäß keineswegs, » denn er ist eine 
notwendige Fortentwicklung des gemeinsa- 
men Marktes. Er bietet den darin tätigen Un- 
ternehmen erhebliche Vorteile« (K.-H. Bau- 
mann). 


Was die »Opposition« dazu sagt 
Eines dürfte nach allem bisher Gesagten klar 
sein: Eine Linke, die sich und ihr Ziel einer 
von Ausbeutung und Unterdrückung freien 
Gesellschaft ernst nimmt, kann nur im un- 
versöhnlichen Gegensatz zur WWU stehen 
und sie auf das Entschiedenste bekämpfen, 
egal ob ihr dabei aufgeschreckte Kleinbürger 
und Mittelständler unter dem dümmlich-re- 
aktionären Banner des DM-Nationalismus 
den Weg kreuzen oder nicht! Daß die REP's 
oder Brunners »Bund Freier Bürger« (BFB) 
dabei trotz der gemeinsamen WWU-Ableh- 
nung kein Bündnispartner sondern ein wei- 
terer - allerdings politischer als bisher - zu 
bekämpfender Gegner sind, ist klar. Wie steht 
es aber mit den Kräften der politischen und 
sozialen »Opposition« in Deutschland ? Was 
ist von ihnen im Zusammenhang mit der 
WWU zu erwarten? 

Beim DGB und seinen Einzelgewerk- 
schaften fiel bei allen Aktivitäten gegen das 
Sparpaket und die Kürzung der Lohnfort- 
zahlung im Krankheitsfall auf, daß sie sich, 
trotz aller Desorientierung und heftigen 
Schwankungen zwischen Kampf und Kunge- 
lei nach dem Scheitern des »Bündnisses für 
Arbeit« in einem treu blieben: Seine Funk- 
tionäre haben es in allen ihren Reden, Arti- 
keln und Flugblättern tunlichst vermieden, 
den grundlegenden Konsens der »Standort- 
politik« aufzukündigen, eine ernsthafte Aus- 
einandersetzung mit den Kämpfen in Frank- 
reich, Belgien, Italien, Spanien oder Grie- 
chenland zu führen (im Gegenteil, derglei- 
chen wurde eher als »Sozialromantik« 
abgetan) und die Begriffe Maastricht, Euro 
oder WWU auch nur zu erwähnen, ge- 
schweige denn sie als Hintergrund der Kür- 


zungsorgie und der Kapitalangriffe zu the- 
matisieren und den Kampf gegen die WWU 
aufzunehmen. 

Genauso wie der DGB, bzw. sein Funk- 
tionärskörper, nur gegen »Kapitalismus pur« 
ist, genauso tritt er auch nur gegen »wilde 
Deregulierung« in Europa auf. Gegen die re- 
gulierte Deregulierung (welch Widersinn in 
sich!), bei der die Gewerkschaftsführung zu- 
vor sozialpartnerschaftlich konsultiert wird, 
ist natürlich nicht das Geringste einzuwen- 
den. So verkündet etwa der Direktor des Eu- 
ropäischen Gewerkschaftsinstituts und als 
solcher einer - wenn nicht - der Vordenker 
des EGB und des DGB in Europafragen, Rei- 
ner Hoffmann, kampfstark: »Wir sind nicht 
nur entschieden gegen wilde Deregulierung, 
sondern ebenso entschieden - wie übrigens 
der EGB und seine Mitgliedsbünde insge- 
samt - für die Währungsunion. Doch wie 
kann man die Währungsunion verwirkli- 
chen, angesichts von über 20 Millionen Ar- 
beitslosen in Europa? Das ist doch das große 
Problem.« (Die Mitbestimmung 5/96, S.24) 

Wer solche Sorgen hat, dessen »Forderun- 
gen« sehen auch entsprechend aus. Unter 
dem wohlklingenden Titel »die soziale Di- 
mension des Integrationsprojektes« erschöp- 
fen sie sich darin, die Sozialcharta und das 
Sozialprotokoll zum Maastrichter Vertrag di- 
rekt in diesen aufzunehmen, eine ebenso ne- 
bulöse wie illusorische, »europäische Be- 
schäftigungspolitik« zu betreiben, die Rechte 
des Europa-Parlamentes zu stärken, »eine 
Reorganisation der Entscheidungsstruktu- 
ren« durchzuführen und auf reine Informa- 
tions- und Konsultationsrechte beschränkte 
Euro-Betriebsräte zu schaffen (ebenda S.25). 
Die von DGB und EGB so hochverehrte So- 
zialcharta stammt aus dem Jahre 1989 und 
wurde damals als Trost-Bonbon kreiert, um 
den sozialpartnerschaftlichen EGB-Gewerk- 
schaften die Zustimmung zum EG-Binnen- 
markt ein wenig zu erleichtern. Sie enthält ei- 
ne Reihe von absoluten Mindeststandards in 
bezug auf Arbeitszeit, Arbeitsbedingungen 
sowie gewerkschaftliche und betriebliche 
Vertretungsrechte der Lohnabhängigen, der 
beizutreten sich heute nur noch die Tory-Re- 
gierung in Großbritannien weigert. Kaum et- 
was könnte die Genügsamkeit und die Un- 
terordnung unter das Diktat des Kapitals 
besser aufzeigen als der Eifer, mit dem EGB 
und DGB noch immer versuchen, an diesem 
sauren Drops zu lutschen, der für die Arbei- 
ter und Angestellten beispielsweise in Frank- 
reich, Deutschland, den Niederlanden, 
Österreich, Dänemark, Schweden etc. rein 
gar nichts erbringt. Das Sozialprotokoll zum 
Maastrichter Vertrag von 1992 ist zwar Jünge- 
ren Datums, in seinem Inhalt aber eher noch 


beliebiger und belangloser und darüberhin- 
aus von den Regierungschefs der EU-Staaten 
bereits beschlossen. 

Daß Hoffmanns Position keineswegs sei- 
ne Privatmeinung ist, bestätigt in derselben 
Ausgabe der »Mitbestimmung« DGB-Chef 
Dieter Schulte in höchst eigener Person: 
»Dieser Druck in Richtung Besitzstandsab- 
bau kann sinnvoll nur durch europaweit gül- 
tige Mindestnormen aufgefangen werden.« 
Hoffmanns italienischer Kollege Prof. Dr. 
Bruno Veneziani hatte es in dem Round-Ta- 
ble-Gespräch mit Hoffmann u.a. herzerfri- 
schend deutlich und absolut unwiderspro- 
chen auf den Punkt gebracht: »Es geht um 
Mindestrechte für Menschen, die in soge- 
nannten atypischen Beschäftigungsverhält- 
nissen arbeiten und die bislang in einigen 
Ländern von den kollektivvertraglichen 
Schutzbestimmungen sogar ausdrücklich 
ausgeschlossen sind. Im Gegenzug könnten 
wir die aus Wettbewerbsgründen wohl not- 
wendige Flexibilisierung auf dem Arbeits- 
markt respektieren. Bei dieser Prämisse setzt 
unser Vorschlag an.« 

Solche » Prämissen« sind die Folge der na- 
tionalen Beschränktheit des größten Teil der 
europäischen Gewerkschaftsbewegung, die 
weder geistig noch praktisch in der Lage ist, 
auf die »globalen Herausforderungen« des 
europäischen und des internationalen Kapi- 
tals zu reagieren. Die lächerliche, über kein- 
erlei Unterbau verfügende und zu keinerlei 
Initiative fähige Attrappe »Europäischer Ge- 
werkschaftsbund« ist davon ebenso Aus- 
druck, wie der fehlende Kampf um wir wirk- 
kungsvolle Europäische und Internationale 
Betriebsräte oder die weitgehende Nicht-Be- 
richterstattung der Gewerkschaftspresse über 
Maastricht und die soziale Situation und die 
sozialen Kämpfe in Europa. 

Auf den ersten Blick könnte man den Ein- 
druck gewinnen, die deutsche Sozialdemo- 
kratie oder zumindest ein Teil von ihr, näm- 
lich der von Gerhard Schröder repräsentier- 
te, sei da radikaler. Doch weit gefehlt. Das 
einzige was an Schröders Äußerungen, auch 
den jüngsten, wirklich fortschrittlich ist, ist 
daß er damit das de facto herrschende Dis- 
kussionsverbot über Euro und WWU durch- 
bricht und die entsprechenden Beschlüsse 
wieder zur Disposition stellt. Inhaltlich sind 
sie freilich Ergebnis einer rechten und natio- 
nalistischen Stoßrichtung und - wie Ober- 
kassierer Theo Waigel richtig auffiel - einer 
»populistischen Profilierungssucht« (SZ 30. 
12.96). 

Schröders Credo ist nicht der Kampf ge- 
gen die WWU von den Interessen der Lohn- 
abhängigen und Erwerbslosen aus, sondern 
das wahltaktische Spielen mit den, in der ge- 
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samten Bevölkerung vorhandenen, Vorbe- 
halten gegen den Maastrichter Vertrag und 
das Bedienen der - nicht ganz unberechtigten 
- Inflationsängste sowie des DM-Nationalis- 
mus nach gutem alten sozialdemokratischen 
Integrationsmuster: »Wenn Ende ‘97 erkenn- 
bar ist, daß man das nur mit unerhörten so- 
zialen und politischen Schleifspuren erreicht, 
dann sollte man sich nicht unter Termin- 
druck setzen. Statt des festen Datums 1999 
sollten wir uns dann aber nicht gleich wieder 
auf einen festen Termin wie 2002 festlegen. 
Das muß ein Prozeß sein. Die SPD hat gar 
keinen Grund, sich heute definitiv auf ein 
Pro unter allen Umständen festzulegen. Sie 
sollte ihre Entscheidung von der Entwick- 
lung abhängig machen.« (Focus Nr. 1/97) 

Bei dieser Haltung kann Schröder laut ei- 
ner gleichzeitig vom INRA-Institut durchge- 
führten, Focus-Umfrage zwar auf die über- 
wältigende Mehrheit der befragten SPD- 
Sympathisanten bauen (61% seien gegen den 
Euro und nur 35% dafür, gar 79% forderten 
eine Volksabstimmung über die WWU), in 
der Partei hingegen ist er total isoliert. Kein 
einziger SPD-Politiker hat in der durch seine 
Focus-Äußerungen losgetretenen Diskussion 
für ihn Position bezogen. Im Gegenteil, La- 
fontaine, Scharping, Wieczorek-Zeul & Co. 
machen keinen Hehl aus ihrer absoluten Ge- 
folgschaftstreue zum Projekt WWU. So ver- 
kündete SPD-Chef Lafontaine bspw. in der 
entsprechenden Bundestagsdebatte im De- 
zember: »Wir stimmen überein und sagen: 
Wir wollen die WWU zum vorgesehenen 
Zeitpunkt und zwar selbstverständlich bei 
vertragsgemäßer Anwendung der Konver- 
genzkriterien. Ich rate nicht zu sagen: bei 
strikter Beachtung der Konvergenzkriterien, 
das klingt in Gesamteuropa etwas zu 
deutsch.« (Das Parlament 20./27.12.96). Nur 
fähig genug sei die Kohl-Regierung dafür 
nicht sie nahme zuwenig Rücksicht auf die 
französische Bourgeoisie und schere sich - 
erstaunlicherweise - nicht um die weiter an- 
wachsende Massenarbeitslosigkeit in Europa. 
Daher lautet die zündende Parole der Sozial- 
demokratie: »Greifen Sie doch das auf, was 
der französische Nachbar vorschlägt. Setzen 
Sie sich zusammen, um zu einem Pakt über 
Wachstum und Beschäftigung zu kommen.« 
(ebenda) In der SZ vom 30.12.96 ist es noch 
eindeutiger formuliert: »Lafontaine fordert 
erneut ... ein Bündnis für mehr Wachstum 
und für neue Arbeitsplätze anzustreben.« 
Kennen wir das nicht irgendwoher? 

DIE GRÜNEN ihrerseits sind, befangen 
von der Angst vor einem »deutschen Sonder- 
weg« und gefangen in der (Realo-)Logik des 
Kapitals, mittlerweile die beflissensten Hand- 
langer von Kohl & Kapital in Sachen WWU. 
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Während die Grünen noch vor einigen Jah- 
ren vors Bundesverfassungsgericht zogen, 
um zumindest gegen Teile des Maastrichter 
Vertrages zu klagen und sich dabei, wie nicht 
anders zu erwarten, eine klare Abfuhr holten, 
ist es ihrem Fraktionsvorsitzenden Joseph Fi- 
scher heutzutage ein inneres Anliegen, dem 
»Herrn Bundeskanzler« im Parlament aus- 
drücklich zu versichern, daß »Sie das Haupt- 
problem in Ihren eigenen Reihen bekommen 
werden. Sie werden es nicht mit der demo- 
kratischen Linken hier im Hause bekom- 
men«, denn die steht - anders als ein Ed- 
mund Stoiber (CSU), über den sich Fischer 
in diesem Zusammenhang bitter beklagt - in 
Treue fest zur WWU: »Insofern teilen wir 
zwar die allgemeinen, weihevollen Reden 
über Europa; die sind alle richtig, die waren 
immer richtig, die teilen wir, das wissen Sie, 
Herr Bundeskanzler«. (Das Parlament 20./ 
27. 12.96) Doch die »demokratische Linke« 
im Hohen Hause zu Bonn sieht »die Ent- 
wicklung mit großer Sorge«, weil dem Maa- 
stricht-Europa »eine fundamentale Krise« 
droht - die Gefahr einer massenhaften sozia- 
len Opposition, wie sie in Frankreich bereits 
existiert. 

Und wie steht es um die PDS? Nun, wie 
immer. Sie ist innerlich hin- und hergerissen 
zwischen dem brennenden Wunsch, in einer 
»rot«-grünen Bundesregierung mitzuregie- 
ren und der Notwendigkeit, die Interessen 
der Krisen- und Vereinigungsverlierer vor al- 
lem - aber nicht nur - in Ostdeutschland zu 
vertreten, wenn sie weiterbestehen und ins- 
besondere in Westdeutschland noch wachsen 
will. Gerade die Bevölkerung der »neuen 
Bundesländer« jedoch ist nach ihren Erfah- 
rungen mit der deutschen WWU der Maa- 
strichter WWU gegenüber noch kritischer 
eingestellt als die in den »alten«. Laut der be- 
reits zitierten Focus-Umfrage fordern 81% 
der Ostdeutschen einen Volksentscheid über 
den Euro, gegenüber »nur« 72% der West- 
deutschen. (Focus 97) Nach einer Allens- 
bach-Umfrage lehnen 55% der Ostdeutschen 
die WWU ab, bei 47% Ablehnung im BRD- 
Durchschnitt (SZ 12.12.96). 

Selbst ausgewiesene Rechtsausleger ın der 
Partei, wie Gregor Gysi, kommen trotz ihrer 
grundsätzlichen Zustimmung zum Projekt 
einer kapitalistischen europäischen WWU 
nicht umhin, deren Vertagung ZU fordern. 
Auf der Europapolitischen Konferenz der 
Bundestagsgruppe der PDS vom 17. ° 19.11.95 
in Berlin erklärte Gysi: »Und deshalb, glaube 
ich, ist die entscheidende Aufgabe für die 
Linke - neben dem Kampf um einen hohen 
Standard von Menschenrechten - der Kampf 
um die richtigen steuerlichen, ökonomi- 
schen, ökologischen und sozialen Bedingun- 


gen als Voraussetzung einer Währungsunion. 
Nicht der Kampf gegen die Währungsunion 
steht auf der Tagesordnung, sondern der 
Kampf um eine Währungsunion, in der die 
Voraussetzungen stimmen. Das heißt, die 
Währungsunion kann nur der Schlußpunkt 
einer solchen Entwicklung sein, aber sie kann 
nicht der Beginn sein, mit dem eine Entwick- 
lung nach unten erzwungen wird, noch dazu 
eine, die auf dem Feld der Arbeitsmarktpoli- 
tik katastrophale Folgen haben wird« (PDS- 
Broschüre »Europa und die Linken - Traum 
und Wirklichkeit«, S.20). 

Der Hauptredner der PDS in der letzten 
Bundestagsdebatte zur WWU, Manfred Mül- 
ler, ging - obwohl auch kein Vertreter der 
PDS-Linken - noch einen Schritt weiter: »Die 
einzigen Teilnehmer, die von dieser mo- 
netären Gemeinschaft voraussichtlich profi- 
tieren werden, sind die exportstarken deut- 
schen Konzerne. Das kann man ja wollen, 
Herr Bundeskanzler. Dann muß man ... aber 
auch ... den Mut zu dem Eingeständnis ha- 
ben, daß diese Währungsunion eine Benefiz- 
veranstaltung für die Besitzer großer Geld- 
vermögen und für die Aktionäre exportori- 
entierter Großkonzerne ist.« (Das Parlament 
20./27.12.96) 

Fazit: Die PDS ist die einzige Kraft unter 
den sogenannt »oppositionellen« Großorga- 
nisationen in Deutschland, die sich dem 
WWU-Staatskonsens verweigert und - 
zunächst einmal verbal - dagegen auftritt. Sie 
ist dabei freilich vom überlebten und zum 
Scheitern verurteilten Wunsch nach Neuauf- 
lage einer »echten & kämpferischen« Sozial- 
demokratie und dem heißen Verlangen, mit- 
zuregieren geprägt und gezeichnet. Wenn 
dies von der revolutionären Linken bedacht 
und öffentlich immer wieder eindeutig aber 
auch solidarisch kritisiert wird, könnte die 
PDS durchaus - zumindest für eine gewisse 
Zeit - Partner eines breiten Basisbündnisses 
gegen das Europa des Kapitals sein. 


Vorhersehbare Einwände 
Trotz allem werden nicht wenige Linke bei 
der Forderung »Ersatzlose Streichung des 
Maastrichter Vertrages! - Keine kapitalisti- 
sche Wirtschafts- und Währungsunion in 
Europa!« ersteinmal kräftig zusammen- 
zucken. Die Fragen und Bedenken, die auf. 
treten werden, sind unschwer vorherzusehen: 
Müssen wir als Internationalisten den Ge- 
danken der europäischen Einigung nicht 
grundsätzlich begrüßen? Leisten wir mit ei- 
nem Kampf gegen die WWU nicht dem 
deutschen Nationalismus und den Rechtsra- 
dikalen Vorschub? Können wir paar Linken 
in Deutschland gegen ein solches Mega-P 
jekt etwas ausrichten? Ist der P 


ro- 
rozeß3 der Ka- 


pitalkonzentration und der Internationali- 
sierung des Kapitals nicht eine historische 
Gesetzmäßigkeit? Läßt der sich überhaupt 
aufhalten? Und wenn ja, was käme denn 
dann nach einer gescheiterten WWU? 

Alle diese Einwände lassen sich im Grun- 
de recht einfach beantworten. Die Tatsache, 
daß solcherlei Fragen bei den Linken in 
Frankreich, Italien, Spanien, Griechenland 
etc..- außer im sozialdemokratischen Bereich 
- so gut wie nicht auftreten, sagt allerdings ei- 
niges über den Zustand der Linken in 
Deutschland aus. Um gleich mit dem ı. Ein- 
wand zu beginnen: Linker oder sozialisti- 
scher Internationalismus ist keine inhaltslee- 
re Form. Er unterscheidet sich vom bürgerli- 
chen Kosmopolitentum gerade dadurch, daß 
er parteiisch antikapitalistisch und antiimpe- 
rialistisch ist und damit solchen Projekten 
wie der WWU diametral entgegengesetzt! 

2. Das Schreckgespenst des deutschen Na- 
tionalismus, des »deutschen Sonderwegs« als 
heute noch aktueller Option des deutschen 
Kapitals ist schlicht absurd und überlebt. Es 
geistert noch durch die Köpfe eines großen 
Teils der deutschen Linken, weil wir das 
Trauma des deutschen Faschismus, das Trau- 
ma der Niederlage von 1933 noch immer 
nicht überwunden haben und fortfahren 
Schlachten zu schlagen, die längst vergangen 
sind. Dabei laufen wir Gefahr, die real anste- 
henden Kämpfe entsprechend umzuinter- 
pretieren oder gar zu übergehen und uns da- 
mit unsere nächste historische Niederlage 
selbst zu organisieren. Kein einziger der be- 
stimmenden Sektoren des deutschen Kapitals 
setzt heute mehr auf den nationalistischen 
Alleingang, deren Option ist eindeutig und 
ausschließlich der »europäische Weg«, die 
WWU. Daß Rechtsradikale, unterstützt von 
Teilen des Mittelstandes und des Kleinbür- 
gertums, mit sozialer Demagogie versuchen, 
die berechtigten sozialen Forderungen der 
Massen in ihr Gegenteil zu verkehren, sollte 
spätestens seit der Agitation der NSDAP ge- 
gen das »raffende jüdische Wucherkapital« 
bekannt sein. Sollte die Linke deshalb etwa - 
aus Angst dem Antisemitismus Vorschub zu 
leisten - auch ihren Kampf gegen das Kapital 
einstellen? 

3. Auch wenn das für Linke in Deutsch- 
land sicherlich eine eher seltene und viel- 
leicht sogar beängstigende Erfahrung ist, ha- 
ben wir bei der Ablehnung der WWU - stim- 
mungsmäßig - doch die Mehrheit der Bevöl- 
kerung hinter uns. Laut der INRA-Umfrage 
für Focus 1/97 lehnen 54% der Deutschen 
den Euro ab, nur 39% befürworten ihn. Die- 
se Daten werden von einer noch aktuelleren 
Umfrage der linksliberalen »Woche« be- 
stätigt. Danach sprachen sich 56% der 1005 
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Befragten gegen den Euro aus, 31% waren 
dafür und 73% verlangten eine Volksabstim- 
mung über diese Frage (» Die Woche« 9.1.97). 
Die Ängste, die dahinterstehen sind laut IN- 
RA-Umfrage für 71% ein befürchteter An- 
stieg der organisierten Kriminalität, für 63% 
eine erwartete höhere Arbeitslosigkeit, für 
62% der Verlust an Sozialstandards, für 57% 
eine größere Bürokratisierung und nur für 
31% die Angst vor dem Verlust der eigenen 
nationalen Identität, Kultur und Sprache. 
(Focus 197) Da sollten sich linke Ängste, mit 
dem Kampf gegen das Europa des Kapitals 
Wasser auf die Mühlen der Rechtsradikalen 
zu leiten, eigentlich in Grenzen halten. Um- 
gekehrt wird ein Schuh daraus: Wenn wir als 
Linke diesen Kampf nicht aufnehmen und 
mit Entschiedenheit vom sozialen, um nicht 
zu sagen vom Klassen-Standpunkt aller Aus- 
gebeuteten und Unterdrückten in der BRD, 
in Westeuropa und weltweit aus führen, wer- 
den wir uns wirklich der Förderung des 
Rechtsradikalismus schuldig machen. 

Die Frage des Maastrichter Vertrages über 
die WWU wird in 1997 und 98 hinter allen 
Angriffen auf den Rest-Sozialstaat, die Löhne 
und die gesamten Lebens- und Arbeitsbedin- 
gungen in der BRD und in Westeuropa ste- 
hen. Niemand kommt mittlerweile mehr an 
der Erkenntnis vorbei, daß die Soziale Frage 
auf der Tagesordnung steht - selbst die auto- 
nom-sektiererische »Interim« nicht (siehe 
Editorial der Interim Nr. 402, 19.12.96). Auf 
diese Frage und die herben Angriffe, die die 
»Spar- und Standortpolitik« in 1997 ff. für 
uns bereit hält, läßt sich ohne den Kampf ge- 
gen Maastricht nur nach Art des DGB ant- 
worten. 

4. und 5. Die Beobachtung, daß das 
WWU-Projekt nicht der Beginn, sondern die 
Folge der historischen Tendenz des Kapitals 
zur Konzentration und Internationalisierung 
ist, ist durchaus zutreffend. Insofern stellen 
wir uns mit dem Kampf gegen die WWU 
tatsächlich gegen »die geschichtliche Ent- 
wicklung« des Kapitalismus, wohlwissend 
daß die Ausformung dieser Entwicklung im- 
mer vom politischen Kräfteverhältnis der 
Klassen abhängig und der Kapitalismus bei- 
leibe nicht das letzte Wort der Geschichte ist. 
Im Gegenteil, er zeigt sich, trotz des Zusam- 
menbruchs der meisten sozialistischen Staa- 
ten, immer weniger in der Lage, die Bedürf- 
nisse der Menschheit zu befriedigen bzw. sich 
aus seiner strukturellen Krise zu breien. Dar- 
über hinaus ist der »Euro« historisch der er- 
ste Versuch, überhaupt die Währungen sowie 
die Finanz- und Wirtschaftspolitiken einer 
ganzen Gruppe hochentwickelter kapitalisti- 
scher Staaten miteinander zu verschmelzen. 
Nirgendwo steht geschrieben, daß dieser er- 
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ste Versuch gelingen muß! Das Gegenteil zu 
behaupten, liefe darauf hinaus sich, in den 
Fatalismus zu flüchten. Im gemeinsamen 
Kampf gegen die WWU liegt für die europäi- 
sche Linke die Chance, sich selbst zu vereinen 
und zu stärken und das europäische Kapital 
zu spalten und zu schwächen. Es versteht sich 
von selbst, daß eine solche Niederlage für das 
Kapital und das sich daraus ergebende strate- 
gische Patt kein Dauerzustand sein kann, 
sondern nach einer grundlegenden Klärung 
verlangt. Insofern kann der Kampf gegen das 
WWU-Projekt nur ein erster Schritt »in die 
richtige Richtung« sein, denn: 


Die Enkelin und ihr Opa wollen Sozialismus in 
Eur opa! (und weltweit!) 


Was zu tun ist 
Für übertriebenen Pessimismus besteht kein 
Grund. Nicht, daß wir hier bestreiten woll- 
ten, daß die Linke (nicht nur in der BRD) im 
Vergleich zu den 7oer und 80er Jahren massiv 
geschwächt, reduziert und frustriert ist. Das 
ist eine Tatsache. Aber wir sind so dreist zu 
behaupten, daß mit der Entwicklung im ver- 
gangenen Jahr (1996) die Talsohle durch- 
schritten ist, was die massenhaften Kämpfe 
gegen die Sparpakete, die Kürzung der Lohn- 
fortzahlung, die Semestergebühren oder die 
Castor-Transporte (auch wenn sie nur ZT. 
erfolgreich waren) ebenso gezeigt haben wie 
die organisatorische Konsolidierung der ver- 
bliebenen Rest-Linken. Und die anstehenden 
sozialen Kämpfe können ein quantitativer 
wie qualitativer »Jungbrunnen« für die Lin- 
ke, für ihr Bewußtsein, ihre Kampfkraft und 
ihren Einfluß sein. Weg vom nur defensiven 
Sysiphus-Kampf gegen die Symptome der 
Symptome, wie es beispielsweise der Kampf 
gegen die Neonazi-Szene ist, hin zu einem 
umfassenden sozialen Kampf gegen den Ka- 
pitalismus und für eine freie, gleiche und so- 
lidarische - man könnte auch sagen soziali- 
stische - Gesellschaft, die sich an der Befrie- 
digung der Bedürfnisse aller orientiert. Hier 
stellt sich im übrigen auch die Frage, wie es 
mit den ein, zwei und mehr Jahrzehnte lang 
gebrüllten Forderungen nach »internationa- 
ler Solidarität«, nach »einer Front in Europa« 
und »der Kampf um Befreiung ist internatio- 
nal« wirklich bestellt ist. Jetzt ıst ihr Inhalt re- 
al gefordert und real möglich. Diesen realen 
Anforderungen gerecht zu werden, würde 
7.B. bedeuten, die Kontakte zu französischen, 
britischen, spanischen, italienischen u.a. Lin- 
ken auch auf örtlicher Ebene erheblich zu in- 
tensivieren, einen kontinuierlichen Erfah- 
rungsaustausch, gemeinsame Veranstaltun- 
gen, Aktionen und auch Demonstrationen 
zu organisieren bzw. sich daran zu beteiligen 


(wie z.B. am Projekt des europäischen Ar- 
beitslosenmarsches von Mitte April - Mitte 
Juni 97 mit der großen Abschlußdemonstra- 
tion am 14.6.97 in Amsterdam). 
Darüberhinaus strotzt auch die Gegensei- 
te nicht eben vor Kraft. Große Teile des deut- 
schen (Klein-)Bürgertums sind von der 
WWU wenig begeistert, weil auch sie sich als 
Verlierer wähnen. Unter den EU-Staaten gibt 
es eine ganze Reihe politischer und ökono- 


mischer Wackelkandidaten. Die WWU 
»bleibt ... ein riskantes Unterfangen«, wie 
höchste schweizer Regierungsbeobachter 


trocken feststellen (NZZ 5.11.96), und sie 
wird selbst bei pünktlichem Beginn die er- 
sten Jahre über ökonomisch extrem instabil 
sein. Für vorzeitige Resignation besteht also 
kein Anlaß. 

Vielmehr sollte und muß es unsere Aufga- 
be sein, die bisher weitgehend zersplitterten 
und isolierten Abwehrkämpfe gegen die Kür- 
zungs- und Umverteilungspolitik in basisori- 
entierten und klassenkämpferischen Bünd- 
nissen gegen Sozialabbau zusammenzu- 
führen, den WWU-Hintergrund dieser Maß- 
nahmen zu thematisieren, die Diskussion 
über Maastricht zu forcieren und zu einer 
Verbindung und gemeinsamer Handlungs- 
fähigkeit der Linken in Schule, Universität, 
Arbeitsamt, Betrieb und Gewerkschaft zu 
kommen. Das hieße u.a. auch: als arbeitsloser 
Linker nicht bloß »irgendwie in der Szene«, 
sondern mit anderen Betroffenen eben »auch 
mal« als linke Erwerbslosengruppe aktiv zu 
werden. 

Wie sich jetzt bereits abzeichnet, werden 
wir bei dieser Auseinandersetzung recht 
schnell mit der Forderung nach einer Volks- 
abstimmung konfrontiert sein. In den Reihen 
der PDS wird diese Parole, wenn auch noch 
vorsichtig, bereits intoniert und die Rechts- 
radikalen um Brunners »Bund Freier Bür- 
ger« sowie »Die Republikaner« fordern sie 
zum »Erhalt unserer DM« sowieso. Für uns 
sollte die Frage der Volksabstimmung keine 
Glaubensfrage, sondern von rein taktischer 
Relevanz sein. Es lassen sich damit in be- 
stimmten Situationen durchaus sehr gute 
propagandistische Erfolge erzielen. Das hat 
die Anfang der 50er Jahre von der KPD in Ei- 
genregie organisierte »Volksabstimmung« 
über die Wiederbewaffnung mit ihrer millio- 
nenfachen Beteiligung (und Ablehnung der 
Bundeswehr) ebenso gezeigt wie die Abstim- 
mungen über den WWU-Beitritt ın Däne- 
mark, Norwegen und der Schweiz. In allen 
drei Fällen wurde der Beitritt zunächs einmal 
abgelehnt, in Frankreich hingegen sind die 
WWU-Gegner sehr knapp gescheitert. Im 
französischen Falle hat die Opposition ihr 
Blatt damit allerdings für's erste ausgereizt 


und in Dänemark wurde halt solange abge- 
stimmt, bis das Ergebniss »stimmte« (knap- 
pes Ja zur WWU in der zweiten Abstim- 
mung). Eine Wunderwaffe ist solch ein 
»Volksentscheid« also beileibe nicht. Er ist 
vielmehr ein eher heikles Mittel, das taktisch 
wohlerwogen sein will und im übrigen in der 
deutschen Verfassung bisher auch gar nicht 
vorgesehen ist. 

Entscheidend wird im Kampf gegen die 
WWU etwas anderes sein, die Frage nämlich 
inwieweit es gelingt, ähnlich oder sogar noch 
weitergehender als im Herbst 95 in Frank- 
reich die Dynamik einer von Arbeitern und 
Arbeiterinnen, Erwerbslosen, Schüler(in- 
ne)n, Studierenden, Gesundheitsberufen, 
Rentnern etc. gemeinsam getragenen mas- 
senhaften und radikalen Streik- und Protest- 
bewegung gegen die »Spar- und Standortpo- 
litik« und ihren WWU-Hintergrund zu ent- 
wickeln und mit den übrigen Kämpfen in 
Westeuropa soweit wie möglich zu verbin- 
den, um das Projekt WWU zu kippen. 


Theoriegruppe der Antifa-AG der Uni Han- 
noVver 9.1.1997 


Fotos aus: Der Alltag 2/9ı Opernhaus Zürich, Konı NorD- 
MANN. FotoPress ’95 XAvIErR RıBas, Männer, Männer ... 
Newport 
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Das Tımbre ın der Stimme 


ZUM STAND DER ZUKÜNFTIGEN POTENTIALE VON TELEARBEIT 


Nach der Transformation von gesellschaftli- 
cher Arbeit durch die Entwicklung von In- 
lformationstechnologie zu fragen, verspricht 
allemal mehr Erkenntnisse, als die mit »posi- 
tiven« und »negativen« Projektionen glei- 
chermaßen aufgeladenen Diskurse um Kin- 
(derpornos und Auschwitzleugner im Inter- 
net, Demokratieverheißung(1), globales 
Dorf, vollständige Verdatung und 
Bewachung(2), um unendliche Profite durch 
pay-per-view, durch CyberCash und Teles- 
hopping. Dieses ohrenbetäubende ideologi- 
sche Getöse, das quer durch alle politischen 
Lager beständig um die falsche Dichotomie 
Internet-Euphorie versus Kulturpessimis- 
mus kreist, macht es allerdings zu einem er- 
heblichen Problem, auch nur die Fragen 
richtig zu stellen: Ohne eine genauere Be- 
schäftigung mit der zugrundeliegenden 
Technologie und der tatsächlichen Praxis ih- 
rer Anwendung im Arbeitsprozeß gehen 
scheinbar unvermeidlich unreflektierte A- 
Priori-Annahmen in die Fragestellungen mit 
ein, die hinterfragt werden müssen, bevor 
Weiterungen, wie die Auswirkung auf 
menschliche Kommunikation, das soziale 
Zusammenleben oder die Bedingungen 
zukünftigen Widerstands zu klären sind. Zu 
leicht könnten sie sich sonst im wahrsten 
Sinne des Wortes als gegenstandslos erwei- 
sen. 

Gegenstand soll deshalb hier ein einge- 
grenztes Phänomen der Digitalisierung und 
Vernetzung, das der Telearbeit, sein. Um ein 
wesentliches Ergebnis vorwegzunehmen: Es 
wird sich nicht wirklich eingrenzen lassen, 
auch dieser Gegenstand zerfließt bei näherer 
Betrachtung zwischen den Fingern, aber 
dennoch läßt sich recht gut beschreiben, was 
als reine Telearbeit aufzufassen wäre(3): Der 
Arbeitsplatz am Draht, mit der Außenwelt 
nur mit einer Datenleitung verbunden. Und 
in dieser Isolation: Arbeit an digitalisierten 
Informationen, die den daran Arbeitenden 
idealtypischerweise räumlich völlig unge- 
bunden über Wide-Area-Netze oder das In- 
ternet im Rohzustand übermittelt werden 
und nach Bearbeitung auf selbem Wege wie- 
der zurückfließen. Technisch lassen sich 
selbstverständlich auch alle damit verbunde- 
nen Anweisungen, Abstimmungen, Rückfra- 
gen etc. über E-Mail abwickeln, so daß 
Heimarbeitsplätze ohne jeglichen räumli- 
chem Bezug und sozialen Kontakt - zumin- 
dest zu anderen Arbeitenden - ohne weiteres 


denkbar sind. 


HREF = «dialto:7857281« 
Der Gedanke liegt allerdings nahe, daß zu- 
mindest das gute alte Telefon - nicht weniger 
Raum und Zeit überwindend als das Inter- 


net, aber darüber hinaus völlig unkompli- 
ziert zu bedienen und geeignet, auch das 
Timbre in der Stimme zu übermitteln - inte- 
graler Bestand von Telearbeitsplätzen sein 
dürfte. Und tatsächlich sind weder Telefon 
noch Fax von den meisten Telearbeitsplätzen 
wegzudenken. Daß auch Telefonieren tech- 
nisch gesehen auf dem Wege ist, unter ande- 
ren Internet-Diensten homogenisiert zu wer- 
den und somit als Plug-In des Web-Brow- 
sers(4) zu enden, steht auf einem anderen 
Blatt, mindert aber in keiner Weise die zen- 
trale Bedeutung der dadurch aufgeworfenen 
Frage: Wie verhalten sich in zukünftigen Ar- 
beitsumgebungen abstrakter, symbolischer 
Informationsaustausch zu konkreter, inter- 
subjektiver Kommunikation und - nicht 
oanz zu vergessen - manuellen Verrichtungen 
an - tangentiblen - Gegenständen? 


Beispiele globaler Telearbeit 
» Telecommuter« werden sie in den USA ge- 
nannt. Dort stand bereits 1994 im Zentrum 
jedes zwanzigsten Arbeitsplatzes ein vernetz- 
ter PC, während die deutschen KollegInnen, 
die » TelearbeiterInnen«, weiterhin eine ver- 
schwindende Minderheit bilden(5). In En- 
klaven abseits der kapitalistischen Zentren 
machen dagegen extreme Formen global or- 
ganisierter Informationsarbeit von sich re- 
den. Extrem unterbezahlte Frauenarbeit in 
Abtippzentren fällt dabei schon deshalb als 
erstes ins Auge, weil sie Wasser auf die 
Mühlen der oberflächlichen Da-sieht-man’s- 
mal-wieder-Technologiekritik ist. 


Jamaika - Die Datenkulis sind Frauen 
Vornehmlich in Indien und China, auf den 
Philippinen und in der Karibik erfassen Bild- 
schirmarbeiterinnen für etwa 10.- DM pro 
Zehnstundentag die Daten von Einzahlungs- 
belegen und Personalbögen, tippen Kran- 
kenversicherungsdaten, medizinische For- 
schungsberichte, Adressen von Werbeant- 
worten und Rücksendungen auf Preisaus- 
schreiben, die über Nacht postsäckeweise aus 
den europäischen und nordamerikanischen 
Metropolen eingeflogen werden. Für dieses 
stupide »Data Entry« wurden vornehmlich 
in Freihandelszonen Abtippzentren errichtet, 
etwa » Digiport« in Montego Bay auf Jamaika 
oder »Datamatics« in Bombay. Beide Stan- 
dorte transnationaler Telearbeit verweisen 
nebenbei auf eine wichtige Qualifikation in 
diesem Zusammenhang: Englische Sprach- 
kenntnisse. Die doppelt erfassten Daten wer- 
über Satelliten-Verbindungen nach 
Nord-Amerika und Europa zurückgesandt. 

Die in ihrer großen Mehrheit jungen 
Frauen arbeiten in großen Hallen, die durch 
in lauter kleine Quadrate mit 


den 


Raumteiler 


zwei Meter Seitenlänge unterteilt werden. 
Die Szenerie erinnert frappant an riesige 
Schreibsäle des Schreibmaschinenzeitalters 
vor 50 Jahren. Durch die einseitige Belastung 
der Tipparbeit treten bei den Arbeiterinnen 
nach wenigen Jahren RSI (Repetitive Strain 
Injuries) auf, chronisch verlaufende Trauma- 
tisierungen und Schädigungen von Muskeln, 
Sehnen und Nerven .(6) 

Einige gewichtige praktische Bedingung- 
en sprechen jedoch dafür, daß diese Form des 
» Data Entry«, globales »Outsourcing«(7) auf 
dem Rücken von Frauen, eher eine weitere 
Episode in der Entwicklung internationaler 
Arbeitsteilung bleiben wird: 

1. Die Stupidität der Arbeit. Umso geist- 
tötender eine Arbeit ist, desto schneller wird 
sie durch die Digitalisierung aufgesaugt. Die 
elenden Erwerbsmöglichkeiten der »Fußsol- 
daten der Informationswirtschaft« (US-Ar- 
beitsminister Reich) sind bereits kurzfristig 
massiv bedroht durch beständig fallende Be- 
triebskosten und ebenso beständig steigende 
Leistungsfähigkeit von Scanner- und Texter- 
kennungs-Systemen. Allein bleibende 
Schwächen bei der Texterkennung von 
Handschriften bilden eine gewisse Grenze. 

2. Image und Vertraulichkeit. Um so ge- 
wichtiger die Authenzität und Vertraulich- 
keit eines abzutippenden Dokuments ist, de- 
sto problematischer ist die Herausgabe an ein 
solches Abtippzentrum, und zwar weniger 
wegen Informationsverlusten (diese lassen 
sich durch Doppel-Erfassung und automati- 
schen Abgleich der Ergebnisse leidlich kon- 
trollieren), sondern eher wegen des nicht 
gänzlich auszuschließenden Verlusts von Ver- 
traulichkeit. Damit reduziert sich der Markt 
für »Data-Entry« in Richtung Werbeantwor- 
ten und Preisausschreiben. Eine unaufwendi- 
ge KonsumentInnen-Kampagne Marke »Wo 
lassen Sie eigentlich tippen?« dürfte ein übri- 
ges tun. 

3. Zeit. Allein die Tatsache, daß sich für 
die südostasiatischen Anbieter der Standort- 
nachteil ihrer maximalen Entfernung zu 
ihren nordatlantischen Auftraggeberinnen in 
den Standortvorteil entgegengesetzte Zeitzo- 
ne verkehrt, weil dort Tag ist (und gearbeitet 
werden kann), während auf der atlantischen 
Seite Nacht ist, deutet darauf hin, daß selbst 
eine eintägige Bearbeitungszeit noch gegen 
diese Form der Auslagerung von Routinear- 
beiten spricht. 

4. »Data-Entry« basiert, wie der Name 
schon sagt, auf noch unvollständiger Digita- 
lisierung der betreffenden Kommunikations- 
vorgänge. Der Umstand, dafß3 dabei das »In- 
formations-Rohmaterial« noch auf Schnip- 
seln und Postkarten, also gerade nicht digita- 


lisiert, um den halben Globus angeliefert 
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wird, widerspricht nicht nur der obigen Defi- 
nition von Telearbeit. Er stellt auch einen irr- 
witzigen logistischen und verkehrlichen Auf- 
wand zur Ausnutzung der Billigst-Arbeite- 
rinnen in den Abtippzentren dar, der sich 
zwar bei großen Chargen rechnet, aber den- 
noch ein Kosten- und Zeitfaktor bleibt. 

Zunehmend werden entsprechende 
Nachrichten daher direkt digital ausge- 
tauscht: Die KlientInnen beschicken die Fir- 
mendatenbanken unmittelbar durch Ausfül- 
len entsprechender WWW-Formulare. Bis 
zur flächendeckenden Durchsetzung dieser 
Kommunikationswege wird noch einige Zeit 
vergehen; da sich dabei aber der Aufwand für 
das Unternehmen auf die Unterhaltung eines 
(zumeist ohnehin bereits installierten ) 
WWWJ-Servers reduziert und der Zeitfaktor 
auf Null schrumpft, ist auch aus unmittelbar 
ökonomischer Sicht der Weg dahin vorge- 
zeichnet. Nicht zufällig gehören große Ver- 
sandunternehmen zu den Vorreitern bei der 
Nutzung der entsprechenden Internet-Pro- 
tokolle. 

Hochqualifizierttr und zukunftssicher 
scheint dagegen die Arbeit des Programmie- 
rens zu sein. Und da es sich inzwischen um 
eine streng strukturierte Arbeit handelt, ist 
sie als weltweit verteilte Telearbeit prädesti- 
niert. 


Global Sourcing - Programmieren 
nach Erdbewegung 

» Plötzlich hat der Tag 24 produktive Stunden«. 
Die TELEKOM-Werbespots für die »Info- 
Bahn« haben realen Hintergrund. Eilige 
Softwareprojekte werden tatsächlich bereits 
im weltumspannenden »Staffellauf« zusam- 
menprogrammiert: Wenn es Abend wird in 
Redwood City, Kalifornien (Längengrad: 
120° West), übernehmen Programmierer in 
Laupahoehoe auf Hawaii (200° West, eher 
ein Hochlohn-Standort) den »Code«, geben 
ihn nach getanem Tagwerk weiter(8) nach 
Bangalore in Indien (80° Ost), wo die Pro- 
grammierstunde derzeit noch mit umgerech- 
net nur 15.- Mark zu Buche schlägt. Die 
(noch) zehnmal teureren Programmierer (9) 
im Silicon Valley sind hauptsächlich damit 
beschäftigt, die über Nacht weitergeschriebe- 
ne Software zu testen, zu kommentieren und 
»zusammenzufahren«(10). 


Von Bangalore... 
In der Fünf-Millionen-Stadt Bangalore ım 
Süden Indiens hat sich um das » Indian Insti- 
tute of Science« und andere wissenschaft- 
lich-technische Einrichtungen eine interna- 
tionale High-tech-Region etabliert, in der 
zig multinationale Elektronik-Konzerne 
Entwicklungs-Niederlassungen errichtet ha- 
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ben. Bangalore fungiert jedoch nicht nur als 
verlängerte digitale Werkbank kalifornischer 
Software-Firmen. Gleichzeitig haben sich 
dort selbständige indische Software-Firmen 
etabliert, die kundenspezifische Anwendun- 
gen liefern oder von Bangalore aus per Ter- 
minal-Sitzung direkt in den Firmen-Rech- 
nern ihrer Kunden in London, New Yorck 
und Zürich arbeiten (»Off-Shore«-Datenar- 
beit). | 

Zu deren Angebot zählt neben dieser ex- 
tremsten Form der Telearbeit(11) allerdings 
auch das genaue Gegenteil: »On-Site«-Da- 
tenarbeit, bei der die indischen Programmie- 
rer doch wieder nach Europa und Nordame- 
rika fliegen, um direkt bei KundInnen zu 
arbeiten. Einführung, Schulung, Feinabstim- 
mung über Programm-Oberfläche und Er- 
gonomie erfordern direkten Kontakt mit den 
AnwenderInnen an deren Arbeitsplatz. Diese 
paradoxe Erscheinung ist mitnichten ein un- 
beachtliches Seitenphänomen: Selbst in die- 
sem Bereich wächst der Bedarf nach Face-to- 
Face-Kontakten ständig. Das Verhältnis von 
Informationsvernetzung zu physischer Mo- 
bilität erweist sich als klassisch dialektisches 
Wechselverhältnis: Die Daten-Vernetzung 
erspart zunächst Wege und ermöglicht da- 
durch »enträumlichte« Informationsarbeit 
einerseits, verlangt aber an anderer Stelle 
neue - tendenziell eher großräumlichere - 
Mobilität, die sich direkt aus verdichteten 
überregionalen Kooperationszusammen- 
hängen und den Notwendigkeiten des ver- 
netzten Produktionsprozesses ergeben. 

Bei dieser Gelegenheit übrigens, oder 
auch systematisch durch globales »Head- 
Hunting« kann es auch durchaus vorkom- 
men, daß die Spezialisten aus Bangalore ab- 
geworben werden, was auf das Einkommens- 
niveau dort bereits einen erheblichen Druck 
in die richtige Richtung ausübt. Die nivellie- 
rende Wirkung des globalen Programmie- 
rungs-Marktes auf die Stundensätze macht 
sich hier zumindest lokal positiv bemerkbar - 
die Vereinheitlichung der Lohnniveaus läuft 
zumindest nicht völlig umstandslos auf das 
niedrigste Level zu. Hinzu kommt auch in 
Bangalore das »japanische Problem« (das 
auch im Hintergrund der derzeitigen Kämp- 
fe in Südkorea eine Rolle spielt): die rasante 
Entwicklung des Produktionsniveaus bei 
gleichzeitiger rapider Ver- 
schlechterung von Umweltbedingungen und 
Verfall öffentlicher Infrastruktur, die von den 


Verslumung, 


» Telecommutern« zunehmend unwilliger 


hingenommen wird.(12) 


... nach Katmandu 
So zählt inzwischen selbst eins der ärmsten 
Länder der Welt, Nepal, zu den Software-ex- 


portierenden Ländern. Während sich in Ban- 
galore allmählich eine durchaus interessen- 
bewußte und aufstiegsorientierte Yuppie- 
Kultur etabliert hat, wird dort erneut hoch- 
qualifizierte Arbeit mit Niedrigstlöhnen 
kombiniert. 

Das Beispiel Nepal steht jedoch nicht nur 
für einen globalen Programmierungsmarkt, 
auf dem die Digitalisierung ihre hochbezahl- 
ten Protagonisten in den Zentren frißt. 
Tatsächlich beraubt diese Konkurrenz die 
amerikanischen und europäischen Program- 
mierer ihrer Privilegien und bedroht sie mit 
massiver Erwerbslosigkeit(13). Das Beispiel 
Nepal weist aber auch darauf hin, daß die 
isolierte, ausschließlich auf die Arbeit am 
»Code« beschränkte Programmierarbeit be- 
reits wieder im Absinken begriffen ist und in 
ihrer Bedeutung relativ schrumpfen wird. 
Wiederverwendbarkeit, Modularisierung 
und anwendungsbezogene Programmierung 
bestimmen die Entwicklung und transfor- 
mieren die Programmier-Arbeit zu direkter, 
interaktiver Beratungsarbeit des Software- 
Experten bei der Anwenderin. 


Die Arbeit wandert nicht in den 
Cyberspace 

Aus dieser Beschreibung der Praxis globaler 
Telearbeit ergeben sich m.E. folgende Schlüs- 
se: Telearbeit in dieser zugespitzten Form 
wird eine Randerscheinung bleiben. Auf der 
Verwertungsseite sprechen absehbare weitere 
Rationalisierungsschritte (vollständig digita- 
lisierter Informationsaustausch) und langfri- 
stige Nivellierung von Lohnniveaus gegen ei- 
ne massive Ausbreitung. Auf der Seite des Ar- 
beitsprozesses wird Informationsarbeit im 
Sinne von Symbolverarbeitung auf immer 
neuen Abstraktionsstufen algorithmisiert 
und folglich automatisiert. Was bleibt also? 
Die Tag-Nacht-Verteilung von eiligen Netz- 
arbeiten rund um den Globus und die Arbeit 
an Handschriften und Sprache: Informati- 
onssysteme bleiben auf Dauer unfähig, erste- 
re ausreichend genau zu interpretieren und 
letztere vernünftig zu übersetzen, weil ihnen 
die zentrale Kategorie des Denkens, nämlich 
Bedeutung, verschlossen bleibt. Textüberset- 
zerInnen wären demnach die Berufsgruppe, 
die sich dauerhaft auf Telearbeit umstellen 
muß, der aber auf absehbare Zeit die Er- 
werbsmöglichkeiten nicht ausgehen wird, 
weil Textübersetzungsprogramme auch in 
Zukunft nur krudes Zeug unterschiedlicher 
Qualität ausspucken werden und der ge 
schaftliche Bedarf nach Überse n 
ter zunehmen wird. 


sell- 
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Die Betonung des begrenzten P 
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| arbeit soll nicht suggerieren, 
daß alles nur Globalisier N | 
aß: un Globalisierungs-Hype ist und 


alles beim Alten bleibt. Ganz im Gegenteil: 
Telearbeitsplätze sind nicht ausschließlich 
Heimarbeitsplätze, Tippzentren oder ver- 
netzte Programmierbüros. Eine wachsende 
Rolle spielt das »tragbare Büro«, mit dem 
immer mehr Außendienstmitarbeiter mit 
dem Firmensitz und den dortigen Stammda- 
ten verbunden bleiben - wahlweise über Mo- 
bilfunk unterwegs, per »Andocken« im loka- 
len Netz der besuchten Kundin oder abends 
daheim über das Telefon-Netz. Diese Misch- 
formen sind der Schlüssel zum Verständnis 
der tatsächlichen Entwicklung: Enträumlich- 
te, digitale Information und Kommunikati- 
on hebt einen Prozeß auf eine qualitativ neue 
Stufe, der seit Jahrhunderten voranschreitet: 
Die Beschleunigung von Nachrichtenaus- 
tausch und Informationsverbreitung. 


Von der Telearbeit zur Kommunika- 
tionsarbeit 

Das simplifizierende Bild von der karrierebe- 
wußten Mutter, die per Modem von daheim 
aus ihren Beruf ausüben kann, enthält zwar 
einen kleinen wahren Kern, es täuscht jedoch 
in mehrerer Hinsicht: Telearbeit wird »als 
solche«, als Berufsbild, keine nennenswerte 
Relevanz erlangen, als Aspekt jeglicher Ar- 
beitsvollzüge jedoch die Arbeitswelt erheb- 
lich verändern. Digitalisierung und Vernet- 
zung durchdringen primär bestehende Ar- 
beitsformen: Sie beschleunigt, algorithmi- 
siert und enträumlicht den Informations- 
zugriff, so daß die technische Bindung an 
zentrale Büros tatsächlich schwächer wird. 
Da jedoch die wenigste Arbeit mit Informa- 
tion isoliert von anderen Arbeitsvorgängen 
(Produktion, Wartungsarbeiten, Beratung, 
Transport, Pflege...) vor sich geht, sondern 
im Gegenteil eine elementare Funktion die- 
ser Tätigkeiten darstellt, führt die Informati- 
onstechnologie vor allem zu räumlichen Mo- 
bilisierung, Direktkontakten 
und - scheinbar paradoxerweise - zu ver- 
mehrter unmittelbarer Kommunikation: Der 
Aufwand für Informationszugriff, -gewin- 
nung und -Pflege sinkt, algorithmisierbare 
informationelle Vorgänge gerinnen zu auto- 
matisch ablaufenden Routinen, der unschar- 
fe, nur von Subjekten kommunikativ und in- 
tellektuell klärbare »Rest« gewinnt an Ge- 
wicht. Aus diesem Grund sind anfängliche 
Radikallösungen (das »virtuelle Büro«) teil- 
weise bereits wieder zurückgenommen wor- 
den: Die Reduktion auf ausschließlich medi- 
al vermittelte Kommunikation (Telefon, E- 
Mail, Video-Konferenzen) wirkte kontrapro- 
duktiv. 


vermehrten 


Der subjektive Faktor in der Arbeit 
In der beschriebenen Dialektik formalisierter 


Informationsverarbeitung, der »Bedeutung« 
als Kategorie fundamental verschlossen 
bleibt, und die deshalb der subjektiven Seite 
des Arbeitsprozesses (intersubjektives, nor- 
matives, Unschärfen, Entscheidungen, Moti- 
vation, Kreativität) neues Gewicht gibt, fin- 
det sich eine - vielleicht die zentrale - Er- 
klärung für das allseits zu Beobachtende: Die 
zunehmende Betonung des Subjektiven in 
Arbeitswissenschaft und -praxis. 

»Information« versus »Wissen«, »Sym- 
bol« versus » Bedeutung«, » Auswertung« ver- 
sus »Erkenntnis«, determinierte » Logik« ver- 
sus »Entscheidung«, »rechnen« versus »den- 
ken«, »Verarbeitungskapazität« versus »In- 
tellekt«, »Informationsaustausch« versus 
»soziale Interaktion« - diese Unterscheidun- 
gen sind zentral für die weitere Analyse, de- 
ren Ausgangsthese lautet: Intellektuelle Ar- 
beit ist nicht mechanisierbar - sie wird durch 
den Entzug von Routine nur verdichtet. Nur 
die Symbole wandern in den »Cyberspace« - 
das Wissen bleibt in den Köpfen. 

Der verkürzte Blick auf den durch Vernet- 
zung möglich gewordenen digitalen mobilen 
oder Heimarbeitsplatz und die damit schein- 
bar verbundene Tendenz zur Vereinzelung 
vermag die Transformation von Arbeit durch 
Informationstechnologie nicht erklären. 
Näher kommt der Sache, wer das Netz ge- 
danklich in eine historische Reihe stellt mit 
Telegrafie, Telefon und Fax und untersucht, 
wie sich diese Technologien historisch nicht 
nur auf fast jegliche Arbeit, sondern auch auf 
den Alltag ausgewirkt haben und was es be- 
deutet, wenn alle Genannten unter ein digi- 
tales Medium der Medien subsumiert wer- 
den. 


(mk) 


Anmerkungen: 

ı Vgl. Rainer Rilling: Auf dem Weg zur Cyberdemokratie?, 
(http://staff-www.uni-marburg.de/-rillingr/bdweb/texte 
/cyberdemokratie-text.htm|) 

2 Vgl. z.B. BEAT LEUTHARDT: Leben Online - Von der 
Chipkarte bis zum Europol-Netz: Der Mensch unter ständi- 
gem Verdacht. Rowohlt 1996. 

3 Telearbeit ist It. offizieller Definition »jede auf Infor- 
mations- und Kommunikationstechniken gestützte Tätig- 
keit, die ausschließlich oder alternierend an einem außer- 
halb des Betriebes liegenden Arbeitsplatz verrichtet wird 
(z.B. Privatwohnung, Nachbarschaftsbüro, Satellitenbüro, 
Tele-Haus, mobiler Arbeitsplatz), die mit der zentralen 
Betriebsstätte durch elektronische Kommunikationsmit- 
tel verbunden ist.« 

4 http://www.bmwi-info2000.de/gip/programmel/te 
learbeit/tele_l.html ). Aus: Informationsgesellschaft 
Herausforderungen für Politik, Wirtschaft und Gesell 
schaft. Ergebnisse der ZVEI-VDMA-Plattform, Projekt 
gruppen-Bericht »Telearbeit«, Frankfurt 1995. 

s Telefonieren via Internet (auch PGP-geschützt) ist 
technischer Stand, wenn auch derzeit noch ein problema 
tischer Bandbreiten-Fresser. »Web-Browser« 
Fenster für den Blick aufs »World-Wide-Web«, die Hyper 


- quasi die 


text-Oberfläche des Internet, können für unterschiedliche 
ext- ‘ 


Datenarten (z.B. Bilder, Ton, also auch für einen »akusti 
fi © < . * 


schen Zwei-Wege-Kanal« Telefonieren) kleine Zusatzpro- 
gramme aufrufen, sog. »Plug-Ins« oder auch » Applets«. 

Nach: Joun BORDEAUX, SABINE DUuTz: In eigener Regie 
- Stand und Zukunft der Telearbeit. In: c't 8/1994 S.46f. 

6 R. Dennis Hayes: Digital Palsy - RSI and Restructu- 
ring Capital. In: BROORK/Boar: Resisting The Virtual Live - 
The Culture and Politics of Information, San Francisco 
1995. 

7 »Outsourcing« steht für die generelle (also auch lo- 
kale) Tendenz, Fertigungsstufen und spezielle Unterneh- 
mensfunktionen (selbstredend möglichst kostendrük- 
kend) durch externe Dienstleister oder Lieferanten ab- 
wickeln zu lassen. »Global Sourcing« hat im Zusammen- 
hang mit Programmierarbeit eine Doppelbedeutung: Von 
Sourcecode (=Quelltext eines Programms) und von glo- 
bal verteilter Erstellung desselben. 

8 »Weitergeben« im Sinne von »Versenden« dürfte 
nach dem Stand der Netztechnik bereits eine antiquierte 
Metapher sein. Tatsächlich kann auch an allen drei Stan- 
dorten simultant gearbeitet werden, geladen und gespei- 
chert wird vermutlich immer auf dem Firmenserver in 
Redwood. Was die ProgrammiererInnen in Bangalore al- 
lerdings (technisch) nur schwerlich davon abhalten kann, 
sich eine Kopie zu sichern... 

9 Die kurze Geschichte der Programmierarbeit ist 
höchst aufschlußreich für patriarchale Rollenaufteilungen 
in der Arbeit. Programmierer sind derzeit strukturell ein- 
deutig Männer, was jedoch durchaus nicht immer so war. 
In der Freizeit der Computerisierung mußten immer wie- 
derkehrende, einfache Rechenabläufe codiert werden und 
Programmierung war Frauenarbeit. Das änderte sich mit 
wachsender Abstraktion und Gestaltungsmöglichkeit. 

10 D.h.: Die einzelnen Module (Prozeduren, Funktio- 
nen) des Codes (Programmquelltext), zu lauffähigen 
Test-Versionen kompilieren. Heutige Software besteht aus 
untereinander weitgehend autonomen »Objekte«, » Agen- 
ten« die untereinander »Nachrichten« austauschen. Diese 
hoch abstrahierten Konzepte ermöglichen erst die koope- 
rative Arbeit an Software-Projekten. Sie erhöhen jedoch 
auch die Wiederverwendbarkeit dramatisch und nehmen 
der Zunft tendenziell immer mehr Arbeit ab. Die Rationa- 
lisierung wirkt in. der IT-Branche selbst wesentlich schnel- 
ler als dort, wo ihre Produkte eingesetzt werden. 

11 Bei einer »TELNET«-Sitzung, die mit jedem Laptop 
mit Modem von jeder Steckdose aus durchgeführt werden 
kann, fungiert der eigene Rechner nur noch als »dummer« 
Terminal des entfernten Rechners, bestehend aus Tastatur 
und Bildschirm. 

12 Vgl. GERD MEISSNER: Software-Söldner - über die di- 
gitale Revolution in Indien. In: Spiegel Spezial 3/1995, $.87- 
90 (Ansonsten dort aufschlußreiches Ansichtsmaterial zur 
herrschenden medialen Verarbeitung von Digitalisierung 
und Vernetzung) sowie MıcHEr RAFFOUL: Die Klugen 
Köpfe von Bangalore. Indische Software - ein Exportschla- 
ger. In: Le Monde Diplomatique Januar 1997, S.ıı. Unter 
http://www.nzz.ch/nzz/format/previous/960408/banga- 
lore.html und http://hulk.bu.edu/misc/karnataka/cities / 
bangalore/ finden sich Links zu und nach Bangalore. 

13 » Wır müssen einsehen, daß Programmieren zu einer 
niedrig entlohnten Tätigkeit für Minderqualifizierte wird, 
die nach Übersee exportiert werden kann« EDpwarn Your 


pon: The Decline and Fall of the American Programmer. 
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ÄRRANCA! > 


a 


Wir sind keine Maschinen, 
wir sind doch Menschen! 


(Letzte Worte des Textilarbeiters Chun, Tae-Il bei seiner Selbstverbrennung 1970) 


Von allen vier Seiten von 
Feinden umgeben, 


KIM Bong-Chun (Turong) N 


Generalstreik in Südkorea, »coole Sache«, 
denken sich die meisten hier wohl, 

»da geht’s noch richtig ab, da bewegt sich 
noch was«. Wir alle kennen die riot-Bilder 
aus Zeitung und Fernsehen, die Studentin- 
nenbewegung kann einen Mythos 
sondergleichen für sich verbuchen. Was aber 
Südkorea in Wirklichkeit für ein Land ist, 

wie es zu dem Streik kam und noch 
wichtiger vielleicht, wie die Streikbewegung 
einzuschätzen ist, was für Perspektiven sie 
hat, ist unklar. 

Da es zwischen den Verhältnissen hier und 
dort zunächst durchaus Parallelen gibt, 

wäre es in Bezug auf uns, auch wichtig zu 
ergründen wie effektive Soli-Arbeit aussehen 
kann und die leidige Tatsache: »Warum 
überall, nur nicht hier?« zu untersuchen. 

Um die Diskussion in Gang zu halten, hier 
nun ein kurzer Geschichtsabriß, eine 
unvollständige Streikchronik und ein Hinweis 
auf das Nationale Sicherheitsgesetz, welches 
im Streikgetümmel etwas untergegangen ist, 
aber unbedingt berücksichtigt werden muß, 
zumal es jetzt auch fix und fertig unter Dach 


und Fach ist ... 


Korea - Entwicklung um jeden Preis? 
Die Erfolgsgeschichte des bisher eher unbe- 
kannten »Landes der Morgenstille« im fer- 
nen Osten ist für wirtschaftliche Organisa- 
tionen wie der Weltbank und der OECD (Or- 
ganisation für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit und Entwicklung) schon längst ein 
Musterbeispiel. Für sie ist Südkorea das Wirt- 
schaftswunder schlechthin und wird oft und 
nur zu gern immer wieder als Beispiel für 
eine erfolgreiche Weltmarktintegration ange- 
führt. Mit dem im Mai 1961 durch den Mi- 
litärputsch an die Macht gekommenen Ge- 
neralmajor Park, Chung-Hee wurde eine 
straffe und strukturierte Planwirtschaft ein- 
geführt, die die importorientierte Wirtschaft 
durch eine exportorientierte ersetzen sollte 
und mit Hilfe einer effizienten und repres- 
siven Überwachungsbürokratie Südkoreas 
wirtschaftlichen Verhältnissen »Aufschwung« 
verschaffte. 

Daß dies auf der Grundlage von zuneh- 
mender Unterdrückung und Ausbeutung der 
ArbeiterInnen basiert, ist eine zwingende 
Notwendigkeit. Nicht umsonst ist Südkorea 
das Land mit der höchsten Unfallrate, den 
meisten Arbeitstoten (acht Menschen täg- 
lich) und relativ langen Arbeitszeiten bei ge- 
ringem Stundenlohn — im internationalen 
Vergleich. 


Ein koreanisches Sprichwort sagt: 

Ein Regenwurm auf den man tritt, wird 

sich heftig aufbäumen! 

In der Hochzeit der demokratischen Ge- 
werkschaftsbewegung konnten viele große 
Erfolge verbucht werden, wie z. B die Grün- 
dung freier Gewerkschaften jenseits der 
abhängigen Betriebsgewerkschaften und 
massive Lohnerhöhungen. Mit dem 1988 ge- 
gründeten unabhängigen Gewerkschafts- 
dachverband Min-Ju-No-Chong (Korean 
Confederation of Trade Unions -— KCTU) 
ging der Traum vieler ArbeiterInnen in Er- 
füllung. Mittlerweile kann KCTU über 
450000 Mitglieder verbuchen und stellt so- 
mit eine nicht zu verachtende gesellschaftlich 
relevante Kraft dar. 

Am 10. Oktober letzten Jahres - dem Jah- 
restag der Verbrennung von Chun, Tae-Il, an 
dem sich nahezu alle ArbeiterInnen in Seoul 
treffen und eine riesige, kämpferische Kund- 
gebung veranstalten — waren über 100.000 
Menschen anwesend und forderten die Ab- 
schaffung des Arbeitsgesetzes und des Natio- 
nalen Sicherheitsgesetzes/Geheimdienstge- 
setzes (An Ki Bu). Seit Jahren konzentriert 
sich der Kampf auf diese wesentlichen zwei 
Punkte. Niemand konnte damals ahnen, daß 
knapp 2 Monaten später der Alptraum des 
neuen Arbeitsgesetzes wahr werden würde ... 


Am 26. Dezember wurden um 6 Uhr früh 
in Abwesenheit der Opposition und inner- 
halb von sage und schreibe sechs Minuten 
von der Mehrheitspartei (NKP — Neue 
Koreapartei) des Präsidenten Kim, Young- 
Sam das neue Arbeitsgesetz verabschiedet 
und das Nationale Sicherheitsgesetz ver- 
schärft. Eine halbe Stunde später wird von 
KCTU der Generalstreik ausgerufen. Am 
Nachmittag schließt sich der regierungsnahe 
Gewerkschaftsdachverband (FKTU) zum er- 
sten Mal seit 50 Jahren dem Generalstreik an. 

Bis jetzt wird der Streik in drei Etappen 
eingeteilt: 

I. Etappe: 

Vom 26. ı2 bis zum 31. 12. wird von über 
379000 ArbeiterInnen durchgehend ge- 
streikt. Am 29.12 gründet sich das Volkskomi- 
tee für die Rücknahmen der schädlichen Revi- 
sion des Arbeits-und Nationalsicherheits- 
behördengesetzes und den Schutz der Demo- 
kratie aus dem Komitee gegen die öffentliche 
Reformation der Arbeitnehmer-Arbeitgeber- 
Beziehung und vergrößert sich zu einem Ver- 
band aus 45 mehr oder weniger fortschrittli- 
chen, kritischen Gruppen. 

Dann kommt es mit dem Beschluß, am 
3.1. (KCTU) bzw. 14. ı. (FKTU) den Streik 
wieder aufzunehmen, zu einem taktischen 
Bruch. 

II. Etappe: 

Vom 3. ı. bis zum 13. ı. wird nur von seitens 
der KCTU gestreikt. Immer mehr Betriebe 
schließen sich an, die StudentInnenbewe- 
gung macht sich solidarisch bemerkbar. Es 
kommt zu mehreren Straßenschlachten. 
Trotz alledem zeigt sich die Regierung hart- 
näckig. 

Internationale Solidaritätsarbeit läuft auf 
Hochtouren, in vielen Ländern werden vor 
der koreanischen Botschaft Protestkundge- 
bungen veranstaltet (u. a. am 16. ı. in Berlin). 
Nach einem Haftbefehl flüchten die Gewerk- 
schaftsführer in die Myong Dong Kathedrale, 
zu der die Polizei keinen Zutritt hat. Es fin- 
den großangelegte Razzien in Gewerk- 
schaftsbüros statt. 

III. Etappe: 

Vom 14. ı. bis zum 18. ı. wird wieder zusam- 
men mit der FKTU gestreikt, die Situation 
spitzt sich zu, da im Laufe der Tage Gewerk- 
schaftsführer verhaftet werden. Es kommt zu 
Massendemos mit Strassenkämpfen, der Ein- 
satz von brutalen Streikbrechern kommt ins 
Gespräch. 

Am ı8. ı. wird von den Gewerkschaften 
bekannt gegeben, daß die Strategie geändert 
wird, der Generalstreik wird abgeblasen und 
nur noch einmal wöchentlich wird total ge- 
streikt. 


ÄRRANCA! 


VIELLEICHT ... 


Park, No-Hae 

Vielleicht bin ich nur eine Maschine — ich weiß es nicht, Die schöne Chong-Sun fragt: 

verlöte mechanisch Teilchen, So leben - was soll aus mir werden? 

die auf dem Fließband herandrängen; Ein Barmädchen wird sie jetzt 

wie ein Roboter unter Tränen. 

viele tausend Mal dieselbe Bewegung. Mit einem kranken Magen quälte sich Yong-Nam 

Bin ich schon zur Maschine geworden — ich weiß es nicht. ein nutzloses Huhn ist er geworden, 
geht zurück in die trostlose Heimat. 

Vielleicht sind wir nur Hühner Drei lange Jahre, 

in einer Hühnerfarm - ich weiß es nicht. zäh, mit zusammengebissenen Zähnen, 

Dicht gedrängt in Reih und Glied ging Chae-Sin zur Arbeitsschule, 

hocken wir im trüben Licht, nur eine kleine Stelle in der Buchhaltung 

rühren unsere Hände suchte sie — umsonst, 

im vorgegebenen Tempo. zerreißt ihr Abschlußzeugnis, 

Sind wir nur Hühner hockt sich in die Ecke. 

in einer Hühnerfarm - ich weiß es nicht. Vielleicht sind wir nur Tiere, 

Bei schneller Musik in ein Joch gespannt — ich weil es nicht. 


legen sie noch mehr Eier. 


Ist die Kraft verbraucht, Die da, 

können sie keine Eier mehr legen, die unsere Eier schlürfen, 

dann sind das nutzlose Hühner, vielleicht sind das Banditen - ich weiß es nicht. 
Kenntucky Fried Chicken. Die da, 

Sind wir nur Hühner die Menschen zu Maschinen machen, 

in einer Hühnerfarm - ich weiß es nicht. zu Konsumartikeln, 


zu käuflicher Ware, 


sind das ehrbare, legale Banditen - ich weiß nicht. 


Dieses fürsorgliche Lächeln 
und diese gepflegte Schönheit und diese gepflegten Umgangsformen 
und dieser Wohlstand und dieser strahlende Glanz, 


vielleicht gehört das eigentlich uns - ich weiß nicht. 
Park, No-Hae ist ein 1956 = 
geborener Industriearbeiter, Auf Kosten unserer blutigen Tränen, 


der als Mitglied der kriminali- g unserer Schmerzes 


sierten sozialistischen Gruppe unserer Verzweiflun 


No Hae seit sechs Jahren im saugen sie unser Lachen, 

Gefängnis sitzt. No Hae ist ein 

Pseudonym. No steht für unsere Schönheit und unser Licht 

Nodong (Arbeit), Hae für 

Haebang (Befreiung), also: bis auf den letzten Tropfen. 

Befreiung ntfremde ' h 

[on von entfremdeter Vielleicht sind das nichts anderes als Vampire - ich weiß es nicht 


‘\ ARRANCA! 


Aprilgesang, 
KIM Bong-Chun (Turong) 


ÄRRANCA! 


Gemeint ist die Revolution 
vom 19. April 1960, in der sich 


die Studenten mit der 
gesamten Bevölkerung 
zusammenschlossen und 
gemeinsam der Diktatur 
RHEE Syng-Mans ein Ende 
setzten. Die Aprilrevolution 
knüpfte an die Tradition der 
Unabhängigkeitsbewegung 
vom 1. März 1919 an. Die 
Erfahrung, daß das Minjung 
selbst die Gesellschaft politisch 
umgestaltete, wurde zur Quel- 
le und zum Ausgangspunkt 
der Studentenbewegung für 
Demokratisierung, die bis 


heute andauert. 


Was wurde im Wesentlichen konkret 
gesetzlich geändert? 
Arbeitsgesetz: 
— Der unabhängige Gewerkschaftsverband 
KCTU wird weiterhin bis ins Jahr 2002 ver- 
boten. Ob das wohl nicht vielleicht zufällig 
damit zusammenhängt, daß im Jahre 2002 
die Fußballweltmeisterschaften in Seoul 
stattfinden? (Die olympischen Spiele 1988 
haben der koreanischen Wirtschaft viele aus- 
ländische Investoren eingebracht ...) 
— Erweiterung der Flexibilität der Wochen- 
arbeitszeiten von 44 auf 56 Stunden ohne 
Überstundenzuschläge. 
— Beseitigung des Kündigungsschutzes, d.h. 
Entlassungen aus Rationalisierungs- und 
Geschäftsgründen werden erleichtert (Be- 
sitzwechsel) 
— Im Falle von Arbeitskämpfen: unmittelba- 
rer Einsatz von Streikbrechern 
Das nationale  Sicherheitsgesetz(NSG)/ 
Geheimdienstgesetz(AKB): 
— Haftrecht bei »Lob und Ermunterung des 
Feindes« (Nordkorea) (Gummiparagraph — 
alles, was die nationale Sicherheit gefährden 
könnte, wird demnach illegal) 
— Bestrafung bei Nichtanzeige von Spionage 
Diese Bestimmungen stammten noch aus 
der Militärdiktatur und wurden mit dem er- 
sten »zivilen« (haha) Präsidenten Kim abge- 
schafft. 

Während das Arbeitsgesetz nur die Lohn- 
abhängigen betrifft, bezieht sich das NSG auf 
alle Bevölkerungsgruppen, vornehmlich auf 
StudentInnen, Intellektuelle, AkademikerIn- 
nen. Die Yonsei-riots,die im Sommer für 
ziemlich viel Aufruhr sorgten, — ausgehend 
vom  StudentInnenverband Han-Chong- 
Ryon - richteten sich auch ganz eindeutig 
gegen das NSG, weil dadurch die wenigen 
Freiheiten, die die StudentInnen sich inner- 
halb der Uni erkämpft hatten, zur Dispositi- 
on standen. Mit der Verschärfung dieses Ge- 
setzes ist es der Regierung nun gelungen, 
einen Riesenschlag zu landen, der den Wi- 
derstand ganz lähmen sollte. Außerdem ge- 
fährdet dieses Gesetz auch KoreanerInnen, 
die während der Diktatur ins Ausland geflo- 
hen oder immigriert sind und dort Politik 
machen. 


Resümee 
Wie ist nun diese Bewegung einzuschätzen, 
die international für Aufruhr gesorgt hat und 
von Medien gehypt und Linken abgekultet 
wird? 

Zunächst ist klar, es geht um Gesetze, die 
reformiert werden sollen, es ist also keine 
emanzipatorische Bewegung. Die Bewegung 
bleibt system-immanent, und hat auch nie 
den Anspruch gehabt, revolutionär zu sein. 


Eine der Forderungen ist zwar die Absetzung 
des Präsidenten, jedoch bleibt es bei der For- 
derung nach einem neuem demokratische- 
(re)n Präsidenten stehen (Kim, Young-Sam 
kommt ebenfalls aus der Opposition und 
wurde 1992 stürmisch als erster demokrati- 
scher Präsident gefeiert). Zu sehr steckt wohl 
auch noch die anti-kommunistische Erzie- 
hung in den Knochen, und der Zusammen- 
bruch des Realsozialismus hat auch viele so- 
zialistisch Theoretiker resignieren lassen. 

Daher läßt sich auch erklären, warum die 
einzige perspektivische Vorstellung das Stel- 
len einer politischen Alternative bei den 
nächsten Präsidentschaftswahlen ist. Revolu- 
tıionäres Pontential ist in dieser Bewegung so 
gut wie gar nicht zu finden, die sozialdemo- 
kratische Linie! dominiert das Geschehen 
ganz klar, der aggressive Exportkapitalismus 
als Ganzes wird kaum in Frage gestellt. 

Dennoch ist in Teilen der Gewerkschafts- 
führung die Vorstellung eines strukturellen 
Wandels in der Gesellschaft nach dem Räte- 
vorbild vorhanden. 

Die politische Opposition (Nationaler 
Kongreß für neue Politik unter Kim, Dae- 
Jung) verhält sich abwartend, zuerst hatte sie 
sich gegen die Streiks gestellt. Als der Zug 
dann ohnehin schon abgefahren war, sprang 
sie noch schnell auf und spielt sich nun als ei- 
ne ihrer Führer auf. (Das kennen wir ja auch 
schon aus der deutschen Geschichte 1918). 
Für sie geht es unter anderem auch um die 
Präsidentschaftswahl ... 

Perspektivisch hat die Opposition — nach- 
dem sie erstmal die beleidigte Leberwurst ge- 
spielt hatten, da ja die Gesetze in ihrer Abwe- 
senheit verabschiedet wurden — jetzt auch 
Verhandlungen mit der Regierung zuge- 
stimmt. Die Gesetze an sich wurden nicht 
problematisiert, sondern nur die Art und 
Weise der Verabschiedung. 

Es ist wichtig den mythischen Schleier 
von den dortigen Verhältnissen zu nehmen 
und eine differenzierte Position zu finden. 

Eine positive Bilanz ist auf jeden Fall zu 
ziehen, selbst wenn der Kampf gegen die Ge- 
setze scheitern wird, denn durch diesen 
Streik ist vieles in Korea in Bewegung gera- 
ten, die Vernetzung hat sich gefestigt, wurde 
weiter aufgebaut und stabilisiert, das Be- 
wußtsein vieler ArbeiterInnen hat sich über 
den Streik sehr klassenkämpferisch ent- 
wickelt, da sie sich ihrer Macht zum ersten 
Mal bewußt wurden, außerdem ist es das er- 
ste Mal in der Geschichte, daß eine Bewe- 
gung so massive Akzeptanz in der Bevölke- 
rung für sich verbuchen konnte. Sicher ist, 
daß der Kampf nach der Entscheidung um 
die Gesetze nicht aufhören wird. Im Gegen- 
teil, es gilt auch politisch eine Perspektive 


jenseits des Parlamentarismus zu finden. 

Die Frage, die momentan zur Debatte 
steht lautet: Einverleibung in den bürgerli- 
chen Parlamentarismus oder unabhängige 
soziale Kraft? 

Ob die Folgerung Generalstreik-Straßen- 
kampf-Volksaufstand aufgeht, bleibt fraglich. 

So wie es jetzt aussieht, wird es vielleicht 
zu einer parlamentarischen Lösung unter 
Ausschluß der außerparlamentarischen Op- 
position kommen — meiner Meinung nach. 
Aber die KCTU verkündete schon, daß dann 
ein weiterer Generalstreik, diesmal das ganze 
Land miteinbeziehenend, übers Land bre- 
chen wird. 

Nichtsdestotrotz ist die Bewegung mehr 
als notwendig auf internationale Solidarität 
angewiesen, auf Impulse und Stärkung von 
außen. Wie kann also effektive Soli-Arbeit 
konkret für uns aussehen? 

Erstmal ist es, gerade jetzt, wo das Eisen 
heiß ist, eine gute Gelegenheit die Internatio- 
nale Solidarität mal wieder etwas ins Laufen 
zu bringen, darüber hinaus für die Lage der 
ArbeiterInnen in Korea, aber auch hier, zu 
sensibilisieren und die globalen Zusammen- 
hänge zu thematisieren. 


Demnächst wird eine Broschüre zum 
Thema erscheinen: Minju-Nochong (so 
heißt die KCTU auf koreanisch). Zu beziehen 
bei: Solikor, c/o Willi Hajek, Bundesallee 110, 
12161 Berlin. 


ı Die SozialdemokratInnen in Korea zielen auf Reformen 
ab. Ihre Forderungen sind denen der SPD in der BRD ver- 
gleichbar. Für koreanische Verhältnisse können sie den- 
noch als relativ progressiv gesehen werden. 


Alle Illustrationen aus: Malttugi, Texte und Bilder aus der 


Minjung-Kulturbewegung in Südkorea, Koreagruppe 
der ESG-Heidelberg 
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welche chancen 
hast du? 


Von marco revelli 
aus: il manifesto vom 2. januar 1997 


1980, als die große, heute für alle offensichtli- 
che Transformation gerade begann, veröf- 
fentlichte Lester Thurow sein Buch mit dem 
signifikanten Titel »The zero sum society«, 
die Nullsummengesellschaft. Er prägte die- 
sen Begriff für den Typus einer Gesellschaft, 
in der die Verlangsamung des Wachstums, 
und daher die Notwendigkeit feste oder ab- 
nehmende Ressourcen, anstatt der Entwick- 
lungserträge, aufzuteilen, es verhindert, daß 
bei den unvermeidbaren Verteilungskämpfen 
um den Reichtum beide Mitstreiter etwas ge- 
winnen können. In diesem neuen Kontext 
steht jedem Gewinner stets ein Verlierer ge- 
genüber (in der Regel die Schwächeren, die 
weniger Örganisierten, die Marginalisierte- 
sten), dessen Verluste exakt den Gewinnen 
der anderen Seite entsprechen. Das Szenario, 
das sich Thurow damals bot, war der langsa- 
me Niedergang der amerikanischen Wirt- 
schaftsmacht, zugunsten der aufstrebenden 
japanischen und europäischen Konkurrenz 
(...). Angesichts des darüberhinausgehenden 
heutigen Szenarios und des umfassenderen 
Globalisierungsprozeßes der Ökonomie, 
kann jenes Konzept erweitert und verdeut- 
licht werden. Die »Nullsummengesellschaft« 
ist das typische Modell einer Epoche, in der 
die »tugendhafte Wechselwirkung« zwischen 
Wachstum und sozialer Gleichheit abgebro- 
chen ist: In ihr stellt die Entwicklung den Ge- 
sellschaften keinen in soziale Sicherheit, und 
damit in die Ankurbelung von Nachfrage 
und Wachstum, zu investierenden Über- 
schuß an Reichtum mehr zur Verfügung. 
Nicht weil die sogenannten »Produktivkräf- 
te« aufgehört hätten, sich zu entwickeln — im 
Gegenteil: die Arbeitsproduktivität war nie- 
mals so hoch wie heute —, sondern weil die 
Ressourcen, laut dem ungeschriebenen Ge- 
setz im Herzen der kapitalistischen Akkumu- 
lation, vollständig in die Konkurrenzfähig- 
keit investiert werden »müssen«. Denn in der 
Logik der Unternehmen ist mittlerweile jede 
Investition in Soziales eine inakzeptable Ent- 
wendung von für den Überlebenskampf, den 
sie auf dem Weltmarkt führen, vitalen Ener- 
gien. Und weil jeder Produzent, genau wie 
am Vorabend des Jahres 1929, die jeweils eige- 
nen Konsumenten »woanders«, an einem an- 


Wer den 
Konflikt 
wählt, sollte 
wissen, dal} 
dieser in 
der Tat 
radikal sein 
wird ... 


deren Ort, auf einem anderen Markt, wähnt. 
Und was er nicht (in der Regel im Ausland) 
investitiert, leitet er in die riesige Menge staa- 
tenlosen Geldes, das über keine territoriale 
Verantwortlichkeit verfügt, und welches glo- 
bale Finanzkapital darstellt (ein körperloses 
Monstrum, das mittlerweile einen Umfang 
von 80 000 Milliarden Dollar erreicht hat). In 
diesem Kontext stellen sich die Alternativen 
als dramatisch dar. 

In erster Linie die traditionellen Alternati- 
ven Konflikt oder Unterordnung, Wider- 
stand oder Aufgabe. Wer den Konflikt wählt, 
sollte wissen, daß dieser in der Tat zwangs- 
läufig radikal sein wird, da er nicht mehr wie 
früher als »Entwicklungsmotor« fungieren 
kann. Er kann kein »Positivsummen«-Spiel 
mehr bewirken, bei dem beide Kontrahen- 
ten, dadurch, daß das Feld der verfügbaren 
Ressourcen sich erweitert, etwas gewinnen. 
Andererseits wird auch die Unterordnung, 
das Akzeptieren der neuen »Spielregeln«, 
nicht mehr als ein zeitlich begrenztes Überle- 
ben garantieren können, da, wie uns die Un- 
ternehmer der Metallindustrie erklären, der 
klassische Imperativ »pacta sunt servanda«!, 
Grundlage eines jeden Vertragsabschlusses, 
heute keine Gültigkeit mehr besitzt. 

Dann die Alternativen, auch diese ent- 
scheidend, Staatlichkeit und Solidarität, oder 
wahlweise Bürokratie und Selbstorganisie- 
rung. Also die Entscheidung über die »Mit- 
tel«, mit denen das Ziel der Gleichheit ver- 
folgt werden soll. Diese sind einerseits von ei- 
nem Staatsapparat begrenzt, der die »inter- 
ne« Vermittlung zwischen den sozialen 
Klassen, auf der Grundlage der Erweiterung 
der Garantien und Sicherheiten, zunehmend 
durch die »externe« Vermittlung durch die 


globalisierten Mächte (Internationaler Wäh- 
rungsfond, Weltbank, Europäische Union) 
ersetzt, mit dem Ziel die Verringerung des 
Bereichs der sozialen Sicherheit zu »regie- 
ren«; und andererseits vom Rahmen sozialer 
Beziehungsgeflechte, die immer mehr durch 
Konflikte zwischen Produzenten und Benut- 
zern, zwischen verschiedenen Formen der 
Arbeit (entlohnt und autonom, garantiert 
und prekär, usw.) angegriffen werden. 

Und schließlich die tödlichsten Alternati- 
ven überhaupt, das Schicksal der »Letzten« 
betreffend, die gerade auch „die Vielen“ wer- 
den. Derer die »am Nullsummenkonflikt« 
gar nicht erst partizipieren können, da sie 
von vorneherein ausgeschlossen sind, 
während sie bisher zumindest das Verspre- 
chen zukünftiger Integration hatten. Es ist zu 
entscheiden, ob sie dennoch im System der 
nicht mehr durch die Arbeit garantierten 
Bürgerrechte verbleiben sollen (mit dem Ri- 
siko damit auf Kollisionskurs mit denen zu 
geraten, die noch glauben, den letzten Zug 
zum Arbeitsmarkt zu erwischen); oder ob, 
im Gegenteil, die Etats zur Ausstattung der 
Apparate für Zwangsmaßnahmen, der Poli- 
zei, der Knäste, der privaten Überwachung, 
erhöht werden müssen, um den allgemeinen 
Bürgerkrieg auf molekularer Ebene, den En- 
zensberger kürzlich in den Niederungen der 
metropolitanen Peripherien erahnt hat, im 
Zaum zu halten. 

Das kommende Jahr wird viele dieser 
Knoten entwirren. Alle zusammen. Ohne die 
Hilfe kritischer »Kulturen«, in einem stark 
vom »einzigen Gedanken« hegemonialisier- 
ten Panorama. An diese mit unversöhnlicher 
Radikalität in den »Zielen« (Gleichheit und 
soziale Autonomie) und pragmatischer Fle- 
xibilität bei den »Mitteln«, mit denen sie ver- 
folgt werden sollen, zu denken, ohne Kom- 
promisse bei ersteren, aber auch ohne Feti- 
schismen bei letzteren, scheint mir mittler- 
weile eine unaufschiebbare Aufgabe. Unsere 
Arbeit für 1997. Alles Gute. 


I Lat.: Verträge sind zu erfüllen 


(Übersetzung: Arranca!) 
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Ausgangspunkt 
Wir stehen heute wieder vor dem Scheitern 
des Kapitalismus in dem Sinne, daß er selbst 
in seinem Zentrum nicht mehr in der Lage 
ist, die Menschen positiv an sich zu binden. 
Er kann ihnen keine weitgehend sichere Le- 
bensperspektive mehr aufzeigen. Die alten 
Mechanismen greifen immer weniger. Die 
technische Entwicklung schuf die Vorausset- 
zungen für die Produktion einer Unmenge 
von Waren, die gar nicht alle verkauft werden 
können. Trotz der heute 6 Millionen Arbeits- 
losen gibt es keinen Mangel! Parallel dazu 
zerstört die technische Entwicklung ganz of- 
fensichtlich die eigene Substanz des Kapita- 
lismus. Sie wirft immer mehr Leute aus dem 
Produktionsprozeß, die dann die hergestell- 
ten Waren oder zur Verfügung gestellten 
Dienstleistungen nicht mehr kaufen können. 
Eine Überproduktionskrise also. Dieses 
Scheitern des Kapitalismus, der sich bei uns 
Soziale Marktwirtschaft nennt, ruft bei den 
meisten Menschen Angst hervor. Sie haben 
berechtigte Angst vor dem Abstieg ins soziale 
Elend. Sie haben aber auch deswegen Angst, 
weil sich durch den Zusammenbruch des re- 
alsozialistischen Systems scheinbar gezeigt 
hat, daß es keine Alternative zu unserem Sy- 
stem gibt. Es gibt ja noch nicht einmal Ansät- 
ze eines alternativen Lebensmodells, das die 
Bevölkerung kennt, selbst wenn sie es heute 
als »spinnert« ansehen würde. 

Die jetzige Krise des Kapitalismus ist aber 
nicht mit seinen früheren großen Krisen ver- 
gleichbar, die ja auch zum Zusammenbruch 
und zu zwei Weltkriegen führten. Damals 
gab es eine Überproduktionskrise nur in 
dem Sinne, daß für die in der Regel durchaus 
brauchbaren notwendigen Güter nicht genug 
Menschen mit Geld zu deren Kauf vorhan- 
den waren. Die Wiederherstellung der » Ar- 
beit für alle« in Form des Acht-Stunden- 
Tages - auch in der damaligen kapitalisti- 
schen Produktionsform auf der Grundlage 
der Lohnarbeit - war deshalb eine sinnvolle 
Forderung, die von der Linken unterstützt 
wurde. Durch die damalige - selbstverständ- 
lich profitorientierte - Arbeit wurden in der 
Regel sinnvolle Waren hergestellt, die die 
Grundlage für ein Leben der gesamten Ge- 
sellschaft sowohl in ernährungsmäßiger wie 
auch in sozialer und kultureller Sicherheit 
bilden konnten: warme Wohnungen, Haus- 
haltsgeräte, Radio, Fernsehen, Schulen, Uni- 
versitäten, Kindergärten, Sportstätten, Kul- 
turhäuser usw. Heute dagegen ist die Situati- 
on doch so, daß nicht nur eine soziale und 
kulturelle Infrastruktur weitgehend aufge- 
baut, sondern auch ein ganz großer Teil der 
hergestellten Güter nicht notwendig ist und 
der Bedarf an ihnen künstlich oder durch die 


Lebensumstände erzeugt wird. Die Überpro- 
duktion von Radios, Fernsehen, Waschma- 
schinen, Computern, Bürogebäuden usw. ist 
riesig. Dazu macht deren Herstellung und 
Vernichtung die Umwelt in einem Ausmaß 
kaputt, das dem früheren zumindestens 
nicht nachsteht, man nehme nur das Beispiel 
Ozon. Die Gefahr des Umkippens der Natur 
ist in vielen Gebieten keine Fiktion mehr. 
Deshalb ist der Kaufkraftmangel bei uns in 
den reichen Industrieländern objektiv gese- 
hen für die Überlebenschance der Mensch- 
heit eher positiv als negativ zu sehen. 

Die vorhandene Infrastruktur aber ist 
heute - die Machtverhältnisse mal weggelas- 
sen - Ökologisch verantwortbar durchaus mit 
wahrscheinlich durchschnittlich zwei, drei 
Stunden Arbeit täglich pro Person erhaltbar - 
einschließlich der durchaus notwendigen Re- 
novierungen, punktuellen Neubauten in ver- 
nachlässigten Gebieten, aber auch Abrissen 
und Umstrukturierungen (z.B. Autoverkehr 
zugunsten des Öffentlichen Nah- und Fern- 
verkehr) usw. Das heißt aber auch, daß eine 
politische Strategie, die auf die Wiederher- 
stellung der » Arbeit für alle« im herkömmli- 
chen Maßstab orientiert, völligan den heute 
konkreten (Über-)Lebensinteressen vorbei- 
geht. Sie ist objektiv sogar reaktionär! Das 
heißt denn auch weiter, daß endlich jenseits 
der Lohnarbeit konkret nachgedacht werden 
muß. 

Wir haben heute nicht zu wenig, sondern 
noch viel zu viel Lohnarbeit. Der in diesem 
Zusammenhang oftmals gesagte Satz: »Es 
gibt genug Arbeit, nur ist die nicht bezahl- 
bar!« mit dem Hinweis auf den Sozial- wie 
auch Umweltbereich und die damit ver- 
wandte Unterscheidung zwischen bezahlba- 
rer und unbezahlbarer Arbeit hat nur die 
Wirkung, die Dramatik zu verschleiern. Viel 
von der heute als bezahlbar bezeichneten Ar- 
beit ist mindestens unnötig, oft schädlich 
und viel von der als unbezahlbar bezeichne- 
ten, aber scheinbar gesellschaftlich sinnvol- 
len Arbeit überflüssig, wenn die gesellschaft- 
lich notwendige und weitestgehend nicht 
schädliche Arbeit anders, d.h. jenseits des ka- 
Pitalistischen Lohnsystems verteilt würde. 
Das gilt gerade auch für den Sozialbereich, 
wo doch unter dem Begriff » Dienstleistungs- 
bereich« oder auch »tertiärer Sektor« Tätig- 
keiten als zu bezahlende Arbeit benannt wer- 
den, die eigentlich unter menschlichen Le- 
bensumständen Selbstverständlichkeiten des 
täglichen Zusammmenlebens sind (s.u.). 

Diese Feststellungen sind in der Linken 
nicht neu! Nur es setzt sich nicht um, wird 
einfach weggeschoben. Die Dimension, dar- 
über wirklich nachzudenken, scheint mir, 
schreckt unsere Strategen ebenso wie die 


Normalbürgerin. Das pikante darüber hin- 
aus besteht darin, daß sich die bürgerlichen 
Kräfte sowohl des konservativen Lagers als 
auch der Sozialdemokratie viel weitergehen- 
dere Gedanken machen. Dort wird viel deut- 
licher über das Ende der Lohnarbeit disku- 
tiert, nur natürlich nicht im emanzipatori- 
schen Sinne. Man ist aber auch dort stark 
verunsichert, weiß nicht, wohin das alles 


führt. 


Von der konkreten Utopie ausgehen 
Meiner Meinung nach muß man hier ganz 
anders vorgehen. Man muß sich einfach mal 
wieder trauen zu spinnen, nach dem Motto: 
was könnte man, wenn man heute die Mög- 
lichkeit hätte, mit der vorhandenen techni- 
schen Entwicklung und Infrastruktur alles 
menschenwürdiges tun? Und was müßte 
man damit tun, wollte man der Menschheit 
eine realistische Überlebenschance geben? 
Wenn ich so anfange, wird mir gleich entge- 
gengehalten, ich würde die Machtfrage ver- 
nachlässigen. Aber dann kann ich nur fragen, 
wofür die Machtkonstellation geändert wer- 
den soll? Was ist der konkrete gesellschaftli- 
che Inhalt? Ich meine nämlich wirklich, daß 
es heute gilt, konkrete grundsätzliche gesell- 
schaftliche Veränderungen als zentrale For- 
derungen auf die Tagesordnung zu setzen. 
Und zwar nicht, weil ich so rebellisch bin und 
unbedingt revolutionäre Forderungen stellen 
will (meiner KPD/ML-KPD-VSP-Zeit treu 
bleiben will, was ich auch tue), sondern weil 
diese den kapitalistischen Lohnstaat abschaf- 
fenden Forderungen zum schlichten Überle- 
ben der gesamten Menschheit notwendig 
sind! Und da wäre als erstes die alte von den 
Grünen eingebrachte Forderung nach der 
Grundsicherung (das ist noch zumindestens 
verbal konsensfähig), d.h. faktisch - und so 
sollte man es auch aussprechen - nach Ab- 
schaffung der Lohnarbeit als einzig legitim- 
er Lebenserhaltungsgrundlage, was wahr- 
scheinlich unter der Linken nicht so einfach 
konsensfähig ist. Weitergehend müßte heute 
konkret die Einstellung aller unnützer wie 
auch die Umwelt gefährdender Produktio- 
nen gefordert werden, d.h. unser Denken 
müßte dahin gehen, zuerst sich, dann aber 
auch anderen den Widersinn eines Großteils 
der heutigen bezahlten Arbeit klar zu ma- 
chen - was ab und an auch geschieht -, darü- 
ber hinaus dann aber auch konkrete Forde- 
rungen daraus abzuleiten. Nicht »Arbeits- 
plätze schaffen!« muß die Losung sein, son- 
dern »Noch mehr Arbeitsplätze abschaffen, 
um die Umwelt zu retten und gleichzeitig 
freie Zeit zum Leben zu erhalten!«. 

Die Meinung, die Bevölkerung verstünde 
das nicht, ist falsch. Wenn man z.B. mal zwei, 
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drei Bierchen mit Mittelklassewagen besit- 
zenden Menschen aus dem »gemeinen Volk« 
trinkt, geben einem sehr viele von ihnen 
Recht, wenn man mit ihnen über den 
Schwachsinn spricht, wieviel sie für ihr Auto 
haben arbeiten müssen. Ähnliches erlebt 
man, wenn man mit den Leuten bewußt über 
die viele überflüssige Arbeit spricht, die den 
Menschen, aber auch die Umwelt kaputt 
macht. Sie stimmen zu großen Teilen zu, die 
sind nämlich nicht blöd, nur wissen sie nicht, 
was mit diesem Wissen tun. Natürlich spricht 
man dann auch darüber, daß diese Arbeit ei- 
gentlich abgeschafft gehört. Es kommt dann 
aber ganz schnell die Frage: wovon sollen wir 
denn unser Geld bekommen? Die Kombina- 
tion Lebensrecht in Form von Geld gegen Ar- 
beit ist so tief verwurzelt, daß andere Formen 
noch gar nicht denkbar sind. Ideologisch ge- 
sehen scheint mir hier eine der wichtigsten 
Bastionen des Bürgertums zu liegen, die wir 
unbedingt durchbrechen müssen. 

Die meisten Menschen wissen bewußt 
unbewußt oder erahnen es sogar schon, daß 
unser System nicht mehr funktioniert. Man 
wundert sich eher, daß der Zusammenbruch 
noch nicht da ist, als daß man glaubt, er 
komme nicht. Nur ist es so, daß sie genauso 
viel Angst haben, darüber konkret nachzu- 
denken, wie die meisten von uns. Denn das 
würde radikales Neudenken bedeuten, Infra- 
gestellung jahrzehntelanger Gewohnheiten 
und Überzeugungen. 

Die Einstellung von Produktionslinien öf- 
fentlich zu denken und auszusprechen wie 
auch zu fordern, muß mit anderen konkreten 
Punkten verbunden werden, die die soziale 
und kulturelle Sicherheit des einzelnen Men- 
schen einfordern. Da wäre z.B. die schon ge- 
nannte Grundsicherung zu nennen, aber 
auch das Recht, widersinnige Arbeit zu ver- 
weigern, ohne daß einer Person dann Grund- 
sicherung, Arbeitslosengeld, Sozialleistungen 
usw. gekürzt werden, freier Zugang zu den 
Bildungs- und Kultureinrichtungen usw. Da- 
bei müssen wir realistisch bleiben und sehen, 
daß wir hier auch nicht in diesem System 
hängen bleiben können, denn unter den Be- 
dingungen der Lohnarbeit ist meiner Mei- 
nung nach das heutige soziale wie auch kul- 
turelle und Bildungs-System tatsächlich 
nicht finanzierbar, auch nicht, wenn man 
den Reichen nimmt. Das hilft vielleicht für 
einen kurzen Zeitraum, aber nicht grundle- 
gend. Nur andere Verteilungsmechanismen 
können das Niveau ökologisch verantwort- 
bar auf Dauer halten. 

Unser Denken muß in Richtung gesell- 
schaftliche Zusammenarbeit und Solidarität 
gehen, die aber auch grundlegend andere 
Verteilungsmethoden sowohl materieller als 


ÄRRANCA! 


auch zeitgemäßer Art zur Voraussetzung hat. 
Es ist doch z.B. unmenschlich, jegliche sozı1a- 
len Tätigkeiten von Dienstleistungsunter- 
nehmen machen zu lassen wie z.B. Altenpfle- 
ge, Pflege behinderter Menschen usw. Auch 
hier gilt es zu »spinnen«: was hätten wir für 
Möglichkeiten, z.B. mit behinderten und al- 
ten Menschen normal zu leben, wenn wir 
mehr Zeit hätten, wenn nicht immer alles 
schnell gehen müßte usw. Wieviel Arbeit, 
letztlich auch entfremdete Arbeit, z.B. in Al- 
tenheimen würde gesellschaftlich überflüs- 
sig, weil sie als Teil des normalen Lebens gar 


keine zu bezahlende Arbeit wäre. Ein so 
strukturiertes Leben würde logischerweise 
einen Großteil der Gesundheitskosten im po- 
sitiven Sinne vergesellschaften, nicht zu Gun- 
sten von Pharmakonzernen u.ä., sondern zu 
Gunsten der Menschlichkeit. Und das gilt es 
ohne Angst vor den Konservativen auch zu 
denken, die Ähnliches sagen, aber eine auf- 
grund ihrer ideologischen Beschränktheit 
unemanzipatorische, meist geschlechtsspezi- 
fische Lösung im kapitalistischen Lohnsy- 
stem suchen müssen. Es gilt zu fordern, daß 
man mehr Zeit bekommt, statt widersinnige 


Arbeit zu tun wie z.B. Müllsortierung, wofür 
riesige Kapazitäten aufgebaut werden, die 
dann wieder Müll brauchen, damit sie ausge- 
lastet werden. Und das verstehen die Men- 


schen! 


Realitäten akzeptieren 
Um das aber alles klar zu kriegen, müssen bei 
der Linken selbst einige Dinge deutlich aus- 
gesprochen und wirklich akzeptiert werden: 
Ich will nicht, daß die heute 6 Millionen Ar- 
beitslosen ohne grundsätzliche Umstruktu- 
rierung der Gesellschaft 4, 5, 6, 7 oder 8 Stun- 


den täglich arbeiten. Was sollen die tun, ohne 
daß unsere Umwelt und die Menschlichkeit 
noch mehr kaputt gehen? 

Im Gegenteil müssen wir viel mehr über- 
legen, welche Arbeiten heute noch gemacht 
werden, die im besten Fall neutrale Wirkung 
haben, meistens aber durch ihren gesamte 
Wirkung sowohl sozial wie auch umwelt- 
mäßig schädlich sind (Auto, Rüstung, Che- 
mie, »Wertstoffkreislauf«, pharmazeutische 
Industrie z.B.) und die deshalb zum großen 
Teil abgeschafft gehören. Diese Überlegung 
ist notwendig, um sich bewußt zu werden, 


wieviel freie Zeit unnötig und nur profitori- 
entiert vernichtet wird. 

Wir müssen uns verdeutlichen, daß wir 
im Unterschied zu den ersten 70 Jahren unse- 
res Jahrhunderts heute im Wesentlichen eine 
gesellschaftliche Infrastruktur haben, die 
weitgehend ausreicht: Schulen, Krankenhäu- 
ser, Sportmöglichkeiten usw. aber auch Woh- 
nungen, denn die heutige Verknappung ist ja 
mehr eine marktbedingte. Und daß diese 
Realität weiter Bestand hat trotz der 6 Millio- 
nen Arbeitslosen. Daß diese oft in Armut le- 
ben, liegt eben nicht daran, daß sie keine ge- 
sellschaftliche Arbeit verrichten, für die sie 
dann Geld bekommen, sondern daß ihnen 
der Zugang zu den Gütern verwehrt wird, die 
auch ohne ihre Arbeit da sind. 

Ein Großteil der Produktion ist faktisch 
unbrauchbar, dient einer Befriedigung von 
konfusen und künstlich geweckten Bedürf- 
nissen. Diese werden aber massiv gleich nach 
der Produktion oder nach dem Kauf vernich- 
tet. Man denke nur an die Geschenke-, Ver- 
packungs-, Nippes- usw. Industrie. (Mir ist 
klar, daß ich mich damit auf sehr glattes Eis 
begebe, denn ich finde durchaus auch man- 
che Sachen ganz »witzig« o.ä.). Der immer 
stärker werdende Kaufkraftmangel ist des- 
halb auch durchaus positiv: was nicht ge- 
kauft werden kann, wird hoffentlich auch 
nicht hergestellt! Haben die Einzelnen mehr 
Zeit und weniger Streß sowie keine Angst vor 
sozialem Elend, werden sie vieles davon nicht 
mehr kaufen. Muße haben führt nicht zu 
mehr Konsum, sondern zu mehr Kreativität. 

Wenn man das mal alles durchgeht, wird 
deutlich, wieviel von der heutigen Lohnar- 
beit noch eingespart werden könnte, ohne 
daß jemandem wirklich was fehlen würde. 
Wieviel gesellschaftlich nutzlose Lohnarbeit 
gemacht wird, die gleichzeitig die Menschen 
kaputt macht und riesige Ressourcen ver- 
nichtet wie z.B. der Bau von immer mehr 
Bürogebäuden, Autobahnen, Flughäfen. 
Auch die Umstrukturierung auf sinnvolle 
Güter wie z.B. von Autofabriken zu Gunsten 
von Zug- und Waggonfabriken würde die Ar- 
beitsplatzzahl nicht ausgleichen. Wir müssen 
uns von dem alten Wahn lösen, immer alles 
in Lohnarbeitsplätze umzurechnen, sondern 
uns dem neuen Wahn hingeben, immer alles 
in mögliche freie Zeit im positiven Sinne um- 
zurechnen. 

Parallel zur geistigen Verarmung und zum 
immer schwieriger werdenden Zugangs zur 
Bildung können Tausende ausgebildeter In- 
tellektuelle nichts tun, weil sie nicht bezahlt 
werden, parallel dazu wächst der Bildungs- 
notstand. Sie alle zu heutigen Lohnbedin- 
gungen einzustellen, sprengt tatsächlich je- 
den öffentlichen Haushalt. Deshalb muß 
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über ein völlig neues, aber emanzipatorisches 
Bildungssystem nachgedacht werden. 

Man muß erkennen und es auch so be- 
nennen, daß die »Reparatur« der Umwelt im 
Rahmen des kapitalistischen Lohnsystems 
nicht geht, sondern nur durch Abschaffung 
des Profitsystems: man denke nur an Beispie- 
le wie das Ozonloch, Vergiftung der Meere, 
Erderwärmung, verseuchte Böden... 

Realismus heute heißt nicht, keine radika- 
len gesellschaftsverändernden Forderungen 
zu stellen, sondern zu verstehen, daß unsere 
derzeitige soziale Lebenssicherungsstruktur 
(Lohnarbeit, Rente, Kranken- und Arbeitslo- 
senversicherung) tatsächlich im Rahmen der 
Lohnarbeit nicht zu sichern, darüber hinaus 
in der derzeitigen Art auch nicht wünschens- 
wert ist. D.h. aber dann, den Herrschenden 
entgegenzuhalten: Ihr habt Recht - also müs- 
sen wir das kapitalistische Lohnsystem ab- 
schaffen, denn materiell ist genügend da, um 

jedem Menschen ein würdiges Leben zu si- 
chern. 


Realistisch-Utopische Ziele formulieren, 

um kämpfen zu können 
Das alles ist überhaupt nicht neu, es fließt 
aber so gut wie gar nicht in konkrete und 
gleichzeitig umfassende politische Überle- 
gungen und Forderungen ein. Dabei liegt für 
mich gerade hier ein Schlüssel. Die Befreiung 
der Menschen geht nur über ihren Willen, 
frei zu sein. Um diesen Willen zu entwickeln, 
müssen sie die Realität so annehmen, wie sie 
ist. Aber nur die Realität anzunehmen und 
sich wirklich bewußt zu machen, führt noch 
nicht automatisch zum Handeln in emanzi- 
patorischer Richtung. Wird das Bewußtsein 
über die Realität nicht verbunden mit positi- 
ven Zielen, entsteht bei vielen Menschen im 
besten Falle passives Hinnehmen, oder 
schlimmer noch Verzweiflung, die zur Unter- 
stützung rechter Organisationen oder sogar 
zu direkter Teilnahme an rassistischen und 
faschistischen Aktivitäten führt. Erst das Ak- 
zeptieren der Realität verbunden mit neuen 
realistisch-utopischen Zielen führt dazu, sich 
für die Verschaffung von Umständen, die sie 
frei sein lassen, einzusetzen. Hier sehe ich die 
Hauptaufgabe der radikalen Linken, reali- 
stisch-utopische Ziele zu formulieren und 
darum Aktivitäten und Auseinandersetzun- 
gen zu entwickeln. 

Frei sein bedeutet auch, Kraft zu haben, 
um überlegen zu können, woher der Reich- 
tum kommt, wieviel selbst erarbeitet und 
wieviel durch Ausbeutung anderer Völker er- 
reicht wurde. Wie man diese Ausbeutung, die 
zum Tode von Millionen, zu weltweiten 
Fluchtbewegungen usw. führte und weiter 
führt, wenigstens ansatzweise ausgleichen 
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kann. Auch dafür sind die Menschen zugäng- 
lich. Es ist ja nicht so, daß die Leute nicht se- 
hen, woher unser Reichtum auch kommt. 
Nur sie sind faktisch gezwungen, zynisch zu 
sein, darüber hinwegzugehen, es zu leugnen. 
Wir, nahezu jedes Individuum der radikalen 
Linken, machen das doch so viel anders auch 
nicht. Durchaus gezwungenermaßen, weil 
wir zur Zeit keinen konkreten Ausweg aus 
diesem System sehen und keine revolutionä- 
re Ansprechspartnerin in der kolonialisierten 
Welt haben, der wir einen Teil unseres ‘Reich- 
tums’ für deren Kampf schicken können, 
aber auch, weil wir nur ein Leben haben. Den 
‘normalen’ Menschen geht es doch ebenso, 
und trotzdem spenden sie, gerade auch ge- 
ringer Verdienende, für »Brot für die Welt«, 
für die Betroffenen von Katastrophen in aller 
Welt, für Kinder, die dringend eine Herzope- 
ration brauchen usw. Und das, obwohl sie oft 
zu Recht skeptisch sind, ob ihre Spenden 
denn auch die Betroffenen erreichen. Hier 
sind sie sogar menschlicher als die einzelnen 
der Linken, die oftmals lieber gar nichts 
spenden, denn es könnte ja den Falschen er- 
reichen... 


Eine menschliche Welt kann nur 
antikapitalistisch sein 
Aus all dem folgt, daß man heute nicht for- 
dern kann, Arbeit zu beschaffen, damit alle 
ihr Geld verdienen können. Wir müssen im 
Gegenteil die Abschaffung von einem Groß- 
teil der heute geleisteten Arbeit fordern, da- 
mit der und die Einzelne nach der Umvertei- 
lung der ökologisch notwendigen und ver- 
tretbaren Arbeit, nach der Bereitstellung von 
Arbeitskapazitäten zugunsten der ausgebeu- 
teten Völker die Freiheit hat, tun zu können, 
was sie und ihn ausfüllt. Wir brauchen ein 
anderes System, damit wir nicht mehr ge- 
zwungen werden können, entgegen unserem 
Wissen über die Ausbeutung anderer Völker 
die meiste Zeit so zu leben, als ob das nicht 
geschähe, damit wir die reale Möglichkeit ha- 
ben, in Abstimmung mit diesen Völkern das 
zu produzieren, was sie wirklich brauchen 
und wünschen. Und da diese heute bereits 
verwirklichbare menschliche Welt ohne Ab- 
schaffung der existierenden Herrschafts- 
struktur nicht verwirklichbar ist, muß diese 
geändert werden. Deshalb bin ich heute ım- 
mer noch gegen dieses kapitalistische System. 


Wir müssen die offene Auseinander- 
setzung mit den Menschen suchen 
Wie schon gesagt, technisch und infrastruk- 
turell gesehen kann das heute bereits ver- 
wirklicht werden. Verwehrt wird das den 
Menschen durch ihre eigenen ideologischen 
Schranken und durch die Machtverhältnisse. 


Die ideologischen Schranken gilt es als erstes 
zu durchbrechen. Gerade hier sehe ich heute 
die zentrale Aufgabe der radikalen Linken. 
Nicht »Kampf um jeden Arbeitsplatz!« muß 
die Forderung lauten, wenn z.B. die Autoin- 
dustrie wieder einmal rationalisiert, sondern 
»Ermöglichung der Teilnahme am öffentli- 
chen und kulturellen Leben der Gesellschaft 
wie bisher!« Aber offensiv, etwa so: »Gut, daß 
dieses Werk seine Produktion endlich redu- 
ziert. Gut, daß diese überflüssige Arbeit ent- 
fällt. Dann könnt ihr jetzt mit anderen die 
notwendige Arbeit teilen, braucht alle weni- 
ger zu arbeiten, und habt endlich Zeit und 
v.a. die Kraft, euch gesellschaftlich zu enga- 
gieren. Es ist doch überhaupt nicht einzuse- 
hen, daß die einen arbeiten bis zum Umfal- 
len, andere dagegen nicht arbeiten dürfen. 
Wenn Euch aber das Teilen der Arbeit ver- 
wehrt wird, ist es überhaupt nicht einzuse- 
hen, daß ihr keinen Zugang zum Kino, Thea- 
ter, Sporteinrichtungen usw. habt. Dann sol- 
len die doch bezahlen, die Euch das verweh- 
ren. Ob ihr arbeitet oder nicht, die Waren, 
Sporthallen, Theatergebäude, Straßenbah- 
nen sind doch vorhanden und funktionie- 
ren« usw. Natürlich glaube ich nicht, daß 
man so etwas nur ein-, zweimal schreiben 
muß, und sich dann die gesamte Ansicht än- 
dert. Einige, vielleicht sogar viele werden das 
erstmal als Zynismus verstehen. Aber, was ist 
an dem Geschriebenen falsch? Dahinter 
steckt doch eine ganz konkrete erkennbare 
und auch nachvollziehbare Vision, die ei- 
gentlich heute schon realisierbar ist, wenn, ja 
wenn nicht die Besitz- und damit die Macht- 
verhältnisse, wie sie heute sind, wären! Wir 
brauchen den Leuten nicht zu sagen, daß die 
Reichen immer reicher werden, und die Ar- 
men immer ärmer. Das sehen sie selbst. Wir 
müssen sie anregen, selbständig über eigent- 
lich Mögliches nachzudenken und Visionen 
zu entwickeln, in dem wir uns auch mal wie- 
der trauen, was Neues auszusprechen und 
anzubieten. 

Sich das wirklich zu vergegenwärtigen 
und nicht nur im Gespräch zu sagen, ja hast 
recht, heißt für mich, auch entsprechende 
Forderungen zu stellen. Das kann uns umso 
leichter fallen, wenn wir die Entwicklung 
und Prognosen ernst nehmen: es werden 
nicht mehr genug neue Arbeitsplätze ge- 
schaffen, sondern weitere in Zukunft abge- 
baut. Wenn heute ein Arbeitender sagt, du 
spinnst ja, wenn gefordert wird, daß alle das 
Recht auf soziale und kulturelle Sicherheit 
haben und dieses Recht auch verwirklicht 
werden kann und muß, wenn nur anders ge- 
dacht und organisiert würde, sagt er das 
dann nicht mehr, wenn sein Arbeitsplatz aus 
Konkurrenz- oder Umweltschutzgründen ab- 


geschafft worden ist. Wir müssen uns trauen, 
scheinbar Unpopuläres oder Unverständli- 
ches zu sagen und zum Programm zu ma- 
chen, weil es für ein menschliches Leben not- 
wendig, aber auch tatsächlich realisierbar ist. 


Mit alten Ideen brechen 
Ich denke, daß sich die radikale Linke selber 
von bestimmten, traditionellen Denkmu- 
stern lösen muß. Viele sind noch zu sehr in 
alten Denkmustern stehengeblieben: Arbeit, 
Arbeit, Arbeit steht im Mittelpunkt. Das um- 
so mehr, als hier die gesellschaftlichen Kon- 
flikte immer deutlicher aufbrechen und man 
unter den Zugzwang gerät, sich darüber wie- 
der Gedanken zu machen und aktuell poli- 
tisch mit Vorschlägen einzugreifen. Dabei 
werden einem die absurdesten Diskussionen 
aufgezwungen wie z.B. die über die Rentensi- 
cherung. Natürlich ist das heutige Rentensy- 
stem nicht wie bisher zu halten. Gleichzeitig 
ist es absurd, die Lebensarbeitszeit zu verlän- 
gern, die Schul- und Studienzeit zu verkür- 
zen, was wiederum nur schneller noch mehr 
Menschen auf den Arbeitsmarkt bringt, der 
ja sowieso »überlastet« ist. Auf der anderen 
Seite ist es auch absurd und asozial, Leute in 
die Frührente zu drängen, nach dem Motto 
„Alte raus«. Dafür können wir doch eben- 
falls nicht sein. Hier wie auch beispielsweise 
bei der »Explosion der Sozialhilfekosten« ste- 
hen wir wie die Bürgerlichen vor der Aufgabe 
der Quadratur des Kreises, wenn wir da eige- 
ne Vorschläge erarbeiten wollen. Diese Not- 
wendigkeit zur Quadratur des Kreises zwingt 
die Bürgerlichen sogar zu Schritten in die 
»richtige« Richtung: so fordern Teile der 
SPD, u.a. Scharping, eine Grundsicherung, 
was sie mit der Kostenentlastung für den 
Staat, aber auch mit dem sozialen Gewissen 
begründen. Natürlich wollen sie die Grund- 
lage des kapitalistischen Systems nicht ank- 
ratzen - nicht aus Böswilligkeit, sondern weil 
sie es aus bürgerlicher ideologischer Bor- 
niertheit nicht können. Andere Bürgerliche 
sehen durchaus die Gefahr, die in der Forde- 
rung nach Grundsicherung für die ideologi- 
sche Herrschaft des kapitalistischen Systems 
liegt. Raus kommen wir Linke aus dieser Si- 
tuation nur, wenn wir die Struktur des kapi- 
talistischen Systems gedanklich endlich ver- 
lassen und die Aufhebung der Absurdität: 
„vorhandene Lebensmittel, Waren und In- 
frastruktur gegen vorhandenes Elend« in den 
Mittelpunkt unserer Forderungen und unse- 
res Kampfes stellen. 

Scheinbar Utopisches zu sagen, geschwei- 
ge denn zu fordern, gilt vielen bei uns als un- 
möglich. Die Leute verstehen das angeblich 
nicht. Aber dabei verstehen sie das nicht 
nicht, sondern sie wehren sich gegen das 


Wahrhaben dieser eigentlich notwendigen 
»utopischen« Forderungen. Gefördert wird 
dieses sich Wehren durch die dann wirklich 
utopischen, aber im herkömmlichen bürger- 
lichen Denken verhafteten Vorschläge der 
Grünen aber auch der meist organisierten 
Linken, die z.B. meinen, mit Umweltproduk- 
tion Lohnarbeitsplätze schaffen zu können. 
Hier gilt es denn auch ideologisch die Aus- 
einandersetzung mit den Grünen, den ge- 
werkschaftlich orientierten Linken und ähn- 
lich argumentierenden Menschen zu führen. 
Natürlich ist es nicht ganz unmöglich, so 
neue Lohnarbeitsplätze zu schaffen, aber das 
sichert Lohnarbeit doch nur für einen kurzen 
Zeitraum oder nur regional, meinetwegen 
sogar für die BRD. Wenn aber die anderen 
Staaten auch darauf setzen, und Schritte da- 
zu gibt es bereits, wird der Markt wieder sehr 
eng und es ist nichts mit vielen neuen Lohn- 
arbeitsplätzen. Das spricht natürlich nicht 
gegen Forderungen nach umweltnützlichen 
Produktionen oder nach Konvertierung be- 
reits bestehender Produktionen - z.B. der 
Chemie- und der Rüstungsproduktion - zu 
Gunsten des Umweltschutzes oder der Repa- 
ratur zerstörter Umwelt, aber doch nicht, 
weil das Arbeitsplätze schafft, sondern weil 
die Umwelt kaputt ist und weiter kaputt geht, 
die andere Produktion alles zerstört. Diese 
Umweltreparaturarbeitsplätze müssen einzig 
und allein deshalb eingerichtet werden und 
werden hoffentlich möglichst schnell wieder 
überflüssig! 

Mindestens ebenso wichtig ist, daß wir 
uns wieder trauen, nach vorne zu denken in 
dem Sinne, daß wir uns wieder über eine 
neue Gesellschaft Gedanken machen. Ich 
meine damit nicht, eine bis ins einzelne ge- 
hende neue Gesellschaft zu beschreiben, aber 
doch in groben Zügen zu sagen, wie wir sie 
uns vorstellen und das, wie gesagt, auf der 
Grundlage der heutigen technischen und 
infrastrukturellen Möglichkeiten. Wirklich 
Konkretes, wie man z.B. das Bildungswesen 
umstrukturiert, kann man erst denken, wenn 
das kapitalistische System zu Gunsten eines 
freien sozialistischen Systems gekippt wurde. 
Aber deshalb kann man doch jetzt schon laut 
darüber nachdenken, daß dieses heutige 
Schulsystem »Zwangsbildung für alle in vom 
Staat festgelegten Strukturen« abgeschafft 
werden muß, auch weil es nicht finanzierbar 
ist, selbst wenn man wie ich unter den heuti- 
gen Bedingungen durchaus für die staatlich 
durchgesetzte Beibehaltung der Schulpflicht 
ist. Es ist aber doch die Frage, ob unter Be- 
dingungen von zwei, drei Stunden Arbeit 
täglich wirklich alle Kinder ab 6 Jahren 
zwangsbeschult werden müssen, wenn durch 
die Grundsicherung plus zwei drei Stunden 


bezahlte Arbeit sehr viel freie angstfreie Zeit 
bei den Menschen vorhanden ist, Räumlich- 
keiten genügend vorhanden sind und in frei- 
willligen Gruppen die Kinder die Grundla- 
gen Lesen, Rechnen, Schreiben usw. lernen 
können. 

Dieses Schulbeispiel soll nur zeigen, wie 
ich mir die heute anstehende Diskussion u.a. 
vorstelle. Man kann auf allen Gebieten reali- 
stisch spinnen, z.B. besonders wichtig und 
interessant auf dem Gebiet der Arbeitszeit- 
verteilung. Natürlich darf solch eine Diskus- 
sion die Arbeit in den einzelnen Bereichen 
gesellschaftlicher Widersprüche nicht erset- 
zen. Aber diese Diskussion kann und muß es 
letztlich leisten, daß man jede »Teilarbeit« 
wieder eingebettet sieht in dem Kampf um 


eine neue, aber dann menschliche Gesell- 
schaft. 


Rote Ratte 


Foto: Parade der Angeschissenen, Berlin ‘96 
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Leserbrief 
zum Artikel 


»Her mit dem schönen Leben« 


(zettelknecht, Arrancal!, Nr. 10) 


»Die Vermittlung der zu gewärtigenden 
Wirkungen mit den zu ihrer Abwehr be- 
stimmten Handlungen geschieht auf eine 
ziemlich kurzschlüssige Weise, indem die 
Drohung des Bösen, in dringliches Sollen 
und Müssen umgesetzt, den guten Willen 
oder den Willen zum Guten beflügeln 
soll; aus dem Blickfeld gerät dabei leicht 
die Seite des spezifischen, oft sehr spezif- 


schen Könnens« (H. Fleischer). 


Ein Gespenst geht um in der Welt, das Ge- 
spenst des Neoliberalismus: Sozialkürzungen, 
Niedriglöhne, ungeschützte Arbeitsverträge, 
Diskriminierung von MigrantInnen, Aufle- 
ben des Patriarchats, Knechtung der Entwick- 
lungsländer. Gleich zu Beginn des Artikels 
wird deutlich gemacht, worum es geht: Die 
Abwendung der allerneusten Katastrophe. 
Der Feind: Kapital und Staat. Das Subjekt: Die 
Internationale der Unterdrückten. 

Zettelknechts Einstieg in das Thema 
könnte dramatischer kaum sein. Dabei soll 
das Anführen der sozial- und tarifpolitischen 
Kürzungen in Deutschland beispielhaft den 
tiefgreifenden nationalen wie internationa- 
len gesellschaftlichen Umbau in Gestalt des 
Neoliberalismus ins rechte Licht setzen. 

Ziel des Artikels ist es, mittels (zusam- 
menfassender) Analyse der gegenwärtigen 
sozialen und politischen Entwicklungen, eine 
theoretische Basis zu schaffen, um sich selbst 
im politischen Kampf zu positionieren. 
Während diese Vorgehensweise grundsätz- 
lich akzeptabel erscheint, sehe ich ihre Um- 
setzung als problematisch an. Der Grund 
hierfür liegt in der m. E. selektiven, von eige- 
nen Wunschvorstellungen geprägten Pro- 
blemdarstellung, -deutung und politischen 
Schlußfolgerung. Die Analyse folgt einem 
Muster, das auf der einen Seite das histori- 
sche Gewicht sozialer Bewegungen (»Men- 
schen verweigerten sich dem Lebens-, Ar- 
beits- und Konsummodell«) positiv hervor- 
hebt, um ihm auf der anderen Seite die nega- 
tiven Wirkungen der neoliberale Allianz aus 
Kapital und Staat gegenüberzustellen, gegen 
die es den Widerstand zu organisieren gilt. 

Jedoch bedient sich Z. - um die Darstel- 
lung schlüssig zu machen - so gravierender 
analytischer Verkürzungen, daß der theoreti- 
sche und praktisch-politische Erkenntnisge- 
winn seiner Überlegungen stark vermindert 
wird. Sie scheinen somit eine bloße Rechtfer- 
tigung der von FelS auszufüllenden Funktion 
zu sein. 

Um diese Behauptung zu belegen, gehe 
ich im folgenden Abschnitt (Teil ı) kurz auf 
die sachliche Darstellung einiger von Z. auf- 
gegriffener Entwicklungen ein. Im zweiten 
Teil wende ich mich der Art zu, wie Z. die von 
ihm dargelegte Entwicklung theoretisch or- 
ganisiert. 


zu 1) 

Die Krise des Keynesianismus 
Als Strategie politischer Regulierung ökono- 
mischer Prozesse geriet der Keynesianismus 
in den zoer Jahren auch hinsichtlich seiner 
Legitimation als Wirtschafts- und Konsum- 
modell in die Krise. Dieses zweifelsohne rich- 
tige Argument stilisiert Z. jedoch zur wesent- 


lichen Krisenursache und beschränkt damit 
zugleich die Analyse sozialer Wandlungspro- 
zesse auf politische Kämpfe. Auch die Erwäh- 
nung von »neuen Technologien und die Au- 
tomatisierungswelle« als weitere Gründe ver- 
hindert nicht, daß die Ursachenbestimmung 
einseitig bleibt, zumal ihre unkommentierte 
Erwähnung den Eindruck aufkommen lässt, 
daß es sich um rein sachliche Entwicklungen 
handelt. Damit wird verkannt, daß neue 
Technologien und Automatisierung eine 
Antwort des Kapitals auf die mangelnden 
Produktivitätsreserven der tayloristischen 
Arbeitsorganisation sind, die zu Beginn der 
70er Jahre zu einer strukturellen ökonomi- 
schen Krise führten. In deren Folge erhöhte 
sich der Konkurrenzdruck, der einen gewalti- 
gen Rationalisierungsschub inclusive stei- 
gender Arbeitslosigkeit bedingte. Im Unter- 
schied zu vorangegangenen konjunkturellen 
Krisen konnte mit einer inflationären Geld- 
und Zinspolitik (in Deutschland) die wirt- 
schaftliche Stagnation nicht überwunden 
werden, was in der Folgezeit zu einem Ein- 
flußverlust keyesianischer Wirtschaftspolitik 
führte. 

Ein weiteres krisenverschärfendes Ele- 
ment lag darin, daß das System der festen 
Wechselkurse aufgrund steigender wirt- 
schaftlicher Unterschiede zwischen den ent- 
wickelten Industrienationen aufgegeben 
wurde. Die festen Wechselkurse bildeten ein 
wesentliches Element der keynesianischen 
Wirtschaftssteuerung, indem sie den Regie- 
rungen und Notenbanken ein wirksames fi- 
nanzpolitisches Instrument zur Lenkung 
ihrer Nationalwirtschaften in die Hand gab. 

Beide - hier nur kurz umrissenen — Kri- 
senursachen scheinen Z. nicht einmal der Er- 
wähnung wert, obwohl sie die wirtschaftli- 
chen Voraussetzungen der neoliberalen Wen- 
de bilden. 


Die Globalisierungsthese 
Z. widerspricht der These, die ökonomische 
Globalisierung bewirke zwangsläufig eine so- 
ziale Globalisierung im Sinne einer Anglei- 
chung der Lebensverhältnisse. Mit Joachim 
Hirsch argumentiert er mit der Notwendig- 
keit sozialer Ungleichheiten entsprechend 
den Bedingungen einer globalisierten Arbeit- 
steilung des Kapitals. Daraus allerdings auf 
die Notwendigkeit von Extraprofiten zur 
Aufrechterhaltung des Akkumualtionspro- 
zesses zu schließen, wie Z. dies tut, ist un- 
zulässig. Unbestritten nutzen die Einzelkapi- 
tale jede sich ihnen auch im Rahmen der 
Globalisierung bietende Chance einen Extra- 
gewinn einzufahren. Daß heißt aber nicht, 
daß Extraprofite den Kern der Kapitalakku- 
mulation ausmachen. Hirschs Argument ıst 


hier falsch interpretiert: nicht die Notwen- 
digkeit eines Extraprofits, sondern die der 
Fortsetzung der nationalen Arbeitsteilung 
(inclusive der sozialen Ungleichheiten) auf 
globaler Ebene läßt die Vorstellung vom 
»global village« als das erscheinen, was sie ist: 
ideologischer Versuch der Legitimation der 
Globalisierung. 


Die Polarisierungsthese 
Anschließend an die These verfestigter sozia- 
ler Differenzen im Weltmaßstab führt Z. die 
Polarisierung von reich und arm ein. Die po- 
litische Regulation gilt ihm dabei als Stabili- 
sator historisch spezifischer Klassenkonstel- 
lationen mit den Mitteln der Repression und 
des Konsenses. Was sich ex post als die Tren- 
nung subalterner Klassen entlang z. B. natio- 
nalstaatlicher Grenzen darstellt, erscheint bei 
Z. als Projekt eines nicht näher bezeichneten 
herrschenden Subjekts. Das komplexe Bedin- 
gungsverhältnis zwischen ökonomischer, po- 
litischer und sozialer Sphäre wird damit auf 
einen kruden Funktionalismus herunterge- 
brochen, versehen mit einem Schuß Ver- 
schwörungstheorie. Diese Argumentationsfi- 
gur wird bestenfalls einem agitatorischen 
Imperativ nach dem Vorbild staatssozialisti- 
scher Ideologien gerecht, nicht aber der Auf- 
klärung (im Sinne eigenständiger Reflexion) 
über Struktur und Funktion moderner kapi- 
talistischer Gesellschaften. 

Anschließend wird die verschwörungs- 
theoretische Prämisse Z.s Analyse noch deut- 
licher. Die vielfältigen Segmentierungsströ- 
mungen gelten ihm als Folge »technologi- 
scher Entwicklung als auch bewußter politi- 
scher Entscheidungen«, wobei das letztere 
auf dem ersteren aufbaut: » Hier setzt die Dif- 
ferenzierungspolitik von Kapital und Staat 
an«. Dieser Erkenntnis schließt sich ein Kata- 
log der Grausamkeiten der neoliberalen Alli- 
anz aus Kapital und Politik an, der in der ge- 
zielten Instrumentalisierung und Diskrimi- 
nierung von MigrantInnen seinen höchsten 
Ausdruck findet. Damit die Perspektive stim- 
mig ist, wird dann auch schon mal der Logik 
Gewalt angetan (»Illegale akzeptieren die 
niedrigsten Löhne ... und zahlen die höch- 
sten Mieten«) oder den deutschen Städte- 
plannerInnnen eine perfide Taktik zur Zer- 
schlagung kollektiven Widerstands unter- 
stellt. Wie glücklich können da die Migran- 
tInnen in Frankreich und Großbritannien 
sein: stigmatisiert und isoliert in ihren Ghet- 
tos, können sie sich zum Kollektivsubjekt zu- 
sammenschweißen. 


Perspektiven des Widerstandes 


Das Fehlen eines politischen Projekts ge- 
schweige denn eines revolutionären Subjekts 
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auf der einen Seite und die Perspektivlosig- 
keit nationalstaatlicher Wirtschaftspolitik 
auf der anderen Seite, lassen Z. zufolge nur 
noch eine Möglichkeit des Kampfes gegen 
den Neoliberalismus zu: »Die Beschränkung 
der Kapitalmobilität« mittels »offener Kon- 
frontation mit den Unternehmen«. Gelingen 
kann dies nur durch international und anti- 
rassistisch orientierte »soziale Bewegungen 
von unten«. 

Zweierlei ist an dieser Argumentation zu 
bemerken: Erstens vollzieht Z. ein strategi- 
sche Kehrtwendung. Wurde noch in den vor- 
hergehenden Abschnitten technologische 
Entwicklung und die Allianz von Kapital und 
Staat als Hauptübel neoliberaler Hegemonie 
ausgemacht, so ist es nun die Kapitalmobi- 
lität, die im Zentrum des Kampfes gegen 
Neoliberalismus steht. Zudem wird kein 
Wort mehr darüber verloren, wie z. B. der 
politische Widerstand gegen neoliberale Po- 
litik hierzulande auszurichten und zu orga- 
nisieren wäre. Mit dem Verweis auf den 
globalen Charakter des Neoliberalismus wird 
die nationalstaatliche Ebene politischer 
Kämpfe im vorhinein als dem Problem nicht 
adäquat disqualifiziert. Antstatt die Hand- 
lungsmöglichkeiten im nationalstaatlichen 
Rahmen auszuloten, propagiert Z. nun, mit 
offenem Visier weltweit und »von unten« in 
den Kampf gegen »die Unternehmen« zu 
ziehen. 

Die konkreten Handlungsvorschläge 
kommen dann aber erst einmal sehr be- 
scheiden daher: Stadtteiläden und Jobberi- 
nis, »an denen die diffuse soziale und kultu- 
relle „Unzufriedenheit zusammenkommen 
kann«. Diese sollen sich dann zusam- 
menschließen und für Forderungen eintre- 
ten wie: die soziale Grundsicherung, die 25- 
Stunden-Woche und die Festschreibung der 
Mieten. Fragen, wie die nach möglichen 
Bündnispartnern im parlamentarischen 
Spektrum, werden eindeutig negativ be- 
schieden. Es gilt einfach, »der Gewinnlogik 
des Marktes« die »menschliche Vernunft 
entgegenzusetzen«. Deswegen interessiert Z. 

auch nicht weiter, »ob diese Forderungen im 
Kapitalismus durchzusetzen sind«. Diese 
Frage braucht der Linken also nicht »allzu 
viel Kopfschmerzen zu bereiten «, Man/frau 
stelle nur die richtigen (»vermittelbaren und 
einleuchtenden«) Forderungen und die In- 
ternationale der Unterdrückten und Belei- 
digten wird qua »menschlicher Vernunft« 
den Sieg über den Neoliberalismus erringen. 
Bei Stroebele (einem der linken Vordenker 
der Grünen) heißt das dann »neue Utopien« 

und wird von Hermann Gremliza (kon- 
kret) zurecht als 
Quatsch« abgetan. 


»voluntaristischer 
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zu 2) 

Die von mir herausgegriffenen Passagen sind 
aber nicht nur in ihrer sachlichen Darstel- 
lung problematisch, sondern auch in der Art, 
wie Z. sie in einen theoretischen Zusammen- 
hang stellt. Um dies zu begründen, möchte 
ich den roten Faden des Artikels kurz rekon- 
struieren. 

Angefangen bei der Darstellung der 
Grundzüge einer keynesianischen Wir- 
schaftspolitik wird deren Krise als massen- 
hafte individuelle Verweigerung des fordisti- 
schen »Lebens-, Arbeits- und Konsummo- 
dells« interpretiert. Ohne der Frage größere 
Bedeutung zuzumessen, in welchem Zusam- 
menhang der Neoliberalismus zur Krise sei- 
nes historischen keynesianischen Vorgängers 
gesehen werden kann, wird seine Einführung 
umstandslos als Faktum konstatiert. Im wei- 
teren Argumentationsverlauf erscheint er 
dann als fiese Strategie marktliberaler Kapi- 
talisten (Nestle), PolitkerInnen (Reagan/ 
Thatcher) und internationaler Finanzorgani- 
sationen (IWF). Verschlimmert wird die 
ganze Situation noch durch die technolo- 
gisch bedingte und politisch forcierte Globa- 
lisierung, die eine Reihe negativer sozialer 
Folgen nach sich zieht, insbesondere für 
niedrigentwickelte Regionen und die subal- 
ternen Schichten in den Metropolen. Auf- 
grund der sozialen Segmentierungsbewe- 
gungen und der sie forcierenden neolibera- 
len Strategie fehlen widerständische soziale 
Bewegungen und politische Projekte, und 
auch von den ins hegemoniale neoliberale 
Projekt qua Parlamentarismus eingebunde- 
nen linken Parteien kann keine Veränderung 
erwartet werden. Einziger Silberstreif am 
Horizont bleibt die internationale Massenbe- 
wegung »von unten«, bestehend aus Bünd- 
nissen linker Basisgruppen. Diese wiederum 
stellen mittels ihres gesunden Menschenver- 
standes Forderungen auf, um deren Durch- 
setzbarkeit sie sich nicht kümmern müssen. 

Bei allem Verständnis für die Schwierig- 
keiten bei der Analyse komplexer Phänome- 
ne wie Globalisierung und Neoliberalismus 
ist es aber nun keineswegs legitim, wie Z. dies 
tut, sich einer Faustformel ä la Verschwörung 
von Kapital und Staat sowie technologi- 
schem Wandel zu bedienen, um aus diesen 
umstandslos die einzig wahre (und zugleich 
eigene) Praxis abzuleiten. Würden die zahl- 
reichen und vielfältigen Konflikte, Spannun- 
gen und Ausgrenzungen des Globalisie- 
rungsprozesses von Z. nur annähernd wahr- 
genommen, würde auffallen, daß sich soziale 
Widersprüche nicht auf den Kampf zwischen 
underclass und » Unternehmen« reduzieren, 
sondern ebenso vielgestaltig sind. Folge die- 
ser analytischen Verkürzung ist u. a. die wi- 


dersinnige Gegenüberstellung von margina- 
lisierten gesellschaftlichen Gruppen und 
» Unternehmen«. Richtig ist, daß sich Kapita- 
listen und Marginalisierte antagonistischen 
sozialen Gruppen zuordnen lassen, falsch ist 
jedoch, daraus zu schließen, daß sie sich in 
der Wirklichkeit gegenüberstehen und noch 
dazu gruppeneinheitliche Interessen hätten. 
Im direkten gesellschaftlichen Konflikt sind 
die Adressaten der Kapitalpolitik in erster Li- 
nie die abhängig Beschäftigen und umge- 
kehrt. Menschen ohne Lohnarbeit oder in 
unsicheren Jobs sind dagegen in erster Linie 
auf den Staat als politischen Kontrahenten 
verwiesen. Zudem nützt die Unterstellung, 
die Angehörigen der subalternen Schichten 
besäßen grundsätzlich gleiche Interessen, für 
die politische Praxis rein gar nichts, wenn 
nicht gezeigt werden kann, wie die realen 
Konflikte und Konkurrenzen überwunden 
werden können. 

Daher ist auch für mich nicht nachvoll- 
ziehbar, warum FelS von einigen Linken, wie 
Z. schreibt, vorgeworfen wird, Praxis und 
Forderungen der Gruppe seien reformistisch. 
Der klassische sozialdemokratische Refor- 
mismus z. B. kann immer noch angeben, mit 
welchen Mitteln und in welchen Schritten er 
seine Ziele erreichen will, so etwa die sozial 
gerechtere Verteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums über die sozialen Sicherungssy- 
steme. Z. hingegen reicht es als politische 
Strategie schon aus, Maximalforderungen zu 
stellen, ohne sich um ihre Durchsetzbarkeit, 
geschweige denn, um die Frage, wie sie 
durchzusetzen seien, zu kümmern. Eine sol- 
che »Gegnerschaft [aber], die sich selbst 
genügt und damit meint, der Not der Frage 
enthoben zu sein, wie denn eine mehrstufige 
und mehrschichtig verändernde Praxis stra- 
tegisch aufzufassen ist, hat sich vor dem Pro- 
blem [...] weggestohlen« (M. Creydt). Nicht 
heroischer Forderungsgestus (aufbauend auf 
einer Überhöhung der »menschlichen Ver- 
nunft«) ist gefragt, sondern ein Wissen um 
die verschiedenen gesellschaftlichen Interes- 
sen, Konflikte, Dissidenzbewegungen, Po- 
tentiale sozialer Kooperation, taktischen Op- 
tionen usw.. Ein wenig davon scheint auch Z. 
zu dämmern, wenn er den politischen Kampf 
am »Lebensalltag in den Stadtteilen und auf 
der Arbeit« orientieren will. Daß dies wie- 
derum angesichts der Problemdimension ei- 
ne völlig unzureichende Perspektive ist, wird 
ausgeblendet. Stattdessen homogenisiert Z. 
Problemkonstellation, theoretische Analyse, 
Handlungsbedingungen und Handlungs- 
fähigkeiten zu einem Brei, der nur noch ei- 
nen Schluß zuläßt: die Richtigkeit der eige- 
nen politischen Perspektive und Praxis. 

Problematisch daran ist weniger die man- 


gelnde politische Aufrichtigkeit, die als eine 
Kategorie der Moral hier von nachrangiger 
Bedeutung ist. Vielmehr ist es die fehlende 
Abstraktion von den eigenen politischen 
Wunschvorstellungen, die den Text zu einem 
analytischen Schnellschuß werden läßt und 
eine realistische Analyse gesellschaftlicher 
Prozesse und Handlungsmöglickeiten und — 
unmöglichkeiten verstellt. Würde Z. dagegen 
die eigene Darstellung der Globalisierung- 
stendenzen ernst nehmen, fiele ihm auf, daß 
die konstatierte Krise keynesianischer Wirt- 
schaftspolitik eine der zentralen Probleme- 
benen bezeichnet, auf der es weiterzudenken 
gilt. Wie ist es also möglich — ohne einen 
Rückfall in nationalstaatlichen Protektionis- 
mus — die globalen Finanz- und Geldströme 
politisch zu regulieren? Wie können Sozial- 
und Umweltstandarts weltweit durchgesetzt 
werden? Wie kann der Welthandel so gestal- 
tet werden, daß an die Stelle der Vermach- 
tung seine Demokratisierung tritt? Welche 
Potenzen enthalten die bestehenden supra- 
nationalen Verbünde und Organisationen 
(EU, WTO, IWF, Weltbank, Uno, NGO’s) für 
die Gestaltung der Globalisierung usw.? 

Die gegenwärtige defensive und desolate 
Situation der Linken sollte also nicht darin re- 
sultieren, die Wirkungsmächtigkeit neolibe- 
raler Strategien und ökonomischer Entwick- 
lungen zu verdrängen. Vielmehr muß das Ein- 
geständnis, nur über Bruchstücke einer Theo- 
rie und geringe politische Kraft zu verfügen, 
als Ausgangspunkt für adäquate strategische 
Überlegungen dienen. Würde dabei festge- 
stellt, nur über Antworten zu verfügen, die 
sich auf einen Ausschnitt des dargestellten 
Problems beziehen, also z. B. auf die Entwick- 
lung Berlins, so ist dies als Begründung der ei- 
genen Praxis gerechtfertigt. Nur ist Z.s Um- 
kehrschluß, damit dem Problemganzen ge- 
recht zu werden, ein Selbsttäuschung. 

Fragen danach, wie z.B. im Stadtteil den 
Auswirkungungen der neoliberalen Deregu- 
lierungs- und Kürzungspolitik entgegenge- 
treten werden kann, haben also durchaus ih- 
re Berechtigung. Voraussetzung für ihre poli- 
tische Bearbeitung bleibt, die Mechanismen 
und Effekte der »Globalisierung« auf den 
kommunalen Bezugsrahmen herunterzu- 
buchstabieren, die möglichen Gegenstände 
des Handelns zu bestimmen und die eigenen 
Fähigkeiten realistisch einzuschätzen. Dazu 
gehört auch, daß sich Linke den Kopf darü- 
ber zerbrechen, wie die eigenen Ziele durch- 
zusetzen sind. Forderungen nach Mietbe- 
grenzung, Mindessicherung ect. mögen noch 
so einleuchtend sein, wenn sich aber daran 
keine » Anleitung« für deren gesellschaftliche 
Umsetzung anschließt, bleibt es leeres Wollen 
ohne gesellschaftliche Relevanz. ma 
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Auf dem BO-Treffen im Juni 1996 in 
Braunschweig erklärten wir angesichts der 
Debatte, die sich an den Vorgängen in 
Braunschweig entzündete, für einige 
Gruppen überraschend unseren Austritt. 

Für uns war dieser Austritt eine logische 
Konsequenz. 

Bei unserem Eintritt im August 1995 erklärten 
wir, daß wir der BO trotz Kritik in der 
Hoffnung, die Organisation nehme eine 
andere Entwicklung, beitreten. 

Schon damals sagten wir, daß wir, falls sich 
die von uns beklagten Mißstände nicht 
verbessern, diesem Organisationsansatz den 
Rücken zudrehen würden. 

Diesen Schritt haben wir vollzogen. 

Wir wollen mit diesem Papier nun unsere 


Entscheidung transparenter machen. 


Die Entwicklung bis zu unseren 

Eintritt 
Die Antifa A? entwickelte sich aus einem lan- 
gen und zähen Organisierungsprozeß der 
Antifa in Stuttgart. Am Anfang dieser Ent- 
wicklung stand ein Antifa-Plenum, das sich 
aus einer Antifa-Aktion im Jahre 1990, an de- 
ren Ende knapp hundert Festnahmen stan- 
den, entwickelte. Das Antifa-Plenum schei- 
terte an mangelnder Verbindlichkeit und 
Kontinuität und führte zur Gründung einer 
Gruppe, die zwar die alten Fehler vermied, 
aber schnell an unterschiedlichen An- 
sprüchen scheiterte. Nun existierten in Stutt- 
gart nur noch kleine Antifa-Zirkel, die selbst- 
ändig keine Praxis auf die Reihe brachten. 
Für einige Mitglieder dieser Zirkel bestand 
die Schlußfolgerung in der Gründung der 
Antifa A? im Mai 1994. 

Von Anfang an formulierten wir die Not- 
wendigkeit einer überregionalen, bundeswei- 
ten Debatte und Organisierung. Als regiona- 
le Ansätze, wie das süd(west-)deutsche Ple- 
num, scheiterten, war für uns klar, daß eine 
erfolgreiche Antifa-Organisierung nur mit 
Gruppen vonstatten gehen kann, die in Pra- 
xis und Theorie einen ähnlichen Ansatz ha- 
ben. Von daher sahen wir die »Antifaschisti- 
sche Aktion/Bundesweite Organisation« (im 
folgenden BO) als eine Möglichkeit an, for- 
mulierten aber schon bei den ersten Ge- 
sprächen unsere Kritik, daß sich innerhalb 
der BO ML-Gruppen wie die RAI (Rote An- 
tifaschistische Initiative, Berlin) befinden 
und wir deren Positionen als Bremse für ei- 
nen erfolgreichen Organisierungsprozeß, der 
über ein effektives Antifa-Bündnis hinausge- 
hen sollte, ansehen. Trotz einer großen politi- 
schen Bandbreite innerhalb unserer Gruppe 
herrschte Einigkeit darüber, daß wir dogma- 
tische Politikansätze ablehnen und daß wir 
keine Chance sehen, weitgehende inhaltliche 
Gemeinsamkeiten mit dogmatischen Grup- 
pen zu entwickeln. 

Im Sommer 1995 organisierte F.e.l.S (»für 
eine linke Strömung«, Berlin) ein Seminar 
zum Realsozialismus, zu dem alle BÖO-Grup- 
pen eingeladen waren und das sicherlich 
auch dazu gedacht war, eine Auseinanderset- 
zung mit dem Realsozialismus zu beginnen. 
Die Teilnahme der BO-Gruppen ließ zu 
wünschen übrig. Trotz alledem und vor al- 
lem in Hinsicht auf die Auseinandersetzun- 
gen auf dem Seminar beschloß die Aquadrat 
der BO beizutreten. Innerhalb der Gruppe 
wurde die Hoffnung formuliert, daß die zu 
diesem Zeitpunkt deutliche Fraktionierung 
innerhalb der BO einen Prozeß ins Laufen 
bringen würde, an dessen Ende entweder ei- 
ne ablehnende Position zu Realsozialismus 
und eine damit zusammenhängende undog- 


matische Definition linker Politik stehen 
würde oder eben das Wegbrechen der Grup- 
pen, die auf diesen Prozeß hinwirkten. Zuge- 
geben eine etwas optimistische Vorstellung 
angesichts der heutigen Situation innerhalb 
der BO. 


Braunschweig 
Als das Antifaschistische Plenum (AP), eine 
Gruppe aus Braunschweig, im Frühjahr 1995 
in die BO eintreten wollte, meldete die Anti- 
faschistische Jugend (heute: Antifa Gruppe 
Pasaremos), ebenfalls aus Braunschweig, Be- 
denken an. Sie tat dies aufgrund des Um- 
gangs des AP mit »revolutionärer Gewalt« 
(eine als »revolutionäre Gewalt« verbrämte 
»Ohrfeige«, mit der das AP auf eine Beleidi- 
gung des im spanischen Bürgerkrieg gefalle- 
nen Antifaschisten Hans Beimler reagierte). 

Das AP wurde in die BO aufgenommen, 
gleichzeitig wurde von einigen Gruppen (u.a. 
der unseren) gefordert, über den Begriff und 
die Praxis der »revolutionären Gewalt« zu 
diskutieren. Dies geschah nicht. 

Seit Anfang 1996 gibt es nun einen neuen 
Konflikt in Braunschweig, und das AP greift 
wieder zur »revolutionären Gewalt«. Der 
Konflikt spielt sich ab zwischen dem AP und 
»den Leuten aus der Jahnstr.«, die vom AP 
mit dem Begriff »Lumpen« belegt worden 
sind, und bei denen es sich aus unserer Sicht 
um einen diffusen Hauferuyon Leute aus 
dem Dunstkreis der »linkenSzene« handelt. 
Es ist im Laufe des Frühjahres immer wieder 
zu gewalttätigen Auseinandersetzungen zwi- 
schen diesen beiden Gruppen gekommen. 

Uns geht es im folgenden nicht darum, zu 
entscheiden, wer die Schuldigen in diesem 
Konflikt sind, noch geht es uns darum, uns 
mit einer der beiden Seiten zu solidarisieren. 
Uns geht es um die Frage, ob es sich bei dem 
AP um ein politische Gruppe handelt, mit 
der wir uns die politische Zusammenarbeit 
vorstellen können. 

Die Angreifer (aus der Sicht des AP) wer- 
den von ihnen seit dem Anfang des Konflik- 
tes mit dem Begriff »Lumpen« (sie benutz- 
ten den Begriff ohne Anführungszeichen ) 
belegt. In einer Erklärung vom Mai ‘96 steht, 
daß dieser Begriff benutzt wird in Anleh- 
nung an den Begriff »Lumpenproletariat«. 

Ziel dieser Definition und der Anlehnung 
an die marxistische Terminologie ist, die 
»Lumpen« nicht als Gruppe von Individuen 
zu betrachten, sondern als eine Bevölke- 
rungsgruppe, die aufgrund ihrer Sozialisati- 
on dem AP feindlich gegenübersteht. Es sei 
völlig falsch, diesen Konflikt mit Deeskalati- 
on und Kommunikation zu lösen, weil es sich 
um einen politischen Gegner handelt, den 
die volle Härte der »revolutionären Gewalt« 
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treffen müsse: »Es entspricht nicht unserem 
[AP & JAA (Jugend Antifa-Aktion, Jugend- 
gruppe des AP)] Verständnis von revolu- 
tionärer Politik, mit solchen Zusammenhän- 
gen »einvernehmliche Lösungen« bei Konflik- 
ten zu suchen.« Dies wird aus den uns vorlie- 
genden Flugblättern der AP & JAA auch 
deutlich. In keinem von ihnen wird Bezug 
genommen auf einen Versuch, eine friedliche 
Lösung zu finden. 

Die Antifa A? ist der Meinung, daß Ge- 
walt gegen Personen nicht leichtfertig ange- 
wandt werden darf und dem Wert des 
menschlichen Lebens Rechnung getragen 
werden muß. Die Antifa A? ist der Meinung, 
daß es sich bei der Charakterisierung der 
»Lumpen« um ein Konstrukt handelt, das 
dazu dient, die Gewalt zu legitimieren, mit 
der gegen diese Leute vorgegangen wird und 
daß keineswegs die notwendige Reflektion in 
der »revolutionären Gewalt« stattfindet. Die 
Antifa A* kämpft für eine menschliche, klas- 
senlose Gesellschaft. Wir sind der Meinung, 
daß dieser Kampf nicht zusammen mit 
Gruppen geführt werden kann, die es ableh- 
nen, zu versuchen, Konflikte dieser Art, auf 
einer nicht-gewalttätigen Basis zu lösen. 
Durch seine »Politik« diskreditiert das AP 
linke Positionen in der Öffentlichkeit. 

Laut einem Flugblatt der Antifaschisti- 
schen Jugend gab es anfangs ein Angebot des 
Braunschweiger Antifaschistischen Bündnis- 
ses, Gespräche zu führen, um den Konflikt 
deeskalieren zu lassen. Diese wurden vom AP 
mit der Aussage abgelehnt, daß dafür »keine 
Notwendigkeit gesehen wird«. 

Aufgrund dieser Vorgehensweise des AP 
attestieren wir dieser Gruppe einen für uns 
nicht akzeptablen Mangel an Konflikt- und 
Kritikfähigkeit! Wir lehnen es ab, mit diesen 
Gruppen in einer Organisation oder über- 
haupt zusammenzuarbeiten! 


Zur Praxis der BO 

Wir haben in der Zeit unserer Mitgliedschaft 
nur wenige praktische Initiativen innerhalb 
der BO erlebt und mitmachen können. Doch 
zeigte sich immer wieder, worin der Schwer- 
punkt der AA/BO liegt: Nicht in der Organi- 
sierung durchdachter, praktischer Initiati- 
ven, sondern im Primat der Praxis, nicht in 
dem Ziel, linke Initiativen zu bündeln, son- 
dern in Profilierung und Selbstdarstellung. 

u Ein Beispiel hierfür: Die Kampagne zum 
Tag der Befreiung vom Nazifaschismus - 8. 
Mai. Ausgangspunkt davon war, daß erst im 
Dezember 1994 die Gruppen der BO erkannt 
hatten, daß der so. Jahrestag des Sieges über 
das faschistische Deutschland ein Thema 
sein wird, das für eine antifaschistische Orga- 
nisation eine gewisse Wichtigkeit hat. Ob- 
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wohl keine inhaltliche Klarheit geschaffen 
werden konnte, was die BO in dieser Kampa- 
gne vertreten soll, wurde auf einem BO-Tref- 
fen in Göttingen über mehrere Stunden an 
dem Motto der Kampagne diskutiert. Ferner 
wurde im Rahmen der Programm-AG flugs 
ein Konzept für eine Broschüre diskutiert, 
die dann spätestens innerhalb von 2 Monaten 
veröffentlicht werden sollte. Nachdem der er- 
ste Versuch, ein Programm zu erarbeiten, be- 
reits gescheitert war, einigte sich die BO dar- 
auf, daß die Broschüre eine programmati- 
sche Erklärung werden sollte. Vom Verteilen 
der Artikel an einzelne Mitgliedsgruppen bis 
zum Erscheinen der Broschüre war fast keine 
Zeit für inhaltliche Diskussionen und für Wi- 
dersprüche eingeplant. Das Ergebnis ist ein 
Sammelsurium linksradikaler Ideen und An- 
sätze, in dessen Vorwort »Widersprüche und 
das Aushalten von Widersprüchen« als »zu 
einem kontinuierlichen Organisationspro- 
zeß« gehörig bezeichnet wird. Das Aushalten 
von Widersprüchen bedeutet in diesem Fall, 
besser erst gar nicht darüber reden ... Und so 
fand also alles unter dem Mantel der AA/BO 
seinen Platz — außer einer Kritik am Umgang 
der DDR mit dem 8. Mai, die als einziger Ar- 
tikel mit Gruppennamen gekennzeichnet er- 
scheinen mußte - Hauptsache, es hat 50 Sei- 
ten und trägt das Logo der Organisation. 
Letztendlich geriet auch dieses Ziel in den 
Hintergrund und am Ende stand ein Sam- 
melsurium beliebiger linker Ansätze. Da der 
8. Mai vor der Tür stand, wurde es als not- 
wendig angesehen, die Broschüre schnell zu 
veröffentlichen, da die linke Öffentlichkeit ja 
auf die Positionen der BO zum 8. Mai warte- 
IE, 

Ähnlich verhielt es sich mit der Kampa- 
gne zu Freilassung von Mumia Abu-Jamal. 
Das Primat der Praxis schrieb es vor, schnell 
eine Demo zu initiieren und möglichst alle 
bisherigen Ansätze, die eine bundesweite De- 
mo vor Augen hatten, zu mißachten. Als sich 
der Spieß im Laufe der Demovorbereitung 
dann umdrehte, andere Gruppen und Strö- 
mungen die Initiative weitertrieben und die 
Demo trotzdem ein Erfolg wurde, regten sich 
die BO-Gruppen über einen fehlenden BO- 
Redebeitrag auf. Ein BO-Redebeitrag hätte 
angesichts der Inhaltsleere der BO nichts als 
Selbstdarstellung zu der Demo beitragen 
können. Verständlich also, daß dieser Re- 
debeitrag der BO von dem Vorbereitungs- 


kreis nicht zugelassen wurde. 


Zur »Programmdebatte« 
Die BO verfolgte von Anfang an das Ziel, ein 
Programm für die Organisation zu schaffen. 
Die Diskussion um eben dieses kam aber nie 
über eine Diskussion um das Verfahren, wie 


dies zu schaffen sei, hinaus. Der letzte Ver- 
such sah dann so aus, daß eine breite The- 
menpalette an Gruppen verteilt wurde, die zu 
je einem oder mehreren Themen Diskussi- 
onstexte schrieben. Diese wurden zusam- 
mengetragen und verschickt. Schnell stellte 
sich beim folgenden Treffen aber heraus, daß 
die Texte zum Teil derart widersprüchlich 
waren, daß es ganz einfach unmöglich war, 
sich aufeinander zuzubewegen. So hatte z.B. 
die RAI Texte zum Faschismus geschrieben, 
in denen sie eine verschärfte Sozialfaschis- 
musthese kund tat. So heißt es: »... Selbst die 
integrationswilligen Sozialfaschisten wurden 
im Nazifaschismus ihrer Organisation be- 
raubt und teilweise in die KZs geworfen ...« 
(RAI- Faschismus und Imperialismus). Nun 
saß also das Plenum zusammen und auf die 
Frage, ob die RAI denn denke, mit solchen 
Thesen etwas Fruchtbares in die angestrebte 
Programmdiskussion einzubringen, antwor- 
tete der Delegierte dieser Gruppe, sie hätten 
schon lange darauf hingewiesen, daß ihr In- 
teresse keine Organisation, sondern lediglich 
eine Einheitsfrontorganisation mit geglätte- 
tem Programm sei. Da das Plenum jedoch an 
der Schaffung einer Organisation festhalte, 
brächten sie eben ihre Thesen auch nicht ge- 
glättet ein. Auch wie sich die RAI die Schaf- 
fung eines geglätteten Programms vorstellt, 
wurde dem Plenum kundgetan: Mensch 
könne sich beispielsweise recht einfach zur 
Frauenfrage einig werden, würde die Frage 
Haupt- oder Nebenwiderspruch ausgeklam- 
mert. Hier trat unserer Meinung nach ein 
klarer Widerspruch zu den formulierten Zie- 
len der BO auf, die da sehr wohl die Schaf- 
fung einer Organisation vorsahen. Mehr 
noch, die RAI erklärte ihre Absicht, diesen 
Prozeß zu blockieren und gegen die Mehr- 
heit der BO ihre Vorstellung durchzu- 
drücken. Hier wäre, um die Organisation 
voranzubringen, eine klare Polarisierung von 
Nöten gewesen, die zum Ziel hat, die formu- 
lierten Ziele zu ermöglichen. Nach unserer 
Meinung ist das mit Gruppen wie der RAI 
nicht möglich, weil sie aufgrund ihrer Ideo- 
logie überhaupt nicht entwicklungsfähig in 
einem Prozeß mit anderen linken Strömun- 
gen ist. Ihr Ziel ist eben der Aufbau einer 
kommunisitischen Partei — der wahren KPD 
- und nicht der Aufbau sonst irgendeiner 
nicht parteiartigen Organisation. Da sich die 
meisten Gruppen aus uns unverständlichen 
Gründen der notwendigen Polarisierung je- 
doch widersetzten, müssen wir feststellen, 
daß sich die RAI in der Programmdebatte 
durchgesetzt hat. 


Organisationsmeierei 
»Das ganze riecht nach Vereinsmeierei.« So 
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brachten die AutorInnen »Ein paar Leute von 
kuaz vor die Bärge« im Dezember 1992 die 
Bedenken vieler KritikerInnen am Ansatz der 
AA/BO in der Diskussion um deren Grün- 
dung auf den Punkt. Obwohl dieser Punkt in 
den diversen Kritikpapieren wiederholt eine 
wichtige Rolle spielte und auch nicht immer 
so platt wie in diesem Fall geäußert wurde, 
hielt es die AA/BO bzw. die Autonome Anti- 
fa (M), auf deren »Diskussionspapier zur 
Autonomen Organisierung« sich bezogen 
wurde, offensichtlich nicht für nötig, diesen 
Punkt nochmal zu thematisieren. Damals 
diskutierten einzelne unserer heutigen Grup- 
pe - die vor fünf Jahren noch nicht existierte 
— unter anderem an diesem Punkt; als es drei 
Jahre später konkret um die Frage unseres 
Beitritts ging, stand diese Kritik von einigen 
von uns wieder als wichtiger Punkt im 
Raum. Doch schien es uns an dieser Stelle 
schwer, die AA/BO von außen zu kritisieren 
und wir hielten ihr zugute, daß derlei Kritik 
oft pauschal und ungenau war, oft wahr- 
scheinlich ohne eine genaue Beschäftigung 
mit dem Thema bzw. aus einer prinzipiellen 
Organisierungfeindlichkeit geboren. 

Inzwischen haben wir uns auch von innen 
damit beschäftigt und die Organisations- 
meierei spielt wieder eine wichtige Rolle für 
uns: diesmal für unseren Austritt. 

Wahrscheinlich hätte die AA/BO gut dar- 
an getan, KritikerInnen nicht pauschal als 
»organisierungsfeindlich« abzulehnen - und 
mit ihnen auch jede Beschäftigung mit ihrer 
Kritik. Zumindest an diesem Punkt wurde 
die Gefahr einer Organisationsmeierei von 
vielen im vornherein thematisiert - nur nicht 
von denen, die sie nun betrifft. 

Das wollen wir im Folgenden, um nicht 
ungenau und schwammig zu bleiben, an- 
hand eines Beispiels erläutern, das unserer 
Meinung nach exemplarisch für die Organi- 
sationsmeierei in der AA/BO steht. Es ist dies 
der Umgang mit der Austrittserklärung der 
Berliner Gruppe »für eine linke Strömung« 
(E.e.l.S). Diese resümierte in einer 7seitigen 
Erklärung Ende Januar ihre Zeit in der 
AA/BO, ihre Kritik an der Organisationsde- 
batte und ihre Kritik an der BO. Unserer Mei- 
nung nach war die Austrittserklärung durch- 
aus in solidarischer Form gehalten, die Kritik 
größtenteils konstruktiv und auf jeden Fall 
eine gute Diskussionsgrundlage für die 
AA/BO. Doch unsere Erwartung, daß die Er- 
klärung und die Kritik eine inhaltliche Dis- 
kussion innerhalb der BO nach sich ziehen 
müßte, wurde auf dem folgenden Treffen 
enttäuscht. In weniger als einer halben Stun- 
de wurde beschlossen, daf3 der Austritt von 
felS keine Diskussion wert ist und daß es viel- 
mehr darum geht, jetzt aber sofort in der Öf- 


fentlichkeit darauf zu reagieren, bloß daß die 
Organisation nicht das Gesicht verliert! Auch 
in weniger als einer halben Stunde wurde be- 
schlossen, daß sich parallel zu dem Treffen 
eine AG aus 2 Personen trifft, die eine Reakti- 
on der AA/BO entwirft. Wie diese Klein- 
gruppe die Position der AA/BO dazu finden 
soll, ohne auch nur den Ansatz einer Diskus- 
sion darum, war uns schleierhaft. Als wir auf 
dem Abschlußplenum gespannt das Ergebnis 
der zwei DiskutantInnen erwarteten, wurde 
uns gesagt, die fertig formulierte Antwort der 
BO werde in der kommenden Woche allen 
Gruppen zugeschickt und falls innerhalb ei- 
ner Woche keine Einwände kämen, in der 
»Jungen Welt« veröffentlicht. Die Möglich- 
keit, daß einzelne Gruppen den Tenor der ge- 
samten Erklärung falsch finden, wurde nicht 
erwähnt. 

Zwei Wochen später erhielten wir die Er- 
klärung - drei Tage vor der geplanten Veröf- 
fentlichung, einen Tag nach unserem Grup- 
pentreffen. Unser Anruf bei der koordinie- 
renden Gruppe war erfolglos: man halte sich 
nur an »Beschlüsse des Plenums«, der Re- 
daktionsschluß sei sowieso schon abgelau- 
fen, ob wir eine Chance hatten, das als Grup- 
pe zu diskutieren, sei unser Problem, die Er- 
klärung sei »wie beschlossen« ohne größere 
Einwände abgeschickt worden, die Frist 
nochmal zu verschieben sei unmöglich, weil 
»beschlossen«. Offensichtlich gab es kein an- 
deres Argument dafür, außer daß die Frist 
von einer Woche »beschlossen« worden sei, 
komme was wolle. An dieser Stelle muß noch 
erwähnt werden, daß die Antwort auf das 
F.e.l.S-Papier keine Kritik von F.e.l.S beant- 
wortete, sondern nur falsch dargestellte Tat- 
sachen korrigierte. 

Im ganzen Verfahren um das F.e.l.S-Pa- 
pier stand einzig und allein ein möglichst 
schnelles Erscheinen einer BO-Stellungnah- 
me im Vordergrund, eine Diskussion darum 
war zu keinem Zeitpunkt eingeplant. Hier 
zeigt sich wieder eine Arroganz im Umgang 
mit KritikerInnen - Kritik wird, außer in ih- 
rer »organisationsschädigenden Wirkung« in 
der Öffentlichkeit, nicht ernst genommen, es 
geht nicht darum, sich zu verändern, Diskus- 
sionen darum zuzulassen, sondern aussch- 
ließlich darum, nach außen schnell zu reagie- 
ren, 

Daß an den Inhalten von F.e.l.S wirklich 
kein Interesse besteht, zeigte sich auch im 
Nachhinein, als keine einzige BO-Gruppe auf 
das Angebot von F.e.l.S einging, sichO 
auf dem Treffen der Diskussion zu stellen. 


Zum Schluß 
Wir wollen zum Abschluß unserer Austritt- 
serklärung noch einmal feststellen, daß wir 


weiter an einer Zusammenarbeit mit den 
meisten BO-Gruppen interessiert sind. Wir 
sehen nur diese Organisation als Ansatz für 
gescheitert an. Die BO hat in der Anti-Nazi- 
Arbeit große Erfolge eingefahren: zu nennen 
sind die Kampagne gegen Nazizentren oder 
die Aktion ’93. Der Schritt zu einer weiterge- 
henden Politik - die über den viel beschwore- 
nen antiimperialistischen Antifa-Begriff hin- 
ausgeht - hat die BO nicht geschafft. Jeder 
Versuch, die Inhalte der BO zu vereinheitli- 
chen, ist letztendlich gescheitert. Gründe 
dafür sind unserer Ansicht nach vor allem im 
Gründungsprozeß der BO zu suchen: Die in- 
itiierenden Gruppen haben es aus der Über- 
zeugung, die Praxis regle den Inhalt, bewußt 
unterlassen, inhaltliche Grundpositionen 
festzuklopfen. Einziges inhalt-() 

liches Kriterium für die Mitgliedschaft ist 
nach wie vor nur eine revolutionäre Definiti- 
on von Antifaschismus, was die Gruppen le- 
diglich von der VVN o.ä. abgrenzt. Die ande- 
ren Aufnahmekriterien sind rein organisato- 
rischer und praktischer Natur, was dann 
auch für solch umstrittene Gruppen wie das 
AP Braunschweig oder die RAI eine Mit- 
gliedschaft in der BO möglich macht. Fest- 
halten wollen wir allerdings auch, daß ein 
großer Teil der BÖ-Gruppen unserer Ein- 
schätzung nach keine gravierenden inhaltli- 
chen Probleme mit den oben genannten 
Gruppen hat. 

Grundsätzlich erwarten wir von Grup- 
pen, die an dem Aufbau einer revolutionären 
Organisation interessiert sind, die Bereit- 
schaft; eigene Positionen ständig zu hinter- 
fragen, von anderen zu lernen und bisher da- 
gewesene linke Ansätze undogmatisch und 
kritisch zu betrachten und Lehren daraus zu 
ziehen. Diese Kriterien waren in der BO für 
uns nur bei wenigen Gruppen zu beobach- 
ten. 

Es geht heute darum, Diskussionprozesse 
ins Laufen zu bringen, neue Formen der 
Bündnis-, Stadtteil- und Öffentlichkeitsar- 
beit zu entwickeln. Heute, angesichts der ka- 
pitalistischen One-World und der Krise des 
Kapitalismus, geht es darum, alte Konzepte 
zu überdenken. 


Wer sich nicht bewegt, bleibt 
stehen. 

Ya Basta! Für eine revolutionäre 
Organisierung! 


Antifa A?, im Oktober 1996 
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Seit Inkrafttreten der »Sichere Drittstaa- 
ten« -Regelung sind Massenzurückschie- 
bungen an der deutschen Ostgrenze all- 
täglich, und durch die Hochrüstung der 
Grenzsicherungssysteme sitzen viele Mi- 
grantInnengruppen aus weit her in den 
Grenzstaaten zum westeuropäischen 
Wirtschaftsraum fest. 

»Es ist nicht bekannt, was mit den 
Flüchtlingen geschieht, die nach Polen 
zurückgeschoben werden. Es ist nicht 
bekannt, welche Auswirkungen die ver- 
schärften Kontrollen an der Oder-Neiße- 
Grenze auf die Situation von Transit- 
migrantinnen hat. Welche Chance bietet 
ihnen das polnische Asylsystem und 
welchen Lebensbedingungen sind sie 
ausgesetzt?« 

Das ist die Fragestellung in der ersten 
Veröffentlichung »Polen. Vor den Toren 
der Festung Europa«, die die For- 
schungsgesellschaft Flucht und Migrati- 
non e. V. (FFM) 1995 als FFM Heft ı her- 
“ausgegeben hat. Vorausgegangen waren 
einige ’Rechercheaufenthalte im Frühjahr 
1995 in Polen, Gespräche mit Flücht- 
lingsinitiativen, karitativen Einrichtungen, 
Menschenrechtsgruppen und _staatli- 
chen Behörden..im »Warteraum Euro- 
pas«. 1) a 

In dem Dossier wird der Zusammen- 
hang zwischen der Entwicklung der pol- 
nischen Asyl- und Flüchtlingspolitik und 
den Einschränkungen des deutschen 
Asylrechts sowie dem »Rückübernahme- 
abkommen« von 1993 dargestellt. 

Vordringliches Interesse der FFM gilt 
‚der Lebensrealität der Flüchtlinge und 
ArbeitsmigrantInnen in Polen. Dabei 
grenzt sich die FFM eindeutig von einer 
Sozialforschung ab, die sich in den 
Dienst der Politikberatung zur Errichtung 
oder »Verbesserung« von Migrationsregi- 
mes stellt. Die Forschung, heißt es, soll 
»aus der Sicht und von den Interessen 
der Flüchtlinge her betrieben werden 
und ihnen letztendlich als praktische In- 
formation auch zur Verfügung stehen«. 

Differenziert wird auf die Situation 
und Lebensbedingungen von ‚Migranti- 
nen im Polen. der tetzten fünf Jahre ein- 
. gegangen. Diese Darstellung, angerei- 
chert mit (kritisch betrachteten) Statisti- 
ken, wird in Bezug zur politisch-ökono- 
mischen Entwicklung Polens und seiner 
Perspektive der West-Integration gesetzt. 

Leider ist dieses Heft auch vergriffen. 
Es soll aber im Frühjahr 1997 ein weite- 
res Heft zur Ukraine erscheinen, das 
auch eine Aktualisierung zu Polen ent- 
halten wird. 


\ 
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Die\ Forschungsgesellschaft Flucht und Mi- 


gration (FFM) e. V. ist im November 1994 
entsthunden. Die Initiative basiert auf einem 
überikgionalen Arbeitskreis aus dem Flücht- 
lings-\und Internationalismusbereich. 

»Ziel der FFM ist es, einen solidarischen 
Bezug \zu denen aufzubauen, die an den 
Grenzeh abgewiesen, in der BRD sozial ent- 
rechtet lind in die Illegalität gedrängt wer- 
den. Die Versuche der transeuropäischen 
Selbstorgknisation und die Kämpfe von 
Flüchtlingen und Ausgegrenzten sollen un- 
terstützt werden. Die Gründe für Flucht und 
Migration\werden grundsätzlich respektiert, 
zwischen Rlüchtling und ArbeitsmigrantIn 
wird die FFM nicht unterscheiden. 

Die Aufgaben der FFM bestimmen sich 
aus den Perdpektiven und Notwendigkeiten 
der Flüchtlin&s- und MigrantInnengruppen« 
(aus der Selbstdarstellung der FFM). 

Die Initiative versteht sich als Teil eines 
Netzwerkes von Flüchtlingsgruppen, inter- 
nationalistischen Zusammenschlüssen, Men- 
schenrechtsorgahisationen und Einzelperso- 
nen, die -— an elnzelnen Punkten — Wider- 
stand gegen den Ausbau der Festung Europa 
leisten. \ 

Die Mitarbeitefinnen der FFM begreifen 
die Unterstützung Her Selbstorganisation der 
MigrantInnen eurdpaweit und eine überna- 
tionale Kooperation mit Initiativen und Mi- 
grantInnengruppen hls Grundlagen ihrer Ar- 
beit. Sie verstehen ihren Änsatz als Ergän- 
zung zur Arbeit klastischer Asylrechtsgrup- 
pen. Die Realität der MigrantInnen ist 
zunehmend geprägt Hurch Illegalisierung, 
Existenzsicherung, die Bedingungen auf dem 
entgarantierten Arbeitsmarkt, Weiterflucht, 
Abschiebegefängnisse, \rassistische Gewalt 
und Verfolgung. Die Reglılation der Migrati- 
on wird als wesentlichek Element der eu- 
ropäischen Neuordnung $esehen (vor allem 
die deutsche Regierung ist.die Initiatorin für 
rassistische Ab- und Durchschiebesysteme in 
Europa bis hin zu den Herkunftsländern). 

Die Aufgaben, die sich ie FFM gesetzt 


hat, beinhalten Recherche Und GegenmfoT- 


mation über die Grenzerrhinweg, Aufbau ei- 


‚nes Kentäktnetzes zwischen den Drehschei- 


ben der Migration, Rückkopptung der Infor- 
mationen zu den Flüchtlingsinitiativen und 
MigrantInnengruppen und schließlich Do- 
kumentation und Gegenöffentlichkeit, wel- 
che die Flüchtlingsrealität auch außerhalb 
der Festung Europa hier präsent macht. 

Hierzu unterhält die FFM ein zentrales 
Büro im Mehringhof in Berlin, von wo aus 
auch die einzelnen Arbeitsgruppgn unter 
stützt werden. \ 

Eine Arbeitsgruppe der FFM ist, die Do- 
kumentationsstelle Menschenrechtsverlet- 


zungen an der Grenze. Die Dokumentations- 
stelle ist ein Gemeinschaftsprojekt zwischen 
MitarbeiterInnen der FFM und der Antiras- 
sistischen Initiative Berlin (ARI). 

Die » Armutsgrenze« Deutschlands zu Po- 
len und Tschechien ist inzwischen die bestge- 
sichertste Außengrenze der EU. Sie ist vollge- 
stopft mit elektronischen Sicherungssyste- 
men, die personelle Größe, Ausrüstung und 
Kompetenzen des BGS werden ständig er- 
weitert. Im Hinterland, bis zu 30 km Entfer- 
nung zur Grenze, hat der BGS das Sagen, Zi- 
vilbeamte werden hier eingesetzt, Bürger- 
wehren aufgebaut und die Denunziation in 
der Bevölkerung gefördert (für mehr Infor- 
mation ist zu empfehlen: HEINER Busch, 
»Grenzenlose Polizei«, Westfälisches Dampf- 
boot, Münster 1995). 

Der BGS hatte im Grenzbereich lange das 
absolute Informationsmonopol. Nur nach 
und nach wurde durch Berichte von Betrof- 
fenen deutlich, wie die Praxis an der Grenze 
z.B. beim » Aufgreifen und Zurückführen von 
Schüblingen« (BGS-Jargon) fernab der Öf- 
fentlichkeit tatsächlich ist. 


Ein Beispiel: 

Durch Recherchen der tamilischen Gruppe 
Patthay e. V. aus Berlin und der ARI im Som- 
mer 94 wurde erstmals ein wenig Licht ins 
Dunkel gebracht. Es wurden Leute vermißt, 
von denen bekannt war, daß sie illegal über 
die Neiße nach Deutschland einreisen woll- 
ten. Der BGS hat auf Anfrage behauptet, ihm 
wären keine besonderen Vorkommnisse be- 
kannt. 

Erst durch Kontakte zu polnischen Behör- 
den konnten die Leute herausfinden, daß 
sechs der Vermißten Anfang September auf 
polnischer Seite am Auffanggitter eines Elek- 
trizitätswerkes tot aufgefunden worden wa- 
ren. Ebenfalls von den polnischen Behörden 
erfuhren sie, daß der BGS bei Forst bereits ei- 
nen Ertrunkenen geborgen hatte. _,_.—' 

»(...)Obwohl der_Bundesgrenzschutz _ 
wie_sich später herausstellte - von dem Un- 


— "glück gewußt haben muß, wurde uns jede 


Auskunft verweigert. (...) Erst als sich die 
ARD für die Geschichte interessierte und im 
Oktober eine Dokumentation über unsere 
Recherche zeigte, sah sich der Bundesgrenz- 
schutz gezwungen, eine Liste der Ertrunke- 
nen zu veröffentlichen, aus der hervorging, 
daß alleine 1994 in der Neiße 14 Menschen 
ertrunken waren. Anfang Januar teilte der 
BGS lapidar mit, daß 1995 insgesamt ı0 Tote 
in Oder und Neiße gefunden wurden.« (Do- 
kumentationsstelle im Januar 1995) 

Die Dokumentationsstelle will die be- 
hördlichen und grenzpolizeilichen Übergrif- 
fe systematisch erfassen. 


ÄRRANCA! 
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»Sie waren in Deutschland? — Ja, vor einem 
Jahr bin ich nach Deutschland gekommen. 
Auf dem deutschen Flughafen Schönefeld bin 


] ich gelandet und habe um Asyl gebeten. Sie 
| haben mir kein Asyl gewährt. Statt dessen ha- 


ben sie mich zehn Monate ins Gefängnis ge- 
steckt. - Woher kommen Sie? — Aus Afrika. 


I Ärgerlich ist, daß ich die TAROM (= rumäni- 
I sche Fluggesellschaft) benutzt habe. Ich hatte 
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einen Transit und sie steckten mich ins Ge- 
fängnis, weil ich ohne Visum nach Deutsch- 
land gekommen bin. (...) Sie sagten, für mich 
gibt es kein Asyl. Aber wir haben in meinem 
Land gegen die Regierung demonstriert, das 
ist das Problem. Zurückzukehren wäre für 
mich unmittelbar eine Gefahr. Trotzdem ha- 
ben sie mich in Deutschland nicht akzeptiert. 

Nachdem sie mich dort zehn Monate ein- 
gesperrt hatten, brachten sie mich zurück 
hierher nach Rumänien. Für die rumänische 
Regierung ist es sehr schlecht, daß sie das ak- 
zeptiert. Das ist doch nicht deren Problem, 
sondern ein deutsches Problem, zwischen 
mir und Deutschland. Wie kann Deutschland 
sagen, dal3 jemand, der ein Jahr dort festge- 
halten wurde, hierher zurück muß, daß Rumä- 
nien den annehmen muß.« 

Dies ist ein Auszug eines Gesprächs mit 
einem Afrikaner, das ein Mitarbeiter der FFM 
n dem damals inoffiziellen Abschiebeknast 
auf dem Flughafen Otopeni in Bukarest führ- 
te. Im März '95 war er mit einer Delegation in 
dem Gefängnis und zeichnete Interviews mit 
16 Abschiebehäftlingen auf. 

Es stellte sich heraus, daß es sich hier um 
eine nicht richterlich bestätigte Polizeihaft 


handelt, in der manche schon bis zu einem — 


halben Jahr unter ständiger Bewachung ein- 
gespeirt sind. Es sind Leute aus Kurdistan 
(Irak und Türkei), Irak, Burundi, Nigeria, Indien 
und Pakistan - um die häufigsten Herkunfts- 
länder zu nennen. In dem »Rückübernahme- 
abkommen« (die FFM redet genauer von De- 
Portationsverträgen) zwischen Rumänien und 
Deutschland von 'g2 verpflichtet sich Rumäni- 
EN »nur« dazu, rumänische StaatsbürgerInnen 
zurückzunehmen. Nach Inkrafttreten der so- 
genannten »Carrier Sanctions« allerdings 
mussen Beförderungsgesellschaften Perso- 
nen ohne ausreichende Papiere wieder 
zurückbefördern. So landen also viele, welche 
mit TAROM nach Deutschland oder in ein an- 
deres westeuropäisches Land geflogen sind, 
um Asyl zu beantragen, im Abschiebeknast 
Otopeni und warten auf ihre weitere Zurück- 
schiebung. Nach dem Besuch der Delegation 
und deren Veröffentlichung bestätigte das 
rumänische Innenministerium erstmals die 
Existenz des Abschiebegefängnisses auf dem 
Bukarester Flughafen. Nachfolgend wurden 
einige Haftbedingungen verbessert. 


ARRANCA! 
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Aber das FFM Heft 2, welches die Recherche- 
Aufenthalte der FFM in Rumänien im 
März/April und August '95 dokumentiert, be- 
inhaltet viel mehr als den Bericht über den 
Abschiebeknast Otopeni. 

Ähnlich wie schon das Heft 1 über Polen, 
beschreibt es prägnant die politische und 
ökonomische Situation in Rumänien, den Ein- 
fluß der Bundesregierung auf die rumänische 
Innen- und Außenpolitik, wirtschaftliche Ver- 
flechtungen, die Geschichte des Deportati- 
onsvertrages und beinhaltet eine Statistik zu 
Asyl und Abschiebungen. 

Es zeigt anhand einer gründlichen Recher- 
che, daß die Bundesregierung die ru- 
mänische Regierung dazu zwingt, »Drittstaa- 
ter« aufzunehmen, obwohl sie vertraglich da- 
zu nicht verpflichtet ist, daß die Bedingungen 
in dem illegalen Abschiebeknast Otopeni 
menschenrechtsverletzend sind und die deu- 
tsche Abschiebepraxis die rumänische Regie- 
rung dazu drängt, ihrerseits Deportationsver- 
träge mit seinen östlichen Nachbarn abzusch- 
ließen, wodurch Kettenabschiebungen legali- 
siert werden. 

Den Migrantinnen und Flüchtlingen wird 
viel Raum geboten, sich selbst zu äußern. So 
liest sich ein Kapitel, das sich » Ökonomie der 
Migration« nennt, auch anders, als wir es 
sonst von sozialwissenschaftlich anmutenden 
Titeln gewohnt sind. 

Es beschreibt, »(...) wie organisieren 
Menschen auf der Flucht, aufgehalten an der 
nächsten Grenze, ihr Überleben? Wie besor- 


Die Menschenrechtsverletzungen werden 
nicht als Ausnahmen oder Einzelfälle gese- 
hen; vielmehr ist den MitarbeiterInnen der 
FFM daran gelegen, sie als Spitze einer syste- 
matischen staatlichen Abschottungspolitik 
zu begreifen. So sollen auch die Aufrüstung 
an der Grenze, das Ausmaß der Flüchlingsbe- 
wegungen und die Abschiebungen unter- 
sucht werden. 


Recherche in »Drittländern« 


»Welche Unterstützung und Information 
benötigen diejenigen, die aufgrund des re- 
striktiven Asylrechts in sogenannten sicheren 
Drittstaaten, in der Tschechischen Republik, 
in Polen, festsitzen?« 


Um diese Frage beantworten zu können, 


reisten MitarbeiterInnen der FFM mehrmals 
in die osteuropäischen Nachbarländer, bisher 
schwerpunktmäßig nach Rumänien, Polen 
und in die Ukraine. Es wurden Kontakte zu 
Menschenrechtsgruppen, 
nen und Flüchtlingsinitiativen vor Ort ge- 
knüpft, Informationen ausgetauscht und In- 
terviews mit MigrantInnen geführt. Durch 
diese Recherche hat die FFM Informationen 
gesammelt, die dazu beigetragen haben, die 
Realität der Flüchtlinge im »Wartesaal Euro- 
pas«, an der Grenze zum Wohlstand, öffent- 
lich zu machen. 


Hilfsorganisatio- 


Erst durch die Kenntnis der Situation der 


Flüchtlinge in den Durchreiseländern und 
die Entwicklung der staatlichen Regulations=" 
und Re Repressiorsnrtechanismen dort wird 


gen sie sich über die lange Zeit des s Wartens — deutlich, welche Einflüsse und Auswirkun- 


ihr Essen und ejo-kleines’Ei Etrikommen? Ange- 


siehts ihrer individuellen, familiären und grup- 


penspezifischen Probleme klingen Begriffe 
wie Transitmigration, selbständige Schattenö- 
konomie oder informeller Sektor äußerst ver- 
harmlosend, über die Wirklichkeit sagen sie 
kaum etwas aus.« 

Durch die Vielzahl der geführten Intervie- 
ws werden kollektive Erfahrungen deutlich, 
wird eine andere Wirklichkeit wahrnehmbar, 
welche die soziale Kehrseite der EU-Abschot- 
tungs- und Interventionspolitik darstellt. 


FFM Hefte: 
Heft 1: Polen. Vor den Toren der Festung Europa. ca. 60 
S.,8 DM - Heft 2: Rumänien. Vor den Toren der Festung 
Europa. ca. 170 S., 12 DM - Heft 3:Kurdistan- Türkeı. Me- 
dizin unter Kriegsbedingungen Hrsg IPPNW, Ärztekam- 
mer Berlin, Genocide Watch. ca. 170 5., 12 DM alle ım 
Verlag der Buchläden Schwarze Risse - Rote Straße, Ber- 


lin/Göttingen 


Forschungsgesellschaft Flucht und Migration, FFM e.V. 
Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin, Tel. (030) 693 56 70, Fax 
693 83 18, E-Mail FFM @ IPN-B.COMLINK. APC.ORG 
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gen die deutsche Abschottungspolitik und 
die direkte finanzielle und technische Unter- 
stützung der Bundesregierung auf die Politik 
und Abschiebepraxis der »Drittstaaten« hat. 
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FFM - Interview, 9. 12. 96. FFM-Büro, 
Mehringhof 


Das folgende Gespräch führten wir mit Do- 
minique und Harald, zwei Mitarbeitern des 


FFM-Büros. 


Wie ist die FFM strukturiert und worin lag 
für euch die Notwendigkeit, ein weiteres Pro- 
jekt aufzubauen, anstatt schon vorhandene 
Arbeitsstrukturen und Zusammenhänge zu 
nutzen? 


Harald: Die Idee der FFM entstand aus ei- 
nem überregionalen Zusammenhang von 
Personen, die zum Teil auch in dem bundes- 
weiten Treffen autonomer Flüchtlingsgrup- 
pen mitarbeiten. Der Hintergrund ist, daß 
Versuche von überregionaler — also auch 
über die Ländergrenzen hinweggehender Zu- 


sammenarbeit — in den einzelnen Flücht- 
lingsgruppen oft an Einzelpersonen hängen- 
bleiben und, wenn diese Einzelpersonen 
rausfallen, die Zusammenarbeit de facto 
nicht mehr existiert. Versuche von Vernet- 
zung in der alltäglichen Flüchtlingsarbeit fal- 
len immer wieder hinten runter, weil die Ar- 
beit an sich dermaßen kräftezehrend ist, daß 
alles das, was als Anspruch darüber hinaus 
geht, sich in der Regel nicht verwirklichen 
läßt. Da ist die Idee entstanden, dafür eine ei- 
gene Institution zu schaffen, die sich aus- 
schließlich um diese Form der Zusammenar- 
beit, Kontaktnetzte aufbauen u. ä., kümmert. 

Dieser überregionale Kreis, wir nennen 
ihn auch Trägerkreis, trifft sich so alle drei, 
vier Monate und diskutiert im Groben die 
inhaltliche Bestimmung und Arbeit der 
FFM. 


Aber die Personen und Gruppen, die jetzt der 
Trägerkreis sind, die haben sich doch vorher 
auch schon getroffen, was ist denn da jetzt die 
neue Qualität in der Zusammenarbeit oder 
Vernetzung, seit es das FFM-Büro gibt? 


Harald: Im Rahmen dieses Flüchtlingsgrup- 
pentreffens wird oft mit Kampagnen gear- 
beitet, z. B. wurde versucht, eine Lager-Kam- 


pagne in die Gänge zu bringen Lind: detieue 


Qualität ist sehon’ die, daß es nun eine Insti- 
‘tution gibt, die versucht, mit größerer Ver- 
bindlichkeit und Kontinuität einerseits das 
Kontaktnetz aufzubauen und darüber hinaus 
sich auch - u. a. weil wir hier in Berlin ange- 
siedelt sind und der ganze Bereich östlich der 
deutschen Grenze vor allem in der westdeut- 
schen Szene ein ziemlich blinder Fleck ist — 
um die Situation von Flüchtlingen in den so- 
genannten Sicheren Drittstaaten wie Polen, 
Rumänien usw. kümmert. 


Werden auf dem überregionalen Treffen Ent- 
scheidungen getroffen, die dann in den Grup- 
pen vor Ort umgesetzt werden, oder bestim- 
men die Gruppen, was überregional disku- 
tiert werden soll? Wie ist eigentlich das Ver- 
hältnis zwischen den lokalen Gruppen und 
dem bundesweiten Zusammenschluß? 


Harald: Wir müssen erst mal differenzieren 

‚ wenn du mit bundesweitem Zusammen- 
schluß diesen Trägerkreis meinst, da ist der 
Begriff Struktur auch schon viel zu viel, der 
löst völlig falsche Assoziationen aus. Es ist 
überhaupt nicht so, daß dieser Trägerkreis ir- 
endwelchen Gruppen irgendwas vorgeben 
kann. Also, da kann was diskutiert werden 
und wenn die Gruppen das gut finden, kön- 
nen sie es übernehmen, wenn sie es nicht gut 
finden, dann lassen sie es halt sein. Da wird 


auch überhaupt nicht mit dem Anspruch 
diskutiert, daß irgendjemand das umsetzen 
sollte. Es gibt bestenfalls den Anspruch an 
das FFM-Büro hier in Berlin, z. B. in der Fra- 
ge, welche Hefte zu welchen Themen werden 
in nächster Zeit durch die FFM publiziert, so 
was wird dann durchaus in dem überregio- 
nalen Trägerkreis diskutiert und entschieden. 


Es muß doch sehr schwierig sein, wenn es ei- 
nerseits ein verbindliches Büro gibt — du hast 
ja vorher auch das »Verbindliche« betont - 
und auf der anderen Seite einen diffusen, — so 
kommt es mir jetzt vor — lockeren Zusam- 
menhang. Wie kann das denn überhaupt 
noch klappen mit der Rückkopplung? 


Harald und Dominique (lachen): Naja, du 
triffst den Nagel auf den Kopf ... es ist ein- 
fach ein großes Problem. Daß das Verhältnis 
zwischen den Arbeitsstrukturen im Berliner 
Büro und dem überregionalen Zusammen- 
hang so schwammig ist, dies macht in der Tat 
vieles schwierig. 

Dominique: Das kann dann auch zu sol- 
chen chaotischen Situationen führen, daß im 


Trägerkreis Sachen beschlossen werden, ‚die, _ 


alle, inklusive der Leute ausdem#üro, : gut 
_und_pelitiscr"richüg, finden, und das Büro 
beauftragt wird, das voranzutreiben und zu 
machen, die Leute aus dem Büro das aber 
überhaupt nicht leisten können aus materiel- 
len oder zeitlichen Gründen. Das führt teil- 
weise zu recht chaotischen Strukturen und 
auch zu Blockaden. 


Mal anders herum gefragt. Inwieweit ist es 
denn für euch hier im Büro, für die konkrete 
Arbeit, überhaupt essentiell und wichtig, in 
so eine »diffuse« überregionale Struktur ein- 
gebunden zu sein? Du sagst, das ist oft hin- 
derlich für die praktische Arbeit, was ist für 
euch das Positive an diesem Trägerkreis? 


Dominique: Ich denke, das sind mehrere Sa- 
chen. Zum einen, daß schon auch Arbeiten 
verteilt werden, also Leute, die nicht hier ım 
Büro sitzen, auch längerfristig Arbeiten über- 
nehmen oder an irgendwelchen Geschichten 
mitarbeiten, darüber hinaus auch wertvolle 
Inputs liefern. Also man kann jetzt nicht nur 
sagen, die treffen sich ab und zu, beschließen 
irgendwas und dann bricht das Chaos aus ... 
für mich ist das schon eine wichtige Zuarbeit. 
Und dann ist natürlich auch die Diskussion 
immer wieder wichtig. Es ist eine sehr hete- 
rogene Struktur, die wiederum in andere Be- 
reiche reingeht. Für die Leute im Büro ist es 
natürlich wichtig, diese Diskussionen mitzu- 
kriegen, sonst sind wir irgendwann an einem 
Punkt, wo wir hier im Büro sitzen und relativ 


isoliert von basisnahen Strukturen vor uns 
hin recherchieren und sonst nur noch wenig 
mitkriegen. Aber es ist ein ewiger Konflikt, 
ein Widerspruch, der bisher noch nicht 
gelöst werden konnte und der wahrschein- 
lich auch nie so richtig gelöst werden wird. 


Gibt es die Tendenz, daß das Büro sich ver- 
selbständigt? 


Dominique: Also ich würde sagen, in be- 
stimmten Bereichen gibt es die Tendenz, zum 
Beispiel im Recherchebereich, weil die Re- 
cherchen teilweise so aufwendig sind und so 
viel Mühe machen, daß sich Leute richtig da- 
hinter klemmen müssen. Du machst meinet- 
wegen eine Recherche, hast 14 Tage daran ge- 
ackert und willst jetzt irgendwie was daraus 
machen und hast jetzt praktisch eine parallel 
laufende Struktur, die anders arbeitet und die 
das politisch diskutieren will ... dann ver- 
hakt sich das an bestimmten Punkten, du 
fühlst dich dann nach der Recherchearbeit 
teilweise blockiert und aufgehalten. Das 


bringt oft Widersprüche und Konflikte mit. — 


sich, was, denke ich, schon-dezirgeführt hat, 
daß. die-Rechercheschiene sich verselbstän- 
digt hat. 

Harald: Ich würde das aber noch nicht als 
Verselbständigung des Büros bezeichnen. Für 
mich stellt sich das so dar: in diesem Träger- 
kreis wird relativ abstrakt diskutiert und es 
gibt dann einfach die Reibungspunkte zwi- 
schen dieser abstrakten Ebene und der kon- 
kreten Recherchearbeit und daran arbeitet 
sich das ganze ab. Aber ich denke auch, das ist 
ein Konflikt, mit dem wir mehr oder weniger 
dauerhaft werden leben müssen. 


Und wie klappt das jetzt mit der praktischen 
Umsetzung, liegt es daran, daß ihr Stellen 
habt, Stellen hattet? 

Harald: Wir hätten gerne Stellen. Wir arbei- 
ten alle ehrenamtlich in diesem Büro. Wir 
bemühen uns natürlich, diesem Projekt eine 
materielle Grundlage, das heißt auch Stellen, 
zu beschaffen und da geht ein ganzer Teil un- 
serer Arbeit auch für so einen Kram drauf. 


Also neben der Tatsache, daß ihr hier im Büro 
alle umsonst arbeitet, ist ja doch einiges mit 
Kosten verbunden, allein die Unterhaltung 
eines zentralen Büros, die Öffentlichkeitsar- 
beit, eure Recherchereisen ... wie finanziert 
ihr das alles? 
Harald: Das wird im wesentlichen über 
Spenden finanziert, außerdem haben wir von 
medico international eine Anschubfinanzie- 
rung bekommen. 


Dominique: Und dann stellen wir, wie an- 
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dere Gruppen auch, projektbezogene Anträ- 
ge und versuchen, uns damit über Wasser zu 
halten. Aber es ist schon so, daß wir über die- 
se Anschubfinanzierung hinaus kommen 
müssen und wir denken auch, daß wir län- 
gerfristig mehrere Stellen finanzieren müs- 
sen, um die Arbeit weitermachen zu können. 


Sonst würde ja dieser Fall genau wieder ein- 
treten, den ihr geschildert habt, daß die ein- 
zelnen Leute was machen und das Wissen ha- 
ben, das aber schlecht weitergegeben werden 
Trenn. 


“— 


—. 

u 
—. 
— 
“ a 
—. 
—. 
— u 
— 


Dominique: Was dann aber auch zu neuen” —-—.—._,_ 

Konflikten führen wird, nicht an der Frage: a I See 

wer soll die Stellen bekommen? Sondern me e. 

wenn du dann eine Finanzierung hast und Tr. 

Leute, die festbezahlt so eine Arbeit machen, ——— 
dann bildet sich mit der Zeit eine professio- 
nalisierte Struktur und wir sind uns da schon 
im Klaren darüber, daß es noch zu weiteren 
Konflikten kommen wird. Da müssen wir 
einfach viel drüber diskutieren und gucken, 
daß wir dem Gröbsten ausweichen. Ich den- 
ke trotzdem, wenn wir das nicht machen 
würden, daß der Preis, den wir dafür zahlen 
würden, der wäre, daß diese Form von Re- 
cherchen längerfristig so nicht mehr zu lei- 
sten wäre. Ich weiß nicht, wer das machen 
könnte so nebenbei. 
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nur überregional, sondern auch, wie ihr sagt, 
übernational Kontakte zu knüpfen. Es ist 
auch hauptsächlich euer Verdienst, den Hori- 
zont der hiesigen Linken ein wenig mehr 
Richtung Osteuropa geöffnet zu haben. Bei 
diesen Reisen gab es diverse Kontakte zu 
Menschenrechtsgruppen, karitativen Ein- 
richtungen, zu Leuten, die Flüchtlingsarbeit 
machen, zu Flüchtlingen und MigrantInn- 
engruppen. Wie entwickeln sich diese Kon- 
takte, gibt es schon so etwas wie ein Kontakt- 
netz? Gibt es einen Austausch mit einigen 


Gruppen in anderen Ländern, vor allem in 
Osteuropa? 


Ein Ansatz eures Projekts ist es ja nun, nicht u PASZPO RTY 


—— 


Harald: Also, das sind mehrere Fragen in ei- 


ner ... Zum einen gibt es auf den unter- 
schiedlichsten Ebenen Versuche, solche Kon- 
taktnetze aufzubauen. Die Kirchen z. B. ver- Polizeigebäude in Konin/Polen, wo sich auch ein Abschie- 
suchen das in ihren Kreisen auch. Was wir sa- en un 


gen können ist, daß - zumindest in den 
europäischen Ländern, in denen wir waren - 
die Zahl derer, die sich im Bereich Flücht- 
lingsarbeit/-politik engagieren, nochmal um 
vieles geringer ist als hier. Also von daher so 
ein Kontaktnetz aufbauen ... da gibt es zwar 
erste Schritte, aber das steckt nach wie vor in 
den Kinderschuhen. 


ARRANCA! 


Wie könnt ihr euch denn sprachlich über- 
haupt mit den jeweiligen Gesprächspartne- 
rInnen verständigen? 

Dominique: Einer von uns kann mittlerweile 
Rumänisch, ein paar Brocken Polnisch, aber 
meistens läuft das über Englisch oder über 
andere westeuropäische Sprachen ab. In Po- 
len geht das mit Englisch relativ gut. Manch- 
mal helfen uns ÜbersetzerInnen. 


Und wie seid ihr von Organisationen in Öst- 
europa empfangen worden? 


Dominique: Kommt darauf an, als was sie uns 
so begreifen ... Meistens schon sehr offen, als 
Partnerorganisation aus Deutschland, die In- 
teresse hat, mehr zu erfahren. Dann haben 
wir sehr schnell gemerkt, ob es eine Form der 
Zusammenarbeit oder eine politische Übe- 


reirmstirmmung an manchen Punkten geben 
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kann oder nicht. nn EHE 


Gibt es inzwischen Organisationen, die von 
sich aus an euch herantreten? 


Dominique: Mit Polen war das schon der Fall, 
aber nur, weil uns die Organisation schon ge- 
kannt hat von früheren Recherchereisen. Da 
sind auch persönliche Kontakte entstanden. 
Vor kurzem haben wir ja eine neue Recher- 
che gemacht zu der Situation von Flüchtlin- 
gen in polnischen Abschiebeknästen. Die ist 
dadurch ausgelöst worden, daß Mitarbeiter 
einer polnischen Organisation sich an uns 
gewandt haben und zwar deswegen, weil sie 
uns schon kannten. 


Neben dem Vorantreiben und der Mitarbeit 
an einem übernationalen Kontaktnetz ist es 
euer erklärtes Anliegen, das, was ihr an Infor- 
mationen sammelt, auch wieder den Flücht- 
lingen zur Verfügung zu stellen. Ist das nur 
ein Anspruch oder funktioniert es tatsäch- 
lich? Oder anders: welche Voraussetzungen 
müssen auf Seite der Flüchtlings- und Mi- 
grantInnengruppen dafür gegeben sein, z. B. 
ein gewisser Organisierungsgrad? 


Harald: Das ist ausgesprochen schwierig. Von 
»funktionieren« würde ich auch da noch 
nicht reden. Aber Beispiele dafür, daß eine 
Vermittlung unserer Informationen und Re- 
chercheergebnisse gefragt ist, gibt es schon. 
Wir waren z. B. mal in einem Flüchtlingslager 
und haben dort mit einer größeren Gruppe 
von Flüchtlingen geredet. Eigentlich wollten 
wir von ihnen was wissen über ihre Fluchter- 
fahrungen, ihre Erlebnisse mit dem BGS und 
anderen bundesdeutschen Behörden. Sie ha- 
ben uns letztendlich kaum was erzählt, uns 
aber ein bis zwei Stunden über Polen ausge- 


Interview mit einem Flüchtling im offiziellen Abschiebe- 


gefängnis des (internationalen) Flughafens Jtopeni in 
Bukarest 
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quetscht, unter was für Bedingungen sie nach 
Polen zurückgeschoben werden dürfen, was 
mit ihnen dort dann passiert usw. Hier konn- 
ten wir aufgrund unserer Polenrecherchen 
und der Arbeit der Dokumentationsstelle 
Menschenrechtsverletzungen an der Grenze 
relativ viel erzählen. Da hatte ich das erste 
Mal das Gefühl, daß das Sammeln dieser In- 
formationen einen Sinn macht. Nun, das 
sind bislang Einzelfälle, aber in diese Rich- 
tung müßten wir uns noch viel mehr 
bemühen. 

Dominique: Es ist schon die Frage, wie 
können wir Flüchtlinge so früh wie möglich 
darüber informieren, was sie hier erwartet. 
Also nicht erst nach der ersten Anhörung 
beim Bundesgrenzschutz, sondern daß sie 
schon vorher über ihre Rechte aufgeklärt 
werden. Da bieten sich Kontakte in Osteuro- 
pa schon an, sie dementsprechend auch zu 
nutzen bis hin zu der Möglichkeit einer Zu- 
sammenarbeit in den Ländern, wo die Men- 
schen herkommen. 

Das läuft bisher noch nicht kontinuier- 
lich, weil es die dazu notwendigen spezifi- 
schen Kontakte in den Ländern Osteuropas 
noch nicht gibt. Es gab vereinzelte Situatio- 
nen, wo es so gelaufen ist und woran wir 
auch weiterarbeiten. Z. B. zu Sri Lanka haben 
wir einen sehr guten Kontakt. Hier gibt es 
auch die Möglichkeit, in Zeitungen Artikel 
über die Situation von Flüchtlingen in Ost- 
europa und über das, was sie hier in Deutsch- 
land erwartet, zu veröffentlichen. 


Die FFM ist ja nun hier in Deutschland schon 
des öfteren in Zeitungen aufgetaucht. Thema 
Öffentlichkeitsarbeit. Das erste Mal war es 
nach dem Besuch in dem illegalen Abschiebe- 
knast auf dem Bukarester Flughafen Otope- 
ni, da gab es in der FR eine Dokumentations- 
seite dazu. Letztens nach den neuen Polenre- 
cherchen wurdet ihr auch wieder zitiert. Wie 
bewertet ihr dieses Medienecho? Wollt ihr als 
»seriöse« Quelle anerkannt werden? 

Harald: Es ist natürlich Ziel unserer Recher- 


chearbeit, wenn es irgendwo staatlicherseits-- 


illegale Zustände gibt, wie z.B dieser Ab- 
schiebeknast in, Burkärest, darauf öffentlich 
hinzwrifken, daß die abgeschafft werden. 
Oder die Massenverhaftungen, die es in Po- 
len gegeben hat, wo den Flüchtlingen - zu- 
mindest zu dem Zeitpunkt als wir da waren - 
nicht die Möglichkeit gegeben wurde, Asyl- 
anträge zu stellen. Durch die Veröffentli- 
chung wird Druck erzeugt. In dem letzten 
Fall hatte es zur Folge, daß die polnischen 
Behörden alles dementiert haben, mittler- 
weile konnte aber mindestens die Hälfte der 
Betroffenen, also 250 von 500, einen Asylan- 
trag stellen. In einem ganz bestimmten Rah- 
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Roma-Familie, zurückgeschoben aus der BRD, erzählt 
über ihre Situation 


men sind das Erfolge einer Öffentlichkeitsar- 
beit, in diesem Sinne machen wir diese Ar- 
beit auch und ich denke, daß wir mittlerwei- 
le auch als kompetente, zuverlässige Insti- tu- 
tion zum Teil anerkannt sind. 


Kommen die Medien denn auch schon mal 
auf euch zu, wenn sie irgendwas wissen 
wollen? 


Dominique: Einzelne Journalisten und Jour- 
nalistinnen, die zu irgendwas recherchieren 
und Hintergrundmaterial brauchen, melden 
sich schon ab und zu. 

Dann treffen wir auch oft eine Auswahl. 
Also, ich kann mich an eine Sache erinnern, 
wo jemand vom Spiegel relativ schnell einen 
Artikel machen wollte über Tote an der ost- 
deutschen Grenze. Wir haben darüber disku- 
tiert und gemerkt, daß wir da einfach nicht 
zusammenkommen. Der wird dann wahr- 
scheinlich was daraus machen, wo wir uns 
nicht mehr drin wiederfinden. Wir haben die 
Anfrage dann nicht bedient. 


Ihr unterscheidet nicht zwischen Arbeits- 
immigrantInnen und Flüchtlingen. Ist das in 
den Medien vermittelbar? 


Dominique:Diese Frage ist bisher noch nicht 
aufgetaucht. 


Und in der übrigen Öffentlichkeit? 


Harald: Wir haben ja inzwischen schaneine 
Reihe Veranstaltungen, gerraht, da taucht 
das als Frage ans”dem Publikum natürlich 
‚aufralso die feine Unterscheidung zwischen 
ArbeitsmigrantIn und Flüchtling, wobei 
Flüchtlinge ja wiederum nur die sind, die ei- 
nen Asylantrag stellen. Die Menschen, die 
hier illegal leben müssen, sind ja in der herr- 
schenden Terminologie keine Flüchtlinge. 
Unsere Position ist auf einer Menschen- 
rechts-Argumentationsebene durchaus ver- 
ständlich zu machen. Wir sagen, daß es uns 
einfach nicht ansteht, zu überprüfen, wer 
Grund hat, zu Hause abzuhauen und wer 
nicht. Wir gehen davon aus, daß das niemand 
freiwillig macht, sondern irgendeine Form 
von Druck, Not immer da ist. Meiner Erfah- 
rung nach wird diese Position auch meistens Schule in der Nähe von Craiova/Rumänien 
akzeptiert. 


Von wem? Das wundert mich jetzt ein biß- 
chen. Bei der Forderung »Grenze auf für alle 
stößt man ja mittlerweile schon bei den lin- 
ken Grünen auf große Schwierigkeiten. 


Harald: Ein Unterschied dazu ist aber, wenn 
du sagst, du findest das vermessen, Flucht- 
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gründe zu überprüfen. Beispiel: zwei Leute 
kommen aus demselben Dorf. Ob der eine 
das Recht hat hierher zu kommen, weil er ei- 
ne individuelle politische Verfolgung nach- 
weisen kann oder die andere das Recht nicht 
hat, weil sie es nicht nachweisen kann ... es 
ist anmaßend, darüber zu urteilen. Diese Ar- 
gumentation schließt die Forderung »Offene 
Grenzen für Alle« zwar gedanklich mit ein, 
aber nicht explizit. Die taucht in dieser Dis- 
kussion als Forderung von uns nicht auf. Das 
ist schon auch so ein bißchen ein Eiertanz. 


Also von euch ist das jetzt nicht so gemeint, 
sagen wir mal: links vorgelegt, in der Mitte 
das Tor geschossen ... also, daß ihr bei Veran- 
staltungen über dieses Hintertürchen dann 
offensiv dahin argumentiert, daß ihr sagt, 
o. k., »Grenzen auf für Alle«, sondern: von eu- 
rer Seite kommt das nicht, vielleicht kommt 
es dann vom Publikum? 


Dominique: Ich rede über die Auswirkungen 
der Abschottung, vielleicht von Beispielen 
und dann über Menschenrechte und versu- 
che dann mit dem Publikum darüber zu dis- 
kutieren, was heißt was. Aber ich würde es 
heute nicht mehr so platt machen und sagen, 
»ich bin für offene Grenzen und was ist mit 
euch?« 

Harald: Es hängt sicherlich auch von der 
Veranstaltung ab. Wenn du mit einer Flücht- 
lingsgruppe in Westdeutschland meinetwe- 
gen eine Veranstaltung zur Grenzsituation 
machst, ist das was anderes, als wenn du dar- 
über in Frankfurt/Oder in einer Kirche eine 
Veranstaltung machst. Da gibt es natürlich 
schon auch eine Form von taktischem Vorge- 
hen. Generell geht es mir ähnlich wie Domi- 
nique, so plakativ Forderungen vor mir her- 
tragen ıst nicht mein Ding. 


Was ist das häufigste Thema, im Rahmen 
dessen die Leute auf euch zukommen? 
Dominique: Meistens wollen die Leute was 
über die Grenzsituation erfahren und über 
die Situation von Flüchtlingen und offizielle 
Flüchtlingspolitik in den östlichen Nachbar- 
ländern. 

Harald: Durch die Erfahrungen, die wir in 
der Grenzregion gemacht haben, können wir 
sagen: Die Leute vor Ort wissen meistens-re= 
lativ wenig Bescheid über_das,-wasda an der 
Grenze, vor ibrer Haustür, passiert. Und sie | Re 

‚_sindöff ziemlich baff in Gesprächen, die ne 
kriegen die Flüchtlingssituation nicht mit. 

Du nimmst auch die Realität an der Gren- 
ze als Deutsche/r, zumindest als deutsch Aus- 
sehende/r, ganz anders wahr, du wirst als 
deutsch Aussehende/r in der Regel nicht kon- 
trolliert. 


— 
— 
— 
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Aber man müßte es sich doch ausmalen kön- 
nen. Soweit ich gehört habe, gibt es Infotele- 
fone vom BGS, die man anrufen soll, wenn ir- 
gendwo Flüchtlinge gesehen werden ... oder 
sind das Einzelfälle? 


Harald: Ja natürlich gibt es die. Aber du mußt 
das erstmal selbst verarbeiten, daß es diese 
Infotelefone für die Denunziation von 
Flüchtlingen gibt und dir dann vorstellen, 
was das heißt. Ein Aufruf in der Zeitung z. B. 
löst bei vielen ja noch kein Nachdenken aus. 


Für die Flüchtlinge bedeutet das doch, daß 
nicht nur die BeamtInnen des BGS, sondern 
potentiell jede Person aus dem Grenzgebiet 
ihnen gefährlich werden kann. 


Harald: Ja, im Prinzip heißt es das. 


Nun stelle ich mir das so vor, daß durch den 
Aufbau von Bürgerwehren und die Rekrutie- 
rung von AnwohnerInnen zu »Hilfssheriffs« 
durch den BGS eine zweite Mauer aus akti- 
ven BewohnerInnen aufgebaut wird, deren 
Überwindung von den Flüchtlingen teilweise 
schwerer zu bewältigen ist, als die Grenze 
selbst. Wie sind eure Erfahrungen, ist es so, 
daß diese Strategie der Denunziation in den 
Orten an der Grenze auf fruchtbaren Boden 
fällt oder ist es eher so, daß diese Thematik 
von den Medien aufgebauscht wird? 


Harald: Die meisten Festnahmen macht der 
BGS nicht unmittelbar an der Grenze, son- 
dern in dem 30-km-Streifen hinter der Gren” 
ze, der laut Bundesgrenzsehttögesetz auch 
noch Kontroll- md Einsatzgebiet des BGS 


‚Jsttind dort wird ein nicht unbeträchtlicher 


Teil von Flüchtlingen durch die Denunziati- 
on von eifrigen deutschen BürgerInnen fest- 
genommen. Darüber, wie groß dieser Anteil 
ist, gibt es keine Zahlen, aber zumindest läßt 
der BGS immer wieder verlauten, daß ihre 
»Erfolgsquoten« ohne die aktive Beteiligung 
der deutschen Bevölkerung um vieles 
schlechter aussehen würden. Also das ist 
schon ein ganz zentrales Problem. Dazu 
kommt noch, daß der BGS — auch zuneh- 
mend in Zivil — in dieser 30-km-Zone Streife 
fährt und die Leute nach Aussehen kontol- 
liert. Als ausländisch aussehender Mensch 
hast du in dieser Zone einfach nichts zu la- 
chen, da wirst du unter Umständen laufend 
kontrolliert. 


Trotzdem sind es ja zwei Extreme, einerseits 
zu sagen, es ist der rassistische Normalzu- 
stand, der deutsche Normalbürger ist ein De- 
nunziant und auf der anderen Seite zu sagen, 
die Leute wissen ja gar nicht, was da passiert 


und über Aufklärungsarbeit können wir was 
bewegen ... wer ist da überhaupt und auf 
wen geht ihr zu? 

Harald: Dazu muß erst einmal noch gesagt 
werden, daß in der Lokalpresse der BGS eine 
gewisse Hofberichterstattung erfährt. Die 
vom BGS immer wieder thematisierte Asso- 
ziationskette wird in der Presse entsprechend 
umgesetzt: Flüchtlinge sind Illegale, denn 
wegen der »Sichere Drittstaaten-Regelung« 
haben sie keine Möglichkeit mehr, legal über 
die Grenze zu kommen, und nach dem Eti- 
kett »illegal« kommt dann automatisch »Kri- 
minalität«, »Organisierte Kriminalität« und 
»Schlepperbanden«, und was da noch alles 
dranhängt. Das wird in der Lokalpresse so 
aufgegriffen und damit wird eine ausländer- 
feindliche Grundstimmung erzeugt, sie wird 
nicht nur erzeugt, sondern diese Darstel- 
lungsweise fällt auch auf einen nahrhaften 
Boden. 

Dies ist die Situation in der Grenzregion, 
wo wir mit diesen Veranstaltungen versu- 
chen, der herrschenden Propaganda etwas 
entgegenzusetzen. Ich denke, es gibt auch in 
der Grenzregion die ganze Spannbreite: 
Menschen, die mit Begeisterung denunzie- 
ren, die Ausländerhasser, es gibt auch die, die 
absolut desinteressiert gegenüber dem sind, 
was vor ihrer Haustür abläuft, die nicht wis- 
sen, was mit AusländerInnen passiert, die sie 


aber auch nicht denunzieren würden, weil sje- -— 


das auch nicht mitkriegen oder—essie | nicht 
interessiert. Und gs brauch engagierte Ein- 
zelpersorten Toder Gruppen, sehr oft aus dem 
"Umfeld der Kirchen, mit denen wir versu- 
chen, diese Veranstaltungen durchzuführen. 


Letzte Frage! Könnt ihr noch was zu den Pro- 
jekten sagen, die ihr für die nächste Zukunft 
geplant habt? Wie geht es weiter? 


Dominique: Unsere Untersuchungen zur Si- 
tuation in der Ukraine werden ziemlich si- 
cher in diesem Frühjahr fertig. In dem Ukrai- 
ne-Heft wird es einen Anhang geben, in dem 
das Polen-Heft noch einmal kurz zusam- 
mengefaßt und auf die schnellen Verände- 
rungen in Polen hingewiesen wird mit einer 
Veröffentlichung der Recherchen, die wir vor 
kurzem in Polen gemacht haben. 

Harald: Ebenfalls im Frühjahr wird ein 
Heft erscheinen zu dem Thema Rassismus 
bei Polizei und Justiz. Grundlage dazu sind 
Untersuchungen, die vom Antirassismus- 
büro Bremen (ARAB) ın den vergangenen 
Jahren durchgeführt worden sind, in denen 
u. a. ein Reihe polizeilicher Übergriffe auf 
Schwarze dokumentiert und die ihnen zu- 
srundeliegende Systematik herausgearbeitet 


worden ist. 
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»... EINE ERFNDUNG ER" 
IRGENDWELCHER 
BESCHISSENEN 
FANZINES ...« 


Ursprünglich als Anti-Haltung gegen die 
bürgerlichen Normen der Gesellschaft 
entstanden, wird Punk heute nur noch als 
musikalische Kategorie benutzt und fast auf 
alles angewandt, was härter ist als Joe 
Cocker. Über die Entstehung des Punk als 
Subkultur, über Hardcore — und das 
Aufsplittern der Szene — könnte man ganze 
Bände schreiben. Dieser Artikel beschränkt 
sich daher auf einen kurzen Abril3 der 
Entstehung von Punk und seiner 
Entwicklung bis zum Hardcore. Im 
Mittelpunkt steht dabei — so weit wie 
möglich — der Versuch einer politischen 


bzw. sozialen Einordnung. 


Am 6. November 1975 stand in der Londoner 
St. Martin’s School of Art eine junge Band, die 
sich Sex Pistols nannte, auf der Bühne. Vier 
Kids schockten damals die Anwesenden mit 
ihrer Mischung aus wüstem Lärm und Publi- 
kumsbeschimpfungen. Bereits nach zehn Mi- 
nuten war der Spaß vorbei, der Strom wurde 
abgestellt. Ein neuer Begriff schwirrte durch 
die Welt - »Punk«. Der Gründer und Mana- 
ger der Sex Pistols, Malcom McLaren be- 
kannte sich zur Kunstphilosophie der »Inter- 
nationalen Situationisten«, einem (Anti- 
)Kunstkonzept, das in den fünfziger Jahren 
mit Bezug auf den Pariser Dadaismus ent- 
stand. Das Musikkonzept Punk enstand nicht 
»auf der Straße«, sondern als exzentrisches 
Anti-Kunst-Experiment der New Wave 
Avantgarde. In Großbritannien lag in der 
zweiten Hälfte der siebziger Jahre die Jugend- 
arbeitslosigkeit bei knapp dreißig Prozent. 
Mit der Wahl von Margaret Thatcher '79 zur 
Premierministerin überschwemmte eine 
Welle von Arbeiterstreiks und Unruhen das 
Land. Die Sex Pistols verkörperten mit ihrer 
Musik, ihrem Auftreten die damalige gesell- 
schaftliche Situation in Großbritanien. Die 
ersten Punks präsentierten ihre Armut sicht- 
bar, daher sahen sie verwahrlost aus. 

»Nicht nur die Nachbarn hassten uns — die 
anderen Hausbesetzer auch, wegen unseres 
Ausehens — kurze, hochstehende Haare und 
alte Anzüge. Zu diesem Zeitpunkt fing Sid an, 
sich ein wenig mehr wie ich zu kleiden. Ich 
verpaßte ihm seinen ersten anständigen 
Haarschnitt, der später Punk-Mode wurde. 
Du hast dir im wahrsten Sinne Haarklumpen 
rausgeschnitten. Die Idee dahinter war, keine 
Form in deiner Frisur zu haben, sondern es 
schauerlich aussehen zu lassen. Das war der 
Anfang der ganzen Sache.« (John Lydon)' 

Damals war es schon eine Provokation ge- 
genüber der Gesellschaft, selbstgeschnittene 
Haare zu haben. Erst später kam das Outfit, 
das bis heute unzählige Postkarten ziert, hin- 
zu: bunter Iro, Springerstiefel und Lederjacke. 

Ein weiterer wesentlicher Identifikations- 
punkt für viele Jugendliche lag darin, daß sie in 
der etablierten Rockmusik nicht mehr das 
hörten, was sie fühlten. Die hatte sich in Musik 
und Text immer mehr von der wirklichen so- 
zialen Realität der Jugendlichen entfernt. Das 
machte die Punkszene nicht zu einer hochpo- 
litischen Bewegung, im Gegenteil, es ging nur 
darum, bürgerliche Tabus zu brechen. 

»Wir meinen musikalische Anarchie ... 
Politik ist einfach zu dumm. Alles Lügner da 
oben. Musikalische Anarchie heißt, alles lang- 
weilige, bürgerliche, organisierte Zeug weg- 
zuschmeißen. Sobald der Kram zu organi- 
siert wird — einfach abhauen.« (Johnny Rot- 
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ten/Sex Pistols) 


Ein stark politischer Strang war dennoch 
von Anfang an in der Punkbewegung vor- 
handen. Bands wie zunächst vor allem The 
Clash und später Crass, aber auch einige an- 
dere wie Ruts und Stranglers füllten Punk 
mit linken Inhalten. Bereits im Sommer ’76 
fand das erste große Punkfestival gegen Ras- 
sismus statt. The Clash nahmen in Konzerten 
und Songtexten zu wichtigen Themen Stel- 
lung, sie sangen gegen Bullen und Justiz, soli- 
darisierten sich mit der nicaraguanischen Re- 
volution und legten Wert auf ihre Zugehörig- 
keit zur Arbeiterklasse. Ein englischer Jour- 
nalist schrieb Ende der ’70er, der Unterschied 
zwischen The Clash und den Sex Pistols be- 
stünde darin, daß es, wenn sich The Clash auf 
der Straße prügelten, bestimmt um den welt- 
weiten Kampf gegen den Imperialismus gin- 
ge, während wenn die Sex Pistols sich prü- 
geln würden, ihnen gewiß jemand in ihr Bier 
gespuckt habe. 

In Europa hingegen waren zunächst die 
Punkszene und später auch die anfängliche 
Hardcoreszene immer eng mit der autono- 
men Linken verbunden. Die meisten deut- 
schen Punkbands (Slime, Razzia, Abwärts) 
sind geboren worden in einer Zeit der 
Jugendrebellion. Die Wurzeln solcher Bands 
lagen in den Autonomen Jugendzentren und 
besetzten Häusern. (Hardcore)Punk war der 
Soundtrack für die Revolte gegen Staat, Bul- 
len und Justiz. Punk wurde aus Wut, Ver- 
zweiflung, Haß und Ablehnung zur Antihal- 
tung. Songs von Slime wie etwa »Deutsch- 
land muß sterben« oder »Polizei/SA/SS« 
wurden Straßenkampfhymnen. Es enstehen 
Fanzines, Mailorder und kleine unabhängige 
Labels und Vertriebe. Die Szene lebte im (illu- 
sorischen) Bewußtsein, dem Schlechten et- 
was entgegenzusetzen. Boykottlisten — ver- 
bunden mit der Aufforderung zum kritischen 
Konsum — wurden in der Szene verbreitet. Es 
gab und gibt Fun(punk)-Bands wie z. B. 
Frohlix, Goldene Zitronen und die Mimmis, 
die eigentlich keine politischen Texte hatten, 
aber trotzdem immer auf ein linkes Publi- 
kum ausgerichtet waren. Die Goldenen Zi- 
tronen zum Beispiel fingen als unpolitische 
Band an, entwickelten sich aber mit der Zeit 
weiter und prangerten gesellschaftliche Um- 
stände auch in ihren Songtexten an. In Ame- 
rika war die Szene zum größten Teil nicht 
linksradikal, es blieb (meistens) beim Einfor- 
dern von Spaß und Freiheit, nur vereinzelt 
wurden die politischen Umstände kritisiert. 
So stellten die Dead Kennedys mit ihrem 
Song »Nazi Punks Fuck offl« die Punkbewe- 
gung ganz klar in eine linke politische Ecke. 

Während sich in Deutschland der Punk- 
boom nach und nach legte und sogar die Re- 
de war vom Ausverkauf der Szene, kamen aus 
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Amerika, wo der Punk eigentlich nicht so an- 
gesagt war wie in Europa, eine Handvoll 
Bands, die noch verrückter und aggressiver 
rumkloppten. Die wohl wichtigsten der er- 
sten Stunde waren Black Flag, Minor Threat, 
Circle Jerks. Rein optisch änderte sich nur das 
Outfit, Lederjacken wurden mit weiten T- 
Shirts, Springerstiefel mit Chucks getauscht. 

»Hardcore enstand in Amerika, als Punk 
starb. Es war eine musikalische Reaktion, kei- 
ne politische. (...) Die amerikanische Hard- 
coreszene ist überwiegend eine Musikszene, 
nichts weiter ...« (Walter Schreifels/Gorilla 
Biscuits)3 

Dabei lassen sich verschiedene Hardcore- 
stile geographisch unterscheiden. Den har- 
ten, brülligen New York Hardcore prägten 
Bands wie Cro Mags oder Agnostic Front, 
während in Kalifornien Circle Jerks, Agent 
Orange und Descendents etwas punkiger 
klangen. Hardcore enstand optisch und ideo- 
logisch ganz klar als Abgrenzung zum Punk, 
lediglich musikalische Verbindungen sind 
nicht von der Hand zu weisen. Während 
(Deutsch)-Punk nur noch ein Runterbeten 
von immergleichen Phrasen gegen »Nazis, 
Bullen und Spießer« war, enstand mit Hard- 
core so etwas wie eine »positive« Gegenbe- 
wegung, die sich klar von der Kaputtheit der 
Punks abgrenzte. Was nun direkt der Auslö- 
ser war, oder wer den Begriff »Hardcore« als 
Abgrenzung zu Punk in Umlauf brachte, ist 
nicht klar. Henry Rollins (früher Sänger bei 
Black Flag, die heute als Ur-Hardcoreband 
bezeichnet werden) sagte, daß Black Flag nie 
eine Hardcoreband gewesen seien — der Be- 
griff »Hardcore« sei eine Erfindung »irgend- 
welcher beschissenen Fanzines«. 


Die positive Haltung, die Hardcore aus- 
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strahlte und die Aufbruchsstimmung 
schwappten auch nach Europa rüber. ZAP- 
Fanzine Herausgeber Moses Arndt erinnert 
sich an 1984: »Hannover bringt jedoch auch 
eine Neuigkeit. Zwischen den zugesoffenen 
Nietenpunks bewegt sich eine kleine Gruppe 
Italiener, die völlig aus der Reihe fallen. Das 
beginnt bei ihrem Äußeren: Sie tragen keine 
Lederjacken und Spikes, sondern geschorene 
Schädel und bunte Stirntücher, Armeejacken, 
Turnschuhe und normale Jeans. (...) Das Ou- 
tfit spielt wieder eine grofle Rolle, allerdings 
auf eine andere Art und Weise als bei Pun- 
krock. Man will nicht die Bürger erschrecken 
oder möglichst cool auszusehen. Es dient le- 
diglich dem Erkennen der eigenen Gruppe.«* 

Die Tatsache, daß Hardcore zuerst in Itali- 
en Fuß faßte, ist sicher kein Zufall. Die gesell- 
schaftliche Situation Anfang bis Mitte der 
’80er in Italien war geprägt von einer Lei- 
chenhallenstimmung. Mit brutalen Repressi- 
onswellen waren alle linken Bewegungen 
und mit ihnen auch gleich die vornehmlich 
linken und linksradikalen Jugendbewegun- 
gen zerschlagen worden. Es herrschte fak- 
tisch ein Polizeistaat, durch die Zerschlagung 
aller selbstbestimmten Ansätze machten sich 
Perspektivlosigkeit und Heroin breit - vom 
Staat geduldet und gefördert. Unter diesen 
Bedingungen verwundert es nicht weiter, daß 
eine positve Gegenbewegung wie Hardcore 
vor allem in Italien auf Resonanz stieß. Bands 
wie etwa Negazione wurden auch in 
Deutschland zum Orientierungspunkt. 

Zu fast gleicher Zeit, Mitte der Achtziger, 
fängt die Hardcoreszene in den USA an, lang- 
sam wieder zu zerbröckeln. Es finden Kon- 
zerte in riesigen Hallen zu sehr teuren Ein- 
trittspreisen statt. Viele Bands entwickelten 


sich weiter (Minor Threat/Fugazi, Black 
Flag), ließen andere Musikstile einfließen, 
gingen zur Industrie und/oder wurden kon- 
sumierbar für eine breite Masse. Hardcore 
war marktfähig geworden. 

Das von der Hardore-Bewegung_ stets 
hochgehaltene »positive Lebensgefühl« 
drückte sich zunehmend in der Betonung 
von körperlicher Fitneß und Körperkult aus. 
Dem »positiven Lebensgefühl« wurden im- 
mer mehr Bestandteile aus verschiedenen 
Richtungen hinzugefügt. Der ursprünglich 
bei politischeren Bands vorhandene gesell- 
schaftliche Anspruch reduzierte sich immer 
mehr, übrig blieb eine auf das Individuum 
heruntergeschraubte Lebenseinstellung. Ge- 
sellschaftliche Zusammenhänge werden 
kaum noch wahrgenommen, es geht nur 
noch darum »selbst alles richtig zu ma- 
chen«.? Dabei kommt politische Analyse 
nicht mehr vor, es geht um moralische Kate- 
gorien. Zunächst darum, bestimmte Produk- 
te bzw. Firmen zu boykottieren, dann kein 
Fleisch mehr zu essen, keinen Alkohol mehr 
zu trinken, keine Zigaretten mehr zu rau- 
chen, alle Drogen abzulehnen... 

Mit der »Straight Edge« (SE) Bewegung 
formierte sich dann innerhalb der Hard- 
coreszene eine Strömung, die gegen Alkohol, 
Drogen und Fleischverzehr kämpft. Bis in die 
heutige Zeit wurde der »Straight Edge«- ge- 
danke ausgebaut — und weist ideologische 
Unterschiede auf. Zum einen gibt es Bands, 
die den ursprünglichen »Straight Edge«-Ge- 
danken aufrechterhalten. Andere wiederum, 
wie etwa die New Yorker Band Shelter mei- 
nen, in der Krishna-Religion — in der sich 
auch viele Elemente von SE wiederfinden — 
ihr Seelenheil gefunden zu haben. Neben der 


Ablehnung von Alkohol, Drogen und Fleisch 
fordern sie zur sexuellen Enthaltsamkeit vor 
der Ehe auf. Dies vertreten teilweise auch 
Bands, die einem neuen Trend im Hardcore 
folgen und das Christentum predigen. 

Die Veganer/innen lehnen noch zusätzlich 
den Genuß aller tierischen Produkte ab. Ex- 
emplarisch für diese Szene steht die Band 
Earth Crisis aus Syracuse. 

Mit der ersten Single von Earth Crisis » All 
out war« kam der erste Eklat. In dem Song 
»Stand by« bezeichneten sie abtreibende 
Frauen als »Demon with blood on your 
Heads«. Sänger Karl Buechner begründete 
diesen Text: »Jedes unschuldige Leben muß 
respektiert werden. Sei es nun ein Tier oder 
ein ungeborenes Kind«. Earth Crisis sind eng 
mit der amerikanischen »Erdbefreier«-Grup- 
pe »Hardline« verbunden. Hardline wurde 
von drogenfreien, mittelständischen, weißen 
jungen Männern aus der veganen Hardcore- 
szene gegründet. 

»Hardline« propagiert ein strenges Leben 
nach vermeintlichen Naturgesetzen (Erdbe- 
freier zählen sich als »instinktgeleitet« zum 
Tierreich), Sex dient nur zur Fortpflanzung, 
Homosexuelle und abtreibende Frauen müs- 
sen bekämpft werden. »Hardline ist eine ve- 
gane Bewegung aus den USA, die sich selber 
als eine politisch revolutionäre Avantgarde 
sieht, die aber unter dem Deckmantel der ve- 
ganen Ernährung eine sexistisch-faschistoide 
Ideologie verbreiten, die nunmehr auch auf 
Europa übergegriffen hat.«° 1994 kam es in 
der BRD nach Kritik aus feministischen Zu- 
sammenhängen zu einer Spaltung. »Frontli- 
ne« entstand jedoch vermutlich als rein takti- 
sche Abspaltung von »Hardline«, so bestan- 
den zwischen beiden immer personelle 
Überschneidungen. »Frontline« ist heute als 
Gruppe nicht mehr existent. »Frontline« un- 
terschied sich von »Hardline« nur darin, daß 
sie nicht gegen Abtreibung und Homo- 
sexualität hetzten. Ansonsten wurden mili- 
tante rechte Foderungen weiter unterstützt. 
In ihren Schriften beziehen sich beide Grup- 
pen auf die linke Szene und behaupten, in 
der Antifa- und Autonomenszene aktiv zu 
sein. Und so gibt es dann ein Wischiwaschi 
aus linken Parolen und »Erdbefreiungs«- 
Theorien. Besonders in Nordrhein-Westfalen 
hatten beide Gruppen großen Zulauf. Eine 
autonome Essener Gruppe gab bekannt: »Ei- 
nige liefen eine Zeit mit HJ-Haarschnitt rum, 
ein Frontliner aus Bremen machte sich einen 
REP-Aufkleber an sein Auto, in Berlin 
schmierten sie auf Klo vom »Drugstore« 
‚Borussenfront« (ehemalige Nazihoolgruppe 
aus Dortmund), einer freute sich, endlich das 
Marschlied, welches bei Rommels Einmarsch 
in Afrika gespielt wurde, auf Platte zu haben 


und sang sogar Fascholieder. (...) Um weiter 
zu provozieren, machte sich einer von ihnen 
einen »Christliche Mitte<-Anstecker, auf dem 
ein abgetriebener Fötus zu sehen war, an sei- 
ne Jacke. Daß sie sich mit militanten Abtrei- 
bungsgegnern solidarisieren, zeigt ein Zei- 
tungsartikel, der bei einem von ihnen im 
Zimmer hing. Es handelte sich um einen Be- 
richt über einen Anschlag auf einen Arzt, der 
Abtreibungen vornahm! „© 

Eine Auseinandersetzung innerhalb der 
Szene jedoch findet nicht statt oder wird abge- 
blockt »weil die Musik eigentlich ganz geil ist«. 

Der faschistoide und faschistische Vega- 
ner/innen-Hardcore macht glücklicherweise 
nur einen äußerst kleinen Teil innerhalb von 
Punk/Hardcore aus. Wegen seiner großen 
Ausstrahlungskraft auf viele Kids sollte er 
dennoch nicht unterschätzt werden. 

Nicht zuletzt durch die Chaostage und die 
Erfolge von Green Day und Offspring ist 
Punk wieder ein (gepushtes) Medienthema 
geworden, und wird von der Industrie ver- 
marktet. Punk hat eine große Akzeptanz ın 
der Gesellschaft erreicht und ist für jeden 
konsumierbar geworden. Große Bands wie 
Henry Rollins Band, oder Sick of it All sind 
zur Industrie gewechselt, woraus ihnen viele 
Leute einen Vorwurf machen. Sie meinen, 
dies sei der Ausverkauf der Szene. Bleibt nur 
zu hoffen, daß die handvoll Bands, die noch 
einen politischen Anspruch haben und zur 
Industrie gewechselt sind, diesen auch wei- 
terhin behalten. 

Dazu zum Schluß ganz passend: 

»Wenn du diese Gesellschaft, dieses kapi- 
talistische Prinzip, bekämpfen willst, darfst 
du nicht davor zurückschrecken, auch seine 
Mittel zu benutzen. Was nützen dir noch so 
überzeugende Thesen gegen den Staat und 
seine Regierung, wenn du sie nicht unter die 
Menschen bringen kannst? Daher gibt Alter- 
native Tentacles sehr viel Geld für Werbung 
aus: wir wollen von möglichst vielen gehört 
werden, wir wollen uns den Leuten aufdrän- 
gen. Überall, wo wir für uns werben und un- 
sere Meinung frei äußern können, notfalls 
auch in Mtv, tun wir das auch — was der Ver- 
breitung des Virus hilft, ist absolut keine Kor- 
ruption« (Bill Gilliam — ehemaliger Manager 
der Dead Kennedys/ Mitbegründer des Alter- 
native-Tentecles-Labels)/ 


aus, Lydon, John: Jonny Rotten. No Irish.no Blacks, no 
Dogs. Mein Leben mit den Sex Pistols., 1995 

Zit. n. Hollow Skai, Punk, (Sounds) Hamburg1981 

aus, Zap#37 

aus, Zap#19 

aus, Razz#49 

aus, Interim#332 

aus, »if the kids are united«, Martin Büsser, Dreiecks- 
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Hier noch ein paar aktuelle Veröffentlichungen 

V./A. 

N.Y.H.C. (documentary soundtrack) 

S.ET.Records/Udo Meixner, Luitpoldplatz 15a, 95444 
Bayreuth 

Guter Überblick über die aktuelle New Yorker Hardcores- 
zene. Enthalten sind ausschließlich Livemitschnitte und 
Interwievs u. a. von Crown Of Thornz, 25 TA Life, Vision 
Of Disorder, Madball und N.R.S.V. Die Qualität pendelt 
zwischen gut und ganz gut. 


No Redeeming Social Value 

Rocks The Party 

S.F.T.Records 

Endlich mal wieder eine richtig coole Scheibe aus New 
York. Hier wird sich ein Dreck um irgendwelche Musik- 
trends geschert. Das hier ist Party pur. Punkrock in alter 
Tradition richtig krank,dreckig und gemein. Streckenwei- 
se erinnert das Ganze an die Punkphase der Beastie Boys. 
Sehr nett ist der »Chicken Song«, in dem es ausführlich 
um den Verzehr von Fleisch geht. Schön prollig sind auch 
die vier Bonus Live Tracks die mit heftigstem Stadionjubel 
unterlegt wurden. 


Miozän 

Nothing Remains 

MadMobRecords 

Politischer Hardcore aus Deutschland. Hier wird Hardco- 
re gemacht, wie er sein sollte: schnell, heftig und gute Tex- 
te. ’93 erschien ihr Debutalbum »Caught in their free 
world«, 2. Mark pro verkaufter Scheibe gingen damals an 
die Rote Hilfe und die Edelweißpiraten. Die Jungs wissen, 
wo sie stehen und was sie wollen. 


Rantanplan 

Kein Schulterklopfen (gegen den Trend) 

B.A.Records, Marktstrasse 107, 20357 Hamburg 

Die Facts: Leute von der Politpunkband But Alive und der 
Hardcoreband Bandog haben sich zusammengeschlossen, 
um mal richtig abzufeiern. Inspiriert von Skabands wie et- 
wa »Operation IVY, Mighty, Mighty Bosstons und Speci- 
als«, dachten sie sich, das können sie auch. Und das kön- 
nen sie wirklich. Zwei Bläser, zwei Sänger sorgen dafür, 
daß so richtig der Ska abgeht. Dazu gibt's nette Polittexte, 
eine Interpretation von Berthold Brecht's »Die Stärksten« 
und eine Coverversion von Billy Braggs »New England«. 
Das Teil ist richtig fett produziert und geht voll ins Bein. 


Besorgen!!! 


Vision Of Disorder 

V.O.D. 

Supersoul/Roadrunner 

Böses Ding. Die Jungs machen ganz schön harte Musik. 
Hardcore direkt in die Fresse, was auch sonst, sie kommen 
ja schließlich aus New York und da ist ja alles so böse. Die 
Musik: Sänger Tim Williams schreit sich die Kehle aus'm 
Hals, dazu moshige Gitarren, und schon hat das Teil alles, 
was es braucht. In New York sollen sie ganz schön für Wir- 
bel gesorgt haben. Ich find’s ein bißchen langweilig, im- 
mer das gleiche Muster und alles wie gesagt, ganz böse ... 


Sick Of It All 

Built To Last 

eastwest Records 

Viertes Album der New Yorker Hardcore-Legende. Zwölf 
Jahre sind sie mittlerweile dabei und keinen einzigen Mil- 
limeter von ihren Hardcore Roots abgewichen. Schnelle 
Zwei-Minuten Songs mit 'ner kleinen Portion Punk, und 
schon ist das neue Album fertig. Irgendwie immer das 
gleiche, aber trotzdem immer wieder nett. 


ÄRRANCA! 
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Punto 


Nach der Veröffentlichung der CD »Popular 
Poder« (Art Beat) im Dezember '96 tourte A 
Punto, eine argentinische Trash Metal Band, 
durch die BRD. Sol und Tania sprachen in 
Berlin mit Claudio (Gesang), Daniel und 
Pico (Gitarre) und Chachi (Baß) über die 
Band, die politische und soziale Situation in 
Argentinien und ihre Probleme dort sowie in 


Europa. 


Arranca: Seid ihr zum ersten Mal in Deutsch- 
land? 


Pico: Wir sind überhaupt zum ersten Mal 
aus Argentinien rausgekommen ... Mit un- 
serem Geld könnnen wir nicht mal aus Santa 
Fe, wo wir wohnen, rausfahren ... (Alle la- 
chen) Unsere deutsche Plattenfirma hat uns 
hergeholt. Unser Manager ist Deutscher, er 
hat uns in Argentinien kennengelernt und 
dann alles eingefädelt. 

Claudio: Wir haben für 30 Tage Deutschland 
jeder nur 100 US-$ in der Tasche. 


Arranca: Und wie ist Euer Eindruck von 
Deutschland? 


Daniel: Naja, wir waren am Anfang mit den 
Auftrittsorten nicht so ganz zufrieden, wir 
haben in Läden gespielt, in denen nicht das 
Publikum war, das wir brauchen. Die haben 
uns zum Teil in Tanzschuppen mit so 
Schickis auftreten lassen, die mit uns nichts 
zu tun haben. Aber die letzten Konzerte hat- 
ten wir in interessanten Orten wie hier dem 
K.O.B. (Kneipe/Konzertlokal in einem ehe- 
mals besetzten Haus in Berlin, Anm. d. Red.), 
was uns sehr gut gefällt. 

Pico: Was unsere sonstigen Eindrücke be- 
trifft, sind die natürlich vornehmlich optisch. 
Wir reden nur Spanisch und beim Touren 
kommst du auch nicht dazu, dich lange mit 
Leuten zu unterhalten. Wir haben also kaum 
die Möglichkeit mitzukriegen, was die Leute 
denken. Es ist uns aber besonders aufgefal- 
len, daß der Lebensstandard der Armen in 
Deutschland dem der Mittelschicht in Ar- 
gentinien entspricht. 


Arranca: Naja, klar kann man Argentinien 
und Deutschland nicht vergleichen, aber auch 
hier gibt es Armut. So etwa 40000 Obdachlose 
allein in Berlin. Die bekommst du aber kaum 
zu sehen. 


Pico: Na klar wird versucht, sie unsichtbar zu 
machen. In Argentinien sind es aber so viele, 
daß es unmöglich ist, sie zu verstecken. Die 
Mehrheit der Bevölkerung lebt in Armut. Die 
Städte sind alle gleich aufgebaut, im Zentrum 
lebt die Bourgeoisie, dann kommt die Mittel- 
klasse, und dann die Armen in der Periphe- 
rie. Man sieht zwischen den Stadtteilen große 
Unterschiede in der Baustruktur, das ist uns 
hier nicht so sehr aufgefallen. In Buenos Ai- 
res siehst du nur zehn Häuserblocks vom 
Busbahnhof entfernt schon die ersten Hüt- 
tensiedlungen aus Holz,Wellblech und Pap- 


pe. 


Arranca: Argentinien wurde ja lange Jahre in 
den Medien als » Wirtschaftswunderland« dar- 
gestellt, in dem es nur noch aufwärts geht. 
Während der letzten zwei Jahre gab es aller- 
dings auch viele Meldungen, daß es mit dem 
vermeintlichen »Wirtschaftswunder» doch 
nicht so hingehauen hat und auch der Lebens- 
standard der Mittelklasse wieder rapide sinkt. 
Man konnte von Demonstrationen verschiede- 
ner Sektoren und Auseinandersetzungen mit 
der Polizei lesen. 


Pico: Ja, das passiert ständig. Es gibt eine 
starke Polarisierung, und die Klassenunter- 
schiede werden immer deutlicher. Einerseits 
die ganz Armen und andererseits die sehr 
Reichen. Die Politik ist der von Aznar in Spa- 
nien sehr ähnlich: Privatisierung der Staats- 
betriebe; Abschaffung vieler Arbeiterrechte, 
die in jahrelangen Kämpfen erreicht worden 
waren, da die Unternehmer sonst angeblich 
nicht mehr investieren können; Privatisie- 
rung des Erziehungswesens usw. Angesichts 
dieser ganzen Maßnahmen gibt es in allen ar- 
gentinischen Städten eine soziale Explosion. 
Der Regierung ist das völlig egal. 

Chachi: Es wurden Rathäuser niederge- 
brannt und viel geplündert. Die Leute haben 
die Schnauze voll. 


Arranca: Sind das rein spontane Aktionen 
oder steckt da mehr Bewußtsein, Organisie- 
rung dahinter? 


Pico: Im Moment fangen alle an, sich zu or- 
ganisieren. In solchen Situationen der Krise 
entstehen die politischen Leitungen, die den 
Kampf organisieren können, es kann sich ja 
nicht schon vor der Krise eine Leitung bil- 
den. Und wenn, dann sind sie Phantasiege- 
bilde oder haben keine Ahnung, um was es 
geht. In der aktuellen Situation kristallisieren 
sich die Leitungen, Arbeiter mit Erfahrun- 
gen, heraus, die imstande sein werden, in den 
entsprechenden Situationen die Kämpfe an- 
zuführen. Aber heute sind das nur Explosio- 
nen, Flammen. Ich bin mir allerdings sicher, 
daß aus diesen Explosionen die Leitungen er- 
wachsen. 


ÄRRANCA! 


Arranca: Wie sind denn die Jugendlichen in 
Argentinien drauf? Eher links, rechts oder un- 
politisch? 


Pico: Der Weltmarkt hat natürlich sehr viel 
Einfluß. Das gleiche, was sie in Deutschland 
den Jugendlichen einimpfen, wollen sie 
natürlich auch den Jugendlichen in Argenti- 
nien und überall sonst reindrücken. Die Me- 
dien-Multis wie MTV wollen bestimmte Mu- 
sik- und Lebenstile durchsetzen. In Argenti- 
nien zeigt das aber keine Wirkung ... 

Daniel: Sie führen einen Lebensstil vor, der 
für die Leute in Argentinien ohnehin völlig 
unerreichbar ist. Sie füttern die Menschen 
mit Träumen ... 


Arranca: Und die Jugendlichen gehen dem auf 
den Leim? 


Pico: Nein, weil sie ja nicht mal das Geld ha- 
ben, um dem auf den Leim gehen zu können. 
Zu sagen, dahinter stände ein Bewußtsein, 
wäre übertrieben. Ein Jugendlicher rebelliert, 
weil er jung ist, die Jugend ist der revolu- 
tionärste Abschnitt des menschlichen Le- 
bens. Ein großes Problem ist, daß die Dikta- 
tur 30000 Personen verschwinden ließ und 
das ein großes Loch auf der Ebene der politi- 
schen Leitung verursacht hat, dieses Loch, 
das Fehlen von Aktivisten fällt auf. 30 000 To- 
te ist ganz schön viel, aber in den ’goern sehe 
ich wieder einen Schwenk dahingehend, sich 
zu organisieren. Vor kurzem gab es eine De- 
mo in La Plata, um an einige Schüler zu erin- 
nern, die in den '7oern während der soge- 
nannten »Nacht der Bleistifte« für Schüler- 
fahrkarten kämpften und ermordet wurden, 
und es kamen 8000-10 000 Jugendliche, vie- 
le davon Schüler. Das gibt einem schon das 
Gefühl, daß wieder was los ist. 


Arranca: Ihr seid da ganz optimistisch? 


Pico: Ich glaube schon. Nach der Diktatur 
wollten die Leute »Freiheit und Demokra- 
tie«, einfach saufen können und mal einen 
kiffen. Das ist alles geschehen, hat aber natür- 
lich kein Problem gelöst, also wird deutlich, 


daß man wieder zum Kampf zurückkehren 
muß. 


ÄRRANCA! 


Arranca: Ihr habt ja auch sehr kämpferische 
Texte, singt über Repression, Plünderungen, 
Revolution, Polizei, korrupte Justiz und vieles 
mehr. Das ist für die meisten Metal Bands eher 
ungewöhnlich, wie kommt das? 


Claudio: Wir singen über das, was um uns 
passiert, über das, was wir erleben. Wir ma- 
chen auch nicht Musik, um Politik zu trans- 
portieren, für uns gehört das zusammen, das 
ist unsere Realität. 

Chachi: Du hast sicher gesehen, daß auf dem 
Cover der deutschen CD ein A ım Kreis ist, 
aber damit haben wir eigentlich nichts zu 
tun. Es gab einige Sachen bei der CD-Pro- 
duktion, die wir nicht beeinflussen konnten, 
da die Kommunikation nicht gut war. So 
auch das Cover. Wir sind keine Anarchisten. 
Wir glauben, daß ein Wechsel durch eine Or- 
ganisation des Proletariats stattfinden muß. 
Wir gründen unsere Theorie auf Karl Marx. 


Arranca: Erzählt mal kurz was zur CD, die ist 
ja auch als CD-Rom verwendbar ... 


Daniel: Ja, da sind die Texte auf Spanisch, 
Deutsch und Englisch, ein Konzertvideo, Fo- 
tos und Band-Infos drauf. 

Pico: Das Video haben wir selbst gemacht, 
mit Frank, unserem Manager. Den Rest hat 
die Plattenfirma gemacht, wir hatten denen 
nur das Material geschickt. Wir konnten das 
auch vorher nicht sehen, niemand von uns 
oder den wir kennen, hat einen Computer. 
Für Argentinien ist das auch sinnlos, kaum 
jemand hat einen Computer und wenn, dann 
ist der zu langsam, um das Video abzuspie- 
len. Das mit der CD-Rom ist Marktstrategie 
der Plattenfirma, wir kannten das nicht und 
fanden es interessant. Jetzt wissen wir, wie es 
funktioniert und werden beim nächsten Mal 
das ganze viel mehr nach unseren Vorstellun- 
gen gestalten. 

Pico: Bisher ist die CD in Argentinien auch 
noch gar nicht erschienen. Wir suchen noch 
einen Vertrieb. Bisher verkaufen wir sie nur 
so ein wenig. Ein Problem ist auch, daß die 
Läden in Argentinien die CD nicht aufkau- 
fen, sondern sie in Kommission nehmen 
wollen. Aber das wird jetzt, nach der Tour ın 
Deutschland und mit dem Material, das wir 
neu aufgenommen haben, hoffentlich leich- 
ter für uns. Wir tun unser Möglichstes, denn 
es ist absurd, daß unsere Platte dort, wo wir 
leben, nicht zu haben ist. Was wir erzählen, 
möchten wir in Lateinamerika erzählen. Gut, 


hier auch ... 


„Wir sind keine 
Anarchisten. 
Wir glauben, 
daß ein Wechsel 
durch eine 
Organisation 
des Proleta- 
riats statt- 
finden muß. wir 
gründen unsere 
Theorie auf 


Karl liarx. 


Arranca: Spielt ihr oft in Argentinien? 


Pico: Eine Zeitlang haben wir viele Konzerte 
gegeben, aber in der letzten Zeit ist das nicht 
mehr möglich. Alles ist teurer geworden, und 
das heißt, du brauchst mindestens 1000 US- 
Dollar um ein Konzert zu organisieren. Du 
mußt eine Location mieten, denn es gibt kei- 
ne Läden für solche Musik in Argentinien, sie 
sagen, die sei gewalttätig. 

Daniel: Es geht auch viel mehr ab bei und 
nach Konzerten in Argentinien als hier. 
Claudio: Ich glaube, es sind mittlerweile so- 
gar mehr als 1000 US-Dollar, auf jeden Fall 
sind das drei Monatsgehälter, und du kannst 
ja nicht mehr als drei US-Dollar Eintritt neh- 
men ... es ist einfach unmöglich. 

Chachi: Dann gibt es noch eine Verordnung, 
die besagt, daß jeder Club, der ein Konzert 
organisiert, vier Bullen als Aufsicht bezahlen 
muß. Wenn du das nicht machst, können sie 
das Konzert einfach stürmen und alles ab- 
stellen ... 

Daniel: Die treten die Tür ein und dann 
»Pfoten hoch«! 


Arranca: Gibt es eigentlich viel Subkultur in 
Argentinien? 


Alle zusammen: Jaja, Heavy Metal, Punk, 
Hardcore, alle Stilrichtungen ... und die Mu- 
sik wird auch viel gehört. 

Daniel: In der letzten Zeit gehen auch viele 
Bands ins Ausland, nach Europa oder in die 
USA. Es ist viel in Bewegung in der argentini- 
schen Szene. 


Arranca: Die argentinischen Bands, die hier 
ein wenig bekannter sind, wie etwa Fabulosos 
Cadillacs und Todos Tus Muertos, sind ja Lin- 
ke, haben ganz gute Texte und sind auch poli- 
tisch engagiert. Beide Bands haben ja letztes 
Jahr auch bei der Protestkundgebung gegen die 
Verbrechen der Diktatur auf der Plaza de 
Mayo in Buenos Aires gespielt. Sind viele 
Bands politisch bewußt oder engagiert? 


Pico: Ja, ich glaube, daß politisches Bewußt- 
sein in einem lateinamerikanischen Land un- 
vermeidbar ist. Das was mit dir passiert, ist 
einfach zu offensichtlich. Wenn du da kein Be- 
wußtsein entwickelst ... Daß die Leute dann 
dem Konsum verfallen, liegt an der Ideologie, 
die sie dir seit tausend Jahren in den Kopf 
hämmern, an einer Erziehung, die dir bei- 
bringt, daß du konsumieren mußt, klar, daß 
die Leute dem irgendwann verfallen. Aber das 
Bewußtsein ist immer dagewesen. Es ist sogar 
mehr, ich glaube Lateinamerika ist der Ort, an 
dem es abgehen wird, der Ort, der für revolu- 
tionäre Entwicklungen prädestiniert ist. 


Arranca: Gibt es denn in Argentinien eigent- 
lich alternative Treffpunkte, Zentren oder ähn- 
liches? 


Alle: Nein! Dafür gibt's kein Geld. 

Daniel: Wenn du da so wie hier ein Haus be- 
setzt, dann schießen die dich da wieder raus! 
Das geht nicht, da hast du gleich Panzer vor 
der Tür. 

Pico: Es gibt in Buenos Aires einzelne besetz- 
te Häuser, aber die meisten werden wirklich 
gleich freigeballert. Und Häuser, wie in Euro- 
pa, mit politischen Vorstellungen zu beset- 
zen, ist völlig undenkbar. 


Arranca: Wo gehen Jugendliche ohne Kohle 
hin? 


Pico: Die treffen sich auf der Straße, stehen 
vielleicht mal um einen Kiosk rum und trin- 
ken ein Bier ... Also, Leute wie wir, die Mit- 
tel- und Oberschicht, hat natürlich ihre 
Treffpunkte. 

Chachi: Auch im Musikbereich gibt es keine 
unabhängigen Strukturen. Wir haben unsere 
Scheibe mit ganz billigem Equipment aufge- 
nommen, alles in 40 Stunden, alles selbst be- 
zahlt, wir arbeiten, um unsere Musik zu fi- 
nanzieren und schulden dem Studio immer 
noch die Hälfte der Kohle. 

Daniel: Daher ist die Scheibe eigentlich auch 
veraltet, die Songs stammen von '92- 
'93, '94 hatten wir genug Geld für die Auf- 
nahmen und ’96 kam das Album schließlich 
raus. Für uns ist das Material überholt. Die 
zweite Scheibe haben wir jetzt hier, vor der 
Tour, in einem Studio in Hamburg aufge- 
nommen, aber wir sind nun sozusagen im 
Streik ... 

Pico: Wir haben uns tierisch mit der Platten- 
firma hier in Deutschland in den Haaren. 


Arranca: Wieso? 


Pico: Weil sie die gleiche Tour abziehen wie 
in Argentinien, die haben das dort bestimmt 
von hier gelernt. Das sind alles Ausbeuter. 
Die haben kein Interesse daran, was für eine 
Musik eigentlich aus Argentinien kommt, für 
sie ist es einfach nur ein weiteres Geschäft. 
Nur unser Tourbegleiter ist gut drauf und die 


guten Gigs sind auch auf seine persönliche 
Initiative zurückzuführen. 

Chachi: Das waren früher alles mal so abge- 
drehte Hippies und jetzt haben sie an der 
Kohle Geschmack gefunden und sind Unter- 
nehmer. Die laden dich auf ein Bier und was 
zu rauchen ein und tun ganz cool. Echt eklig. 
Daniel: Wir haben Probleme wegen des Ab- 
mischens bekommen. Die Aufnahmen waren 
total gut und als es dann an das Abmischen 
ging, begannen die Probleme. Der Mixer 
wollte uns nicht den Sound mischen, den wir 
haben wollten. Der hat unsere Vorstellungen 
nicht verstanden und wollte es auch nicht 
machen, weil es wohl gegen seine vermeintli- 
che Professionalität verstieß. 

Chachi: Der Typ meinte, er sei nicht bereit, 
in seiner Arbeit Strukturen zu brechen. Und 
wir haben ihm gesagt, daß wir Musik ma- 
chen, um Strukturen zu brechen und zwar in 
jeder Hinsicht: Musik, Klang usw. 

Claudio: Und die Plattenfirma gibt ihm 
natürlich recht, denen ist es völlig egal, was 
wir wollen. Das ist doch absurd, du steckst 
den ganzen Tag mit dem Kopf in den Boxen 
und ein Buchhalter will entscheiden, was für 
einen Sound du machen sollst. Also sind wir 
gegangen. Wir haben einfach gesagt: OK, wir 
machen nicht mehr mit und wollen den Ver- 
trag auflösen. 

Pico: Aber das ist ein Problem, die haben uns 
nämlich, bevor sie uns für die Tour hergeholt 
haben, einen Vertrag für eine zweite Scheibe 
unterschreiben lassen. Jetzt läuft alles über 
einen Anwalt. 

Daniel: Frank, unser Manager, hatte drei in- 
teressierte Labels gefunden und von den drei 
haben wir das kleinste ausgewählt, weil wir 
dachten, das Kleinste arbeitet am bewußte- 
sten mit seinen Bands, denn die großen sind 
sowieso Monster und es ist ihnen scheißegal. 
Aber gut, wir haben festgestellt, daß wir noch 
einiges lernen müssen. Jetzt suchen wir eben 
eine andere Plattenfirma, um gut arbeiten zu 
können, jemanden der unseren Stil versteht 
und die Stücke so abmischt. Außerdem wol- 
len wir unsere eigenen Kontakte aufbauen, 
mit korrekten Leuten, das ist sehr wichtig. 
Wir haben in Argentinien unsere Jobs aufge- 
geben, um herzukommen, wir haben Kinder, 
und unsere Familien sind ohne Kohle. Aber 
im nächsten Sommer wollen wir wieder 
durch Europa touren. 


Arranca: Viel Glück! 


Kontakt: Frank Wörler, Tieloh 7, 22307 Hamburg, 040 


614054 
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Knastibesuch „ 


bei Benjamin 
Ramos Vega 


Am 20. Dezember 1996 haben wir 
Benjamin Ramos Vega im Knast Alcalä Meco 
in Spanien besucht. 

Benjamin ist ein Aktivist der radikalen Linken 
aus dem katalanischen Barcelona. Als er 
verhaftet wurde, schloß er sich dem Kollektiv 
der baskischen politischen Gefangenen an. 
Benjamin wird vorgeworfen, 1994 eine 
Wohnung für ein ETA-Kommando 
angemietet haben. Sein Prozeß vor dem 
höchsten spanischen Gericht wegen 
»Zusammenarbeit mit einer bewaffneten 
Bande« soll in den nächsten Monaten 


beginnen. 


Wir kennen Benjamin seit seiner Festnahme 
in Berlin vor fast genau zwei Jahren. 
Während der sechzehn Monate, die er in Ber- 
lin-Moabit unter Sonderhaftbedingungen 
inhaftiert war, versuchten wir — zusammen 
mit anderen linken Gruppen und Menschen- 
rechtsorganisationen — seine Auslieferung an 
den spanischen Staat zu verhindern. Benja- 
mins Anwältinnen und Anwälte führten das 
Auslieferungsverfahren bis vor das Bundes- 
verfassungsgericht. Es war eine lange juristi- 
sche und politische Auseinandersetzung mit 
den spanischen und deutschen Behörden. 
Die Auslieferung war so aber nicht zu verhin- 
dern. Die Partnerschaft der EU-Staaten, 
»internationale Terrorismusbekämpfung«, 
drückte schwerer als die Zeitungskommenta- 
re und Demonstrationen auf die deutsche 
Justiz. Am 5. Juni 1996 übergaben deutsche 
Polizisten Benjamin im militärischen Sperr- 
gebiet auf dem Flughafen Berlin-Tegel ihren 
spanischen Kollegen. Aber: so reibungslos, 
wie sich Politiker und Polizisten ihren Akt 
der europäischen Zusammenarbeit ge- 
wünscht hatten, lief es nicht: » Auslieferung 
trotz Folter«, »Von Berlin nach Costa Tor- 
tura« — so kommentierte selbst die deutsche 
Bürgerpresse die Übergabe des politischen 
Flüchtlings an der Deutschen liebstes Ur- 
laubsland. Warum? 

Die Anklage der Madrider Generalstaats- 
anwaltschaft gegen Benjamin war nur des- 
halb zustandegekommen, weil Angehörige 
der paramilitärischen Guardia Civil belasten- 
de Aussagen gegen Benjamin von einem an- 
deren politischen Gefangenen durch Folter 
erpreßt hatten. Eine Auslieferung honoriert 
die Folter natürlich, zumal in den Prozessen 
gegen die baskischen Unabhängigkeitskämp- 
ferInnen häufig noch die Folterer selbst als 
Zeugen der Anklage auftreten. 

Benjamin ist mit dem HIV-Virus infiziert. 
Durch die Isolationshaft in Berlin-Moabit 
war seine Immunabwehr schon erheblich ge- 
schwächt. Und daß HIV-infizierte Gefangene 
in den spanischen Knästen, wo regelmäßig 
TBC-Epidemien grassieren, adäquat behan- 
delt werden, behaupten nur die Gefängnis- 
verwaltung und die Regierung. 

Das Berliner Kammergericht beugte sich 
diesen Fakten. Im Oktober 1995 forderten die 
Richter von Spanien Garantien für die Ein- 
haltung der Menschenrechte: Es dürfen keine 
durch Folter erpreßten Aussagen gegen Ben- 
jamin Ramos Vega verwendet werden, er darf 
nicht isoliert werden und muß medizinisch 
adäquat versorgt werden. Später wurde das 
alles wieder unter den Teppich gekehrt, weil 
sich der spanische Staat, schließlich Mitglied 
der Europäischen Union, eine Demokratie 
also, durch solche Forderungen beleidigt sah. 


Heute sitzt Benjamin seit über einem halben 
Jahr in spanischen Knästen. Selbstverständ- 
lich hat sich kein Vertreter der deutschen 
Botschaft nach seinen Haftbedingungen er- 
kundigt. 


Im Baskenland 
Bevor wir zum Knastbesuch fahren, bleiben 
wir einige Tage in Hernani, einer Kleinstadt 
im Baskenland. 

Hernani liegt nur ein paar Kilometer von 
der Großstadt Donosti/San Sebastian ent- 
fernt. An der Straße zwischen Donosti und 
Hernani fahren wir zuerst an der ehemaligen 
Sommerresidenz des Dikators Franco vorbei. 
Ein paar hundert Meter weiter kommt »La 
Cumbra»: eine von hohen, mit Videokame- 
ras bestückten Mauern umgebene Villa im 
Besitz des spanischen Innenministeriums. 
Im Keller der Villa wurden 1983 die beiden 
baskischen Flüchtlinge Lasa und Zabala, die 
von der Todesschwadrone GAL aus Frank- 
reich entführt worden waren, gefoltert und 
totgeschlagen. Heute weiß man, daß ihre 
Mörder Mitarbeiter der Guardia Civil waren 
und aus der nahegelegenen Kaserne Intxaur- 
rondo kamen. Dort residiert heute wieder 
der Chef der spanischen Anti-ETA-Fahn- 
dung General Galindo. Er hat vor einem Jahr 
eine Beförderung und vor einem halben Jahr 
Haftverschonung bekommen. 1983 leitete er 
unter anderem die »Verhöre« gegen Lasa und 
Zabala. Insgesamt über tausend Anzeigen 
wegen Folterungen hat es gegen ihn gegeben. 
In seinen Dienstzimmer sammelt er angeb- 
lich Unterhosen der 500 ETA-Mitglieder, die 
er verhaftet haben will. Galindo: General, 
Folterer, Drogenhändler, Leiter der Antiter- 
rorabteilung des Innenministeriums. Eine 
der meistgehaßten Personen im Baskenland. 
Zwei Tage nach unserer Ankunft schoß die 
ETA vier Raketen auf sein Hauptquartier In- 
txaurrondo ab. Nicht zum ersten Mal. 

In Hernani wohnen ungefähr 20 000 Men- 
schen. In den Kneipen hängen die Bilder der 
21 politischen Gefangenen, die aus dem Ort 
stammen. An den Häuserwänden die Gesich- 
ter der sich aktuell im Hungerstreik befin- 
denden Gefangenen. Die Leute erzählen uns, 
daß in den letzten zwanzig Jahren ı9 Militan- 
te aus Hernani von der spanischen Polizei er- 
schossen wurden. Vor kurzem wurde der lin- 
ke Bürgermeister der Unabhängigkeitspartei 
Herri Batasuna von einer lokalen Allpartei- 
enkoalition abgesetzt. Daraufhin gab es eine 
Schlägerei im Rathaus. 

Hernani ist eine Hochburg der baskischen 
Unabhängigkeitsbewegung. In der Wochen- 
beilage der sozialdemokratischen Zeitung 
El Pais war Anfang Dezember eine zehnseiti- 
ge Reportage über das Städtchen erschienen, 
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das Hauptthema war die »jugendliche Stra- 
Bengewalt«. Die Polizei versucht ihr mit Son- 
dereinheiten und Videoüberwachung in den 
Straßen Herr zu werden. Aus dem in EI Pais 
gezogenen Vergleich mit »Beirut« spricht die 
Angst. 

Die Kleinstadt Hernani befindet sich im 
Belagerungszustand: Einheiten der baski- 
schen Polizei »Ertzaintza«, vom Hamburger 
Verfassungsschutz Anfang der 80er Jahre auf- 
gebaut und in der BRD trainiert, sind in ei- 
ner Kaserne am Stadtrand stationiert. Nachts 
stehen sie auf der zentralen Straßenkreu- 
zung, mit Sturmhauben vermummt, schwere 
Waffen im Anschlag. Drei Stunden nach un- 
serer Ankunft versuchen sie, in die Altstadt 
vorzudringen. Die engen Gassen des Stadt- 
zentrums scheinen für die Polizei feindliches 
Gebiet, eine »no-go-area», zu sein. Sie 
schießen faustgroße Gummigeschosse auf 
die Jugendlichen, die sich ihnen aus den 
Kneipen kommend in den Weg stellen. 
Schnell wird von einer Baustelle ein Zement- 
mischer auf die Straße geschoben. Ein Stein- 
hagel hält die Polizisten zurück. 

Vor einigen Wochen waren vier Jugendli- 
che aus Hernani festgenommen worden. Sie 
sollen 90 Anschläge verübt und einer Organi- 
sation angehört haben, von deren Existenz 
nur das spanische Innenministerium und die 
Presse weiß: die grupos x, eine imaginäre Ab- 
teilung der ETA, die Sabotageaktionen und 
den Straßenkampf der Jugendlichen koordi- 
niert. Es sind extra neue Gesetze verabschie- 
det worden, um auch Jugendliche wegen 
»Mitgliedschaft in einer bewaffneten Bande« 
verurteilen zu können. Fünf Jugendliche aus 
dem Nachbarort Renteria haben zehn Jahre 
gekriegt, weil sie einen Molotov-Cocktail ge- 
worfen haben sollen. Am ı7. Dezember 
abends um sieben werden völlig unerwartet 
die vier Jugendlichen aus Hernani wieder ent- 
lassen, es gibt keine Anklage gegen sie. In den 
Straßen wird die Nachricht die ganze Nacht 
gefeiert, es wird getrunken, gesungen und ge- 
tanzt. Die Eltern und sogar Großeltern der 
vier Jugendlichen sind dabei, überglücklich. 
Alle warten jetzt auf die vier, die von Madrid 
aufbrechen und irgendwann nachts in ihrer 
Heimatstadt ankommen werden. Die Polizei 
nimmt unterdessen zwei Jugendliche fest, die 
mit einer txalaparta, einem traditionellen 
baskischen Instrument, auf dem Weg in die 
Altstadt sind. Eine Provokation. Hunderte 
Menschen umringen die Ertzaintzas, die be- 
drohlich mit ihren Gewehren auf uns zielen. 
Sie stoßen uns zurück, dann schießen sie über 
unsere Köpfe weg. Die beiden txalaparta- 
Spieler kommen kurz danach frei. Sie werden 
mit Händeklatschen begrüßt, gehässige Paro- 
len gegen die Polizei schallen durch die Gasse. 
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Um vier Uhr morgends kommen die ent- 
lassenen Gefangenen an. Sie werden um- 
ringt, von allen Seiten umarmt und beglück- 
wünscht. Hunderte Menschen haben sich auf 
dem Platz vor dem Rathaus versammelt. Sie 
bilden einen Kreis. Die entlassenen Gefange- 
nen — der jüngste ist vielleicht fünfzehn Jahre 
alt - stellen sich in der Mitte auf. Sie verbeu- 
gen sich, als zu ihrer Begrüßung ein traditio- 
neller Tanz aufgeführt wird. Schwestern und 
Mütter überreichen ihnen Blumensträuße. 
Dann rufen die Jugendlichen »Es lebe das 
freie und sozialistische Baskenland«, » Es lebe 
ETA-militar« und »Es leben die baskischen 
politischen Gefangenen«, die Menge antwor- 
tet ihnen. Zum Schluß singen sie gemeinsam 
das Lied der baskischen Gefangenen. Viele 
heben ihre Fäuste. 


Alcalä Meco 
Benjamin sitzt in Alcalä Meco, fünfzig Kilo- 
meter nordöstlich von Madrid, 500 Kilome- 
ter vom Baskenland und 500 Kilometer von 
seiner Heimatstadt Barcelona entfernt. Der 
Knast liegt zwei bis drei Kilometer außerhalb 
der nächstgelegenen Stadt Alcalä de Henares 
in einem militärischen Sperrgebiet. Es sind 
drei Gebäudekomplexe: die Knäste Alcalä II 
und Madrid II sowie eine Kaserne der Guar- 
dia Civil. 

Zum Knast kommt man nur mit dem Au- 
to. Für BesucherInnen gibt es keinen Park- 
platz, nur für Schließer und Guardia Civil. 
50oo Meter vor dem Knast ist eine Stra- 
ßensperre und ein Wachhäuschen. Wir müs- 
sen davor auf dem Acker parken. Dann sagen 
wir den Gardisten, wen wir besuchen wollen, 
sie schreiben sich unsere Personalien auf. Wir 
gehen die Straße entlang bis zum Knasttor. 
Rechts von uns Madrid II, wo irgendwo Ben- 
jamin sitzt. Es ist ein relativ neues Gebäude, 
ein verwinkelter vierstöckiger Plattenbau mit 
massiven Betonmauern drumrum. Schieß- 
scharten und Kameras. Wieviele Gefangene 
hier sitzen, wissen wir nicht. Zwischen den 
beiden Knasteingängen liegt die Abferti- 
gungshalle für BesucherInnen, die wie ein 
abgehalftertes Tourismus-Infozentrum aus 
den 60ern aussieht. Drinnen ist alles nikotin- 
gelb und schmuddelig. Die einzige Toilette, 
das Männerklo, ist völlig zugepißt. Der Kaf- 
feautomat ist kaputt. Es gibt keine Heizung, 
es ist kälter als draußen. Dort, wo früher laut 
Beschilderung Tabak und Zeitungen verkauft 
wurden, ist jetzt ein Bretterverschlag. Es sind 
ungefähr fünfzig BesucherInnen da, viele da- 
von Roma. Wohlhabend sieht niemand aus. 
Es gibt zwei Schalter, einen für Besuche und 
einen für Pakete und Geldeinzahlungen. Wir 
melden uns am ersten Schalter an, eine Frau 
gibt unsere Personalien in den Computer ein 


und nimmt uns die Pässe ab. Dann müssen 
wir warten, bis wir aufgerufen werden. Nach 
einer Dreiviertelstunde gehen wir zum zwei- 
ten Schalter und erkundigen uns, wann denn 
jetzt der Besuch sei. Keine Antwort. Dann sa- 
gen wir: Wir wollen Geld einzahlen. Die 
Schließerin ignoriert uns völlig, fängt an zu 
telefonieren. Das Telefon fällt ihr runter. Wir 
beschweren uns. Dann füllt sie irgendwelche 
Quittungsvordrucke aus. Schließlich nimmt 
sie das Geld, nach weiteren Protesten unter- 
schreibt sie sogar die Quittung. Nicht mit 
ihrem Namen, sondern mit einer Nummer. 
Als wir später darüber reden, hatten wir übe- 
reinstimmend den Eindruck, daß sie unter 
Drogen stand. 

Ein Paket dürfen wir nicht abgeben, das 
geht nur jede zweite Woche. Auf einem An- 
schlag lesen wir, daß die Pakete »aus hygieni- 
schen und gesundheitlichen Gründen» nur 
Nüsse, Trockenfrüchte, Kleider und Zeitun- 
gen enthalten dürfen. Alles andere, auch Pa- 
pier und Briefmarken, sind verboten. »Zum 
Wohl der Inhaftierten«. Das gibt es alles im 
Knast zu kaufen — zu astronomischen Preisen 
versteht sich. Weil bald Weihnachten ist, dür- 
fen außerdem einmalig drei Schokoladenrie- 
gel mitgeschickt werden. 

Jede halbe Stunde kommt ein Schließer 
und ruft entweder »Strafhaft«, »U-Haft« 
oder »Vis-a-Vis«. Vis-a-vis sind Angehöri- 
genbesuche ohne Trennscheibe, die einmal 
im Monat in einem großen Saal stattfinden, 
wenn sie genehmigt werden. Benjamin sitzt, 
obwohl er formal in U-Haft ist, in der Straf- 
haft-Abteilung, wie die übrigen 27 politi- 
schen Gefangenen in Alcala Meco auch. Das 
hat Symbolwert! Wir gehen also mit, als 
»Strafhaft« gerufen wird. 

Wir werden mit zwanzig anderen Besu- 
cherInnen in den Vorraum des eigentlichen 
Knastgebäudes gebracht. Dort müssen wir 
wieder warten. An den Wänden und Gla- 
stüren hängen überall Plakate mit der Parole: 
» Freiheit für Jose Antonio« und dem Gesicht 
des Schließers, den die ETA vor knapp einem 
Jahr entführt hat, um eine Ende der Miß- 
handlungen der Gefangenen zu erreichen. 
Die Konfrontation ist hier deutlich spürbar- 
PASS, ein Bündnis sogenannter PazifisteN 
solidarisiert sich seit zwei Jahren mit den In- 
dustriellen und Schließern, die in der Hand 
der ETA sind. Viele Schließer sind dabei. JE 
den Montag machen sie Kundgebungen, die 
mit ebensolcher Regelmäßigkeit von Gegen“ 
demonstrationen begleitet werden. Im Au- 
gust 1995 tötete die baskische Polizei die 
5zjährige Gegendemonstrantin Rosa Zarra 
mit einem Gummigeschoß, angefeuert von 
den »Ma-ta-los!« — Tötet sie! - Rufen wohl- 
anständiger Pazifisten. Im Baskenland hatten 


wir eine Videoaufnahme davon gesehen. 
Auch zu sehen war, wie Schließer einen Bus 
baskischer Angehöriger vor einem Knast mit 
Steinen bewarfen. Wir denken an die Hun- 
gerstreikerklärung der Gefangenen: »Die 
Schließer wollen sich als Opfer darstellen, 
obwohl sie die direkten und brutalsten Agen- 
ten der Repression sind«. Die durch die 
PASS-Plakate sichtbare politische Mobilisie- 
rung der Schließer rundet das Bild ab, das 
uns die gesamte Einrichtung schon vermit- 
telt, bevor wir richtig drin sind: Zynismus, 
Verachtung, Haß gegen die Gefangenen und 
ihre BesucherInnen. 

Ein neuer Schließer fertigt uns am Metall- 
detektor ab. Er stinkt nach Schnaps, ist stern- 
hagelblau und kann gerade noch die Namen 
auf den Personalausweisen in seiner Hand le- 
sen. Die Kontrollen sind wesentlich unge- 
nauer als in deutschen Gefängnissen. Nach 
einem weiteren, fensterlosen Warteraum 
werden wir über einem kleinen Hof zum Be- 
suchstrakt gebracht. 

Der Besuchstrakt besteht aus zwölf ne- 
beneinanderliegenden Kabinen, jede unge- 
fähr eineinhalb Quadratmeter groß und mit 
einem Hocker möbliert. Symmetrisch ge- 
genüber, durch eine Glaswand getrennt, die 
identischen Kabinen der Gefangenen. Alles 
ist ekelhaft, man will nichts anfassen. Außer 
den Vis-a-vis laufen die Besuche grundsätz- 
lich mit Trennscheibe. Die Scheibe ist fettig. 
Unter der Trennscheibe ist eine Leiste mit 
stecknadelkopfgroßen Löchern angebracht, 
dahinter noch Fliegengitter und irgendein 
Stoff. Da kann man nichts durchstecken und 
nur sehr schlecht verstehen. Vor der Löcher- 
leiste hat jemand ganz klein die Buchstaben 
ETA ins Holz geritzt. 

Dann kommt Benjamin. Wir freuen uns! 
Er sieht aus wie immer, wie in Berlin, dassel- 
be Hemd, die gleiche Brille, alles ... Er freut 
sich auch, wir trommeln von beiden Seiten 
an die Scheibe. Es ist schön, aber beklem- 
mend, wie im Terrarium. Er sagt gleich, daß 
er absichtlich das Hemd angezogen hat. Er 
sieht gut aus, das paßt so gar nicht in die Um- 
gebung. Zu viert haben wir gerade Platz in 
der Kabine. Zu zweit knieen wir vor der 
Sprechleiste, wir können kaum etwas verste- 
hen. Wenn jemand von uns irgendein ande- 
res Geräusch macht, ist es ganz aus. Man 
muß schreien, ein »normales« Gespräch ist 
unmöglich. Wir haben 40 Minuten Zeit. 

Benjamin erzählt zuerst von den Haftbe- 
dingungen. Er ist allein auf der Zelle, in ei- 
nem kleinen Trakt mit knapp hundert Ge- 
fangenen. Tagsüber haben sie Umschluß, 
aber Benjamin ist viel auf der Zelle. Er hat ein 
Fernstudium angefangen, Physik und Mathe. 
Er muß viel lernen, weil er im Februar eine 


Prüfung hat und als noch Salvador, ein baski- 
scher Genosse, mit ihm auf der Zelle lag, kam 
er nicht dazu. Salvador war aus Frankreich 
abgeschoben worden. Er wurde von der Gu- 
ardia Civil gefoltert. Nach zwei Monaten in 
Alcalä Meco haben sie ihn dann ohne Ankla- 
ge rausgelassen. Jetzt sind außer Benjamin 
noch drei Politische im Trakt, das sind ver- 
gleichsweise viele. Wir fragen ihn nach sei- 
nem Verhältnis zu den sozialen Gefangenen. 
Oh, sagt er, sie nehmen Drogen, knallen sich 
zu, um sich keine Gedanken zu machen. Vie- 
le sind krank, haben offene Wunden und 
kümmern sich nicht drum. Auch nicht um 
die Hygiene. Es ist eng und laut im Trakt, al- 
les ist schmutzig ... das konnten wir uns leb- 
haft vorstellen. Er sagt, daß seine Abwehr- 
kräfte schwinden. Das Blutbild wird immer 
schlechter, die Zahl der T4-Zellen ist schon 
auf unter 200 gesunken. Er fühlt sich nicht 
krank, aber es ist klar, daß es für ihn hier ge- 
fährlich ist, wegen der Krankheiten, die hier 
grassieren. Wir fragen nach der TBC-Epide- 
mie, die vor zwei Monaten hier herrschte. Ja, 
es stimmt, sie mußten die Duschen abstellen. 
Benjamin empört sich, daß sich niemand 
von der deutschen Botschaft hier hat blicken 
lassen. Und die Schließer? Sie sind korrekt. 
Wir fragen, ob sie prügeln. Nein, sie schlagen 
mich nicht. Er erzählt, daß sie ihn im wesent- 
lichen in Ruhe lassen, es hat noch keine Zel- 
lenrazzia gegeben, es ist ihm zumindest nicht 
aufgefallen, falls sie die Zelle durchsucht ha- 
ben. Sie behandeln dich herablassend, siezen 
dich in einem Tonfall, der dich spüren läßt, 
was sie über dich denken. Einmal sagte ein 
Schließer, er solle doch nach Auschwitz ge- 
hen, da könnte er seine Ruhe haben. Dazu 
kommen die ewigen Auseinandersetzung mit 
der Verwaltung. Lange mußte er um seine 
ärztlich verordnete Diät kämpfen. Um eine 
Decke zu kriegen, mußte er schon erkältet 


Die durch die PASS- 
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sein und dann noch mehrere Briefe an den 
Direktor schreiben. Die Hälfte seiner Bücher 
für das Studium wurde ihm nicht ausgehän- 
digt. Wir fragen, ob er viel Besuch hat und ob 
er viel Post kriegt. Einmal im Monat kom- 
men die Geschwister, sonst kaum jemand. Ei- 
ne Genossin aus Katalonien mit ihrem Sohn. 
Er erzählt, wie schwierig es ist, Sprechscheine 
zu kriegen. Das kann Monate dauern, und als 
er nach Alcalä Meco verlegt wurde, verfielen 
die Genehmigungen, die er für baskische Be- 
sucherInnen bekommen hatte. Post kriegt er 
viel, kann aber nicht auf alles antworten, weil 
er nur zwei Briefe in der Woche schreiben 
darf. Die behält er sich zum Großteil für sei- 
ne Berliner Ehefrau auf. Am liebsten kriegt er 
Postkarten. Er macht sich Gedanken, ob es 
von Deutschland aus noch juristische Mög- 
lichkeiten gibt. Er fragt, ob seine Berliner An- 
wältin Klage vor dem Europäischen Men- 
schenrechtsgerichtshof eingereicht hat. Wir 
müssen verneinen. Er fragt, ob sein Asylver- 
fahren in der BRD noch weiter läuft. Das wis- 
sen wir nicht, sagen ihm aber, daß es unwahr- 
scheinlich ist und daß es auf keinen Fall dazu 
führen könnte, daß er freikommt. Er ist un- 
geduldig, weil es immer noch unklar ist, 
wann sein Prozeß anfängt. Er ist schon bald 
zwei Jahre in Untersuchungshaft. Nach dem 
Urteil kann Benjamin einen Antrag auf Ver- 
legung nach Katalonien oder ins Baskenland 
stellen; außerdem will er Entlassung wegen 
Haftunfähigkeit beantragen. Wir sagen ihm, 
dafß3 wir versuchen, eine Prozeßbeobachtung 
zu organisieren. 

Dann ist die Zeit um. Wir reden noch, bis 
der Schließer das zweite Mal kommt. Dann 
verabschieden wir uns, trommeln wieder an 
die Scheibe. Dann geht Benjamin ... 

Wir kriegen die Pässe zurück und ver- 
schwinden. Es ist kalt und beklemmend. 

Bevor wir ins Auto steigen, machen wir 
ein Foto vom Knast. Das ist natürlich verbo- 
ten, aber was soll's? Prompt kommen die drei 
Gardisten vom Wachhäuschen mitsamt Vor- 
gesetzten. Ein kleiner, drahtiger Militär mit 
Schnurrbart und abgehackten Worten. Er 
sammelt die Pässe und Autopapiere ein und 
läßt sie ein drittes Mal kontrollieren. Er will 
den Film haben. Dann könne er sich die Bil- 
der angucken, die vom Knast rausschneiden 
und uns den Rest zuschicken. Wir reißen den 
Film raus und können losfahren. 3 000 Kilo- 
meter bis Berlin, genausoweit wie die An- 
gehörigen aus dem Baskenland fahren müs- 
sen, um die 36 Gefangenen in den nordafri- 
kanischen Kolonien zu besuchen. 

Berlin, den 2. 1. 1997 


Solidaritätskomitee Benjamin Ramos Vega, Wilhelm- 
straße 9, 10963 Berlin, Fax 030-2518539 
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Im Hamburger Verlag Libertäre Assoziation 
erschien vor kurzem das Buch Mario Moretti: 
Brigate Rosse. Eine italienische Geschichte. 
Moretti war Gründungsmitglied der Roten 
Brigaden und bis zu seiner Verhaftung 1980 
Mitglied der »Strategischen Leitung«. Kein 
zweiter in der BR, der über diesen langen 
Zeitraum alles so mitgestaltet und mitzuver- 
antworten hat wie er. In mehreren Ge- 
sprächen mit der I! Manifesto-Redakteurin 
Rossana Rossanda und der Journalistin Carla 
Mosca begründet er die Sicht der Dinge von 
seiten der bewaffneten Militanten, die das 
Scheitern eingestehen, aber auch den bewaff- 
neten Aufbruch verteidigen kann. Moretti ist 
der, der Moro erschoß, nachdem er ihn 55 Ta- 
ge bewacht, mit ihm diskutiert, ihn beobach- 
tet, aber auch respektiert hat, ihm eine Situa- 
tion aufzwang und ihn aber auch handeln 
ließ. Moretti weiß, daß diese Tat wie jede Tö- 
tung nie ihre dunkle Seite verlieren wird. 
Und er weiß, daß auch die für die Revolution 
und für Befreiung von Unterdrückung aus- 
geführte Gewalt dieser dunklen Seite nicht 
entbehrt. Auch in diesem Krieg werden 
Handlungen vollzogen, die man aus irgend- 
einem objektiven politischen Zwang heraus 
tun muß und die doch nie richtig sein wer- 
den. Gerade deswegen bekennt Moretti sich 
zu dieser Tat, die er politisch begründen, vor 
deren tragischer Seite er aber nur verstum- 
men kann. Er stellt an seinem Beispiel den 
Widerspruch dieses Kampfes dar und er ver- 
langt ein Urteil. Moretti will dieses Urteil, 
weil es das Urteil über die BR, über die ge- 
samte bewaffnete Phase ist. Er tritt alleine 
hervor und gibt der dunklen Seite dieses 
Kampfes ein Gesicht, ohne viel von sich her- 
zumachen, ohne irgend jemand anderes mit- 
zuverpflichten, so wie es sich für jeden in die- 
sem Kampf aber insbesondere für diejenigen 
gehört, die darin eine Führungsrolle hatten. 
Moretti ist zur Reflexion fähig, weil er den 
bewaffneten Kampf in die Geschichte ein- 
ordnet und darauf verzichtet, Moral, Legiti- 
mität und die Forderung nach Auseinander- 
setzung mit der eigenen Position an Vorbe- 
dingungen festzumachen. Wo sich die Perso- 
nen endlich nicht mehr so wichtig nehmen, 
wo die schlechte Angewohnheit der Rechtfer- 
tigung endlich ersetzt ist durch das Bestre- 
ben, den Prozeß verstehen zu wollen, von 
dem jeder nur ein Teil und dieser nur die ei- 
ne Seite einer antagonistischen Beziehung 
war, dort ist endlich auch das Herstellen ei- 
ner allgemeinen Erfahrung möglich, die alle, 
die danach suchen, auch weiterbringen kann. 


Der Anfang 
Vor 25 Jahren betrat eine neue Form des re- 
volutionären Kampfes die Bühne der Metro- 


polen: Das Konzept Stadtguerilla. Es war die 
Zeit des Aufbruchs, weltweit. Die Nach- 
kriegsordnung, die zwar den Sieg über das 
Nazisystem, nicht aber die Befreiung brachte, 
die das Postulat der Demokratie nach innen 
widerspruchslos mit einer autoritären Ge- 
sellschaftsstruktur und weltweit mit einem 
imperialen, auch kriegsförmigen Herr- 
schaftsanspruch verbinden konnte, brach in 
der jungen Generation kulturell und schließ- 
lich politisch auseinander. In der Bewegung 
der Revolte wuchs die konkrete Hoffnung auf 
Befreiung wieder heran. Sie stieß bald auf ei- 
ne uferlose Repression und auf die Erfahrung 
der Beschränktheit ihrer Mittel. Der bewaff- 
nete Kampf war Ende der 60er Jahre bei vie- 
len in der Diskussion. Auf dem Vietnam- 
Kongreß 1968 in Westberlin waren wirkungs- 
volle Aktionen gegen die NATO-Struktur 
breit diskutiert und gefordert worden. Die 
Guerilla war das Synonym für eine ersehnte 
Radikalität, für einen Trennungsstrich mit 
dem verhaßten Alten und hatte in Symbol- 
figuren wie Frantz Fanon, Fidel Castro, 
Ho-Chi-Minh oder Che Guevara auch di 
personalen Attribute der Rebellion auf ihrer 
Seite. Philosophen wie Sartre sprachen von 
revolutionärer Gewalt und sahen darin das 
Mittel, mit dem der Unterdrückte sich befreit 
und zum wirklichen Menschen wird. Und 
der bewaffnete Kampf hatte Erfolge zu ver- 
buchen: Kuba war befreit, Algerien hatte den 
französischen Kolonialismus bewaffnet abge- 
worfen, Vietnam schien unbesiegbar, in 
Angola, Rhodesien (Simbabwe heute) wurde 
der Befreiungskampf bewaffnet geführt, in 
Südamerika entwickelte er sich als Land- wie 
Stadtguerilla. Kaum ein Teil der Welt, in dem 
er nicht das Mittel war, mit dem die Verhält- 
nisse aus den Angeln gehoben werden soll- 
ten. In den Randzonen des Imperialismus die 
Berge als Kampfterrain, in den Städten die Il- 
legalität. »Die Illegalität« erklärte Ulrike 
Meinhof, »ist das befreite Gebiet in den Me- 
tropolen«. Das Konzept Stadtguerilla war 
keine Erfindung von isolierten Einzelnen. Es 
lag in der Logik der Zeit. 

Der bewaffnete Kampf war unsere Hoff- 
nung auf Befreiung und dieser Hoffnung 
mußten wir nachgehen. Unsere vorerst letzte, 
wie wir heute feststellen müssen. Mit ihm 
traten wir an, um der historischen Mission 
einer revolutionären Gruppe dem Vermitteln 
eines neuen gesellschaftlichen Horizontes 
jenseits der Logik von Kapital und Verwer- 
tung, Vereinzelung und Konkurrenz, Lohn 
und Strafe, Egoismus und Entsolidarisierung 
zum Durchbruch zu verhelfen. Die Hierar- 
chien im Leben auch zwischen den Ge- 
schlechtern sollten gestürzt werden. Nichts 
wollten wir übernehmen, alles sollte radikal 


hinterfragt und neu gesetzt werden. Heute ist 
offenkundig, daß wir diese Mission nicht er- 
füllt haben. Das Konzept Stadtguerilla war 
eine Konfrontationsstrategie. Niemand wuß- 
te, wie lange dieser Kampf dauern würde, 
niemand hat sich dafür interessiert, vielen 
waren die Folgen für sich egal, man geht ins 
Gefängnis oder man stirbt. Eine einfache 
Entscheidung. Hauptsache raus aus allem. 
Hier gab es nichts, wo wir hätten bleiben 
wollen. &® 

Italien I ® 
1978: Aldo Moro, Vorsitzender der Democra- 
zia Cristiana, wird von den Roten Brigaden 
entführt. Sieben Monate nach dem Deut- 
schen Herbst, dem vehementesten Versuch 
der deutschen Stadtguerilla, die Struktur des 
sich inzwischen modernisierenden postfa- 
schistischen Nachkriegsstaates zu durchbre- 
chen und der Entwicklung einer linken Fun- 
damentalopposition sowohl Raum als auch 
Macht zu geben, stellen die BR in Italien die 
Machtfrage mit dem politischen System der 
Nachkriegszeit. Und verlieren ebenso. Der 
Kampf setzt sich in beiden Ländern noch 
Jahre fort. Und doch war er entschieden. 

Der bewaffnete Kampf in Italien kam aus 
der Fabrik. Nur aus dem Blick von hier, der 
Erfahrung des deutschen Proletariats kann 
das verwundern. In Italien war die Fabrik der 
»natürliche« Ort der Klassenauseinanderset- 
zung. Sie zog alles an, verwandelte es und er- 
schuf es neu innerhalb ihrer Traditionen. Der 
bewaffnete Kampf in Italien ist erst spät, 
dann aber auch unzweideutig zur direkten 
Konfrontation mit dem Staat gekommen 
und ab hier wird seine Parallelität mit dem 
deutschen, im Denken wie in der Praxis, of- 
fenkundig. In Deutschland war die Fabrik für 
die Entstehung und Ausprägung des bewaff- 
neten Kampf marginal. Die Fabrik war hier 
der Ort, wo der ökonomische Verteilungs- 
kampf geführt, das System aber nicht in Fra- 
ge gestellt wurde. Die deutsche Arbeiterklasse 
stand gegen die revolutionäre wie überhaupt 
gegen die ganze Neue Linke. Das machte im 
besonderen deren Verlorenheit aus und ist 
Teil der Erklärung, warum der Kampf sich 
hier so oft »existentialistisch« begründete. 

In Italien war das Klassenbewußtsein des 
Proletariats im Klassenkampf dieses Jahr- 
hunderts geboren, ausgebildet und verwur- 
zelt. Es war auch ein Klassenkampf um ge- 
sellschaftliche Identität, ein Kampf gegen den 
Faschismus und um einen eigenen Weg zum 
Kommunismus. Das Proletariat hatte seine 
politische Organisationsform, die PCI. Die 
Radikalisierung eines Teils des Fabrikproleta- 
riats zum bewaffneten Kampf vollzog sich in- 
nerhalb eines gesellschaftlichen Aufbruchs 
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Ende der 60er Jahre aus dem Selbstverständ- 
nis, politischer Teil der Gesellschaft zu sein. 
Und sie vollzog sich am Widerspruch zwi- 
schen Basis und einer Partei, die über den 
Weg des »historischen Kompromisses« die 
italienische Gesellschaft jenseits des alten, 
nicht mehr glaubwürdigen Revolutionsmo- 
dells nur mehr reformieren wollte. Der be- 
waffnete Kampf in Italien kam aus der Er- 
fahrung, daß die bisherigen traditionellen 
Kampfformen der Arbeiterklasse immer we- 
niger eine Antwort brachten. 

1969 verschmelzen im Kampf um einheit- 
liche Arbeitsnormen, Arbeitsorganisation, 
Arbeitszeiten, im Kampf um Entkoppelung 
der Löhne von der Meßlatte der Produkti- 
vität die einzelnen Teilbewegungen. Die Be- 
wegung ist groß, aber sie zählt auf gesamt- 
gesellschaftlicher Ebene nichts. Sie braucht 
neue ÖOrganisierungs- und Kampfformen, 
um ihre Vorstellungen gegen die alte Macht 
durchzusetzen. Sie muß sich auf andere Kon- 
frontationen einstellen. Und sie wird von den 
Herrschenden dazu gezwungen: Im Dezem- 
ber 1969 explodiert in der Nationalen Land- 
wirtschaftsbank an der Mailänder Piazza 
Fontana eine Bombe, die 16 Tote und 84 Ver- 
letzte fordert. Jahre später ist bewiesen, daß 
der Anschlag vom Geheimdienst SID und der 
Polizei zusammen mit organisierten Faschi- 
sten durchgeführt wurde. Sechs Monate vor- 
her war auf einem gemeinsamen Treffen der 
Grundstein für die »Strategie der Spannung« 
gelegt worden. Eine dunkle, dumpfe Aggres- 
sion betritt damit das Feld der Klassenaus- 
einandersetzung. 

Das System greift an, bevor sich die Bewe- 
gung konstituiert hat. Seine Gewalt trifft eine 
Situation, wo der Wille, aber noch nicht die 
Vorstellung für eine revolutionäre Strategie 
vorhanden ist. »Wir waren meilenweit von 
einer Theorie des bewaffneten Kampf ent- 
fernt, und noch weiter von seiner Organisie- 
rung«, erklärt Moretti. Die Situation entzieht 
sich der Kontrolle der Linken. In dieser Zeit 
wird etwas Neues deutlich: Wer in die Offen- 
sive geht, beherrscht das Terrain! Es ist die 


Entscheidungsstunde für den bewaffneten 
Kampf. 


BRD 
Der Beginn des bewaffneten Kampf in 
Deutschland hat ein Datum: der 14. Mai 1978, 
die Baader-Befreiung. In der Befreiung eines 
gefangenen Linken ist die Nachricht von der 
Befreiung des Menschen symbolhaft vermit- 
telt. In dem offenen Bruch mit der herr- 
schenden Legalität ist die Illegalität als neues, 
zu eroberndes wie aufzubauendes Lebenster- 
rain bewußt gewählt. Sie hatte subjektiv auch 
etwas ungeheuer anziehendes: In ihr mußte 
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man sich nur noch nach dem bestimmen, 
was man selber und was die Gruppe wollte. 
Die RAF hat die Illegalität als Offensivpositi- 
on gesehen, daß mit der Entwicklung des 
Kampfes alle mit dieser Frage konfrontiert 
sein werden. Die RAF ist nicht in die Illega- 
lität getrieben worden, sie hat sie gesucht mit 
dem Bewußtsein, daß sie ohnehin kommen 
wird, weil der Kampf anders gar nicht mög- 
lich sei. 

Der innerstaatliche Geburtsort und Be- 
zugspunkt der RAF, die Studentenbewegung, 
zerfiel seit 1969 zunehmend. Die Demonstra- 
tionen der 68er-Bewegung hatten sich totge- 
laufen oder konnten sich in ihren militanten 
Verläufen - »Schlacht am Tegeler Weg« - nur 
noch wiederholen. Eine feste Verbindung aus 
dem studentischen Ghetto zu breiten gesell- 
schaftlichen Kernbereichen war mißlungen, 
letztlich auch chancenlos. Der Bruch zwi- 
schen der Kriegs- und der Nachkriegsgenera- 
tion, von der die erste das Klima in der Fabrik 
bestimmte, war endgültig. Der innergesell- 
schaftlichen Isolierung sich ei 
hatte schon die gesamte Studentenbe- 
wegung ihre internationalistischen Bezüge. 
Nur aus der Verbindung mit diesen Kräften, 
mit den dort formulierten Zielen von Selbst- 
bestimmung, Unabhängigkeit und Sozialis- 
mus, nur aus der dort sich entwickelten 
Kampfmoral konnte sich hier die Hoff- 
nung auf Veränderung der eigenen Situation 
speisen, zumal die BRD in die globale Herr- 
schaftsdurchsetzung des US-Imperialismus 
eingebunden war. Mit diesem waren wir 
konfrontiert, mit denen, wo auch immer, die 
gegen seine Herrschaft kämpften, waren wir 
verbunden. Die Angriffsoperationen der 
RAF orientierten sich am Nord-Süd-Kon- 
flikt. Die RAF hat sich, wenn auch wider- 
sprüchlich und am Anfang noch anders be- 
stimmt, in der zweiten Hälfte der 70er Jahre 
als Partisanengruppe eines Weltbürgerkrie- 
ges verstanden, die in der Metropole, dem 
Hinterland der Front zwischen »Erster« und 
»Dritter« Welt in der Erwartung operierte, 
daß innerhalb der Industriestaaten sich die 
bis dahin politisch kontrollierte innere De- 
markationslinie zwischen Kapital und Arbeit 
ebenso zur Front entwickelt und eine revolu- 
tionäre Intervention möglich werden läßt. 
Die Angriffe zielen gegen den Staat und ge- 
gen die transnationalen Strukturen des west- 
lichen Bündnisses. Ihr Inhalt richtet sich an 
die Welt mit der Forderung nach Parteilich- 
keit. Die Angriffe richteten sich gegen mi- 
litärische US- und NATO-Zentren, gegen 
den Justiz- und Polizeiapparat und gegen den 
Springer-Konzern als einem ideologischen 
Zentrum des Systems. Nach dieser Offensive 
kam die Niederlage: Im Sommer 1972 wur- 


den fast alle RAF-Mitglieder verhaftet und 
die Struktur zerstört. 

Die Entstehung der RAF fiel in jene Phase, 
in der die ökonomische, politische und kul- 
turelle Struktur das Nachkriegssystem aus- 
einanderbrach. Der gesellschaftlich wegbre- 
chende Konsens brachte die Sozialdemokra- 
tie an die Macht, die wieder einmal ihre Auf- 
gabe darin sah, dem Kapitalismus eine neue 
Grundlage zu verschaffen. Die sozialliberale 
Modernisierung der Gesellschaft gab dem 
Kapital neue Schlagkraft im internationalen 
Konkurrenzkampf. Nach innen wurde der 
Konsens neu gebildet durch Mitbestim- 
mung, durch Integration der Frauen in Bil- 
dung und Ökonomie, einer bessere Bezah- 
lung der Lohnarbeit und durch die Tolerie- 
rung von allem, sofern es den kapitalisti- 
schen Grundkonsens nicht in Frage stellte. 
Nach außen brach die Entspannungspolitik 
mit den alten, noch vom Nazismus kommen- 
den antikommunistischen Mustern des Kal- 
ten Krieges. Der Vietnamkrieg näherte sich 
seinem Ende und mit allem verschwand zu- 
nehmend jene verknöcherte, erstickende, 
postfaschistische Gesellschaftsstruktur der 
Nachkriegszeit. Das System wurde tendenzi- 
ell »normalkapitalistisch«, d.h. es fand auf 
der Grundlage seiner Akzeptanz einen brei- 
ten Ausgleich. Der Kampf der RAF war auch 
der Versuch, die erneute Normalisierung des 
kapitalistischen Systems nach seinen Vebre- 
chen im 2. Weltkrieg zu durchkreuzen und 
die Krise des Nachkriegssystems für die ge- 
schichtliche Verankerung einer neuen linken 
Fundamentalopposition zu nutzen. Nicht 
noch einmal sollten dieses kapitalistische Sy- 
stem und seine herrschende Klasse so unge- 
straft und konsequenzlos davonkommen. 
Die Sozialdemokratie hatte die gesamte 
Nachkriegsgeneration um die Abrechnung 
mit dem alten System betrogen. 

Auf den »Normalzustand« des Systems 
hatte auch die RAF keine Antwort. Immer 
weniger konnte sie die sich verändernden ge- 
sellschaftlichen Bedingungen fassen, die sich 
in ihren Formen rapide von der Nachkriegs- 
zeit unterschieden. Nach ihrer ersten mi- 
litärischen Zerschlagung und der damit ver- 
bundenen Inhaftierung ihrer Mitglieder 
wurde der Kampf aus der Defensive politisch 
fortgesetzt. Die Gruppe hat mit Zähnen und 
Klauen an ihrer Durchsetzung als revolu- 
tionäre Organisation festgehalten, sowohl im 
Kampf um die Haftmodalitäten als auch im 
Kampf um die Freiheit. Die Anziehungskraft, 
die mit dem bewaffneten Kampf verbunden 
war, hatte nicht nachgelassen. Immer noch 
war mit ihm die besondere Hoffnung ver- 
bunden, grundsätzliche Veränderungen 
durchsetzen zu können. Aus diesem Grund 


ist die Illegalität immer wieder neu entstan- 
den. Jedoch gewann der Kampf immer stär- 
ker Züge von Selbstbehauptung und davon 
wurde zunehmend die Praxis bestimmt. 

1974 scheiterte ein Reorganisierungsver- 
such der Illegalität. Diese Gruppe hatte kein 
konkretes Ziel und verlor sich im Sammeln 
diverser logistischer Güter. Uneingestanden 
trat hier die Ratlosigkeit über die zukünftige 
revolutionäre Strategie zu Tage. 1975 dann 
der Versuch, die gesamte Gefangenengruppe 
durch die Botschaftsbesetzung in Stockholm 
zu befreien. Ohne irgendeine politische Ver- 
ankerung in der Gesellschaft, in der Taktik 
inflexibel und zu kurz angesetzt, auf Härte 
auch nur mit Härte reagiert, scheiterte diese 
Aktion nach wenigen Stunden. Aber sie hatte 
die Machtfrage mit dem Staat gestellt, so be- 
dingungslos wie niemand zuvor. Die Näch- 
sten nahmen sich Zeit, um an dieser Macht- 
frage eine gesamte Offensive vorzubereiten. 
Aber auch sie blieben ohne politische Veran- 
kerung und verfügten nur über einen größe- 
ren militärischen Handlungsrahmen. So ent- 
stand die Offensive von April bis Oktober 
1977, in der die RAF noch einmal alles ihr zur 
Verfügung stehende mobilisierte und in die 
Waagschale warf, um die Machtkontinuität 
in Deutschland zu durchbrechen und den re- 
volutionären Absichten der 68er-Generation, 
dem Stellen der Systemfrage, doch noch eine 
Zukunft zu geben. 


Italien II 
In Italien blieben die Roten Brigaden in der 
Fabrik. Ihre Aktionen waren symbolhaft: Der 
für Stunden entführte Manager, fotogra- 
phiert vor vorgehaltener Pistole, sollte die 
Macht der Bosse entmystifizieren, sollte Mut 
machen und das Selbstverständlichkeitsbe- 
wußtsein der herrschenden Klasse er- 
schüttern. Demonstration sichtbarerf 
Gegenmacht. Die Aktionen finden Reso- 
nanz. Und doch stimmte etwas nicht: Auf all- 
gemein ökonomischer und politischer Ebe- 
ne, sagt Moretti, seien die Arbeiter wehrlos 
und ohnmächtig geblieben. Der Kampf der 
BR bekam zwar eine neue revolutionäre 
Form, blieb im Inhalt aber im alten Klassen- 
kampfschema stecken. Später erkennt 
Moretti: »Wir waren niemals in der Lage, ei- 
nen artikulierten Klassenprozefß zu leiten. 
Das war etwas, wo wir scheiterten«. Der 
Kampf in der Fabrik wiederholt sich. Auf die 
Erfahrung dieser Begrenztheit antworten sie 
mit einer Ausdehnung: »Angriff auf den 
Staat«, um sich Gewicht auf der politischen 
Bühne zu verschaffen. 

Am ı8. April 74 entführten die BR den Ge- 
nueser Staatsanwalt Sossi, Ankläger im Ver- 
fahren gegen eine antıfaschistische, teilweise 
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noch aus alten Partisanen bestehenden 
Gruppe, die GAP. Es war ein Angriff auf den 
Staat, aber noch nicht der Krieg: Am Ende 
stand eine Vernunftlösung: Die Brigaden ver- 
ließen ihre Forderung nach Austausch zwi- 
schen Sossi und Gefangenen aus der GAB, die 
Staatsanwaltschaft erklärte, nach einer Frei- 
lassung von Sossi die Inhaftierten zu über- 
prüfen. Die Lösung von Konflikten ist immer 
eine Vermittlung. Wer die Vermittlung ab- 
lehnt, entscheidet sich für den Krieg. Vom re- 
volutionären Krieg wurde zwar geredet, aber 
in der Konsequenz wurde er'noch nicht ge- 
führt. Die BR befanden sich im Aufbau und 
dieser Aufbau bekommt am 8. September 74 
einen schweren Schlag versetzt: Curcio, eines 
der Gründungsmitglieder und öffentliche 
Symbolfigur der BR, wird verhaftet. Ein Er- 
folg des Staates. Auf diese immer wiederkeh- 
rende Situation im revolutionären Kampf 
mußte es eine Antwort geben und so entsteht 
auch hier der Gedanke, an dem keine revolu- 
tionäre Organisation je vorbeigekommen ist, 
auch nie vorbeikommen will: Die Befreiung 
der Gefangenen. 1975 wird Renato Curcio aus 
dem Gefängnis befreit. Diese Befreiung wird 
von Margherita Cagol organisiert, der Frau, 
die die Entwicklung der BR entscheidend 
mitbestimmt hat. Bei einem Schußwechsel 
mit Carabinieri stirbt sie im gleichen Jahr. 

Die Funktion der Befreiung Renato Cur- 
cios für die BR ähnelt der Funktion der Be- 
freiung von Andreas Baader für die RAF. Die 
Organisation braucht diesen Sieg. Die Befrei- 
ung eines Gefangenen, um mit ihm weiter- 
zukämpfen, ist immer auch eine Entschei- 
dung für einen Neubeginn. Er läßt nicht auf 
sich warten. Nach der Befreiung Curcios ver- 
breitet die »Strategische Leitung« eine neue 
strategische Resolution. Sie definiert die 
Klassenbewegung als antagonistisch, aber 
unreif und verlangt den Aufbau der kämp- 
fenden Partei; sie definiert den Staat als »im- 
perialistischen Staat der multinationalen 
Konzerne«, der diesen Aufbau unterdrücken 
und die PCI des »historischen Kompromis- 
ses« als die Kraft, die diese Kraft absorbieren 
will. Sie legt als Angriffsziel fest: diesen Staat 
demontieren. Die BR mobilisieren nun gegen 

den Staat. Ab hier ähneln sie in vielem 

der RAF. Die RAF sah sich von Anfang an 
dem Staat gegenüber. Die Brigaden kamen 
auf einem anderen Weg zu einer ähnlichen 
Strategie. 

Das ganze Bezugssystem, in dem die kon- 
krete Politik bestimmt wird, verändert sich. 
Auch die Personen. Mit der Zeit, stellt Moret- 
ti fest, hat er »die Charakteristika des Mannes 
aus der Fabrik« verloren. Das gilt für die 
ganze BR. Nun bewegt sich die Auseinander- 
setzung zum realen Krieg und darin werden 


\ ÄRRANCA! 


sie die symbolische Repräsentanz der Arbei- 
terklasse. So war es gewollt. » Unsere Gefühls- 
lage«, sagt Moretti, war »die Offensive«, und: 
»Uns faszinierte alles, was über die legalisti- 
schen Grenzen der historischen Linken hin- 
ausging. Unter zwei Optionen wählten wir 
immer die, die die Brücken zur Vergangen- 
heit einriß, auch wenn wir nicht erkennen 
konnten, wohin uns der Weg führte.« Auch 
setzt der Kampf mit der Zeit seine eigenen 
Verpflichtungen. Jede/ jeder Tote aus den ei- 
genen Reihen relativiert die Bedeutung des 
eigenen Lebens und macht die Fortsetzung 
des Kampfes zwingender. Der bewaffnete 
Kampf hatte in Italien, aber auch in der BRD, 
längst schon eine andere Entscheidung pro- 
duziert, die Verbindung des gesamten weite- 
ren Lebensverlaufs mit dieser Konzeption. 

In Italien vollzieht sich der Angriff auf 
den Staat in Etappen. 1976 wird der tödliche 
Anschlag auf den Staatsanwalt Coco vorbe- 
reitet. Diese Aktion ist der Übergang zum 
Krieg gegen den Staat. Es wird die erste ge- 
wollt tödliche Aktion und die erste, bei der 
die Handelnden nur noch die BR und der 
Staat sind. Coco stand für die Justiz, für die 
anlaufenden Prozesse, in denen der BR jede 
politische Berechtigung abgesprochen wer- 
den sollte. Mit der Erschießung Cocos ant- 
worteten die BR auf diese Negation mit der 
Negation des Staates. Das war der Krieg. 


Moro 
Am 16. März 1978 entführten die Roten Bri- 
gaden den Vorsitzenden der Democrazia Cri- 
stiana, Aldo Moro. Die DC galt in der Analy- 
se als Epizentrum des Systems, als »absoluter 
Feind des Arbeiterkampfes«. Sie zu treffen 
schien damit zugleich ein Schlag gegen die 
Staatsmacht. Und in der Auseinandersetzung 
mit dem Staat war ein zweites Ziel als »strate- 
gisch« definiert worden: die Befreiung der 
gefangenen Genossen. Am Ende ist Moro tot, 
die Auseinandersetzung ist militarisiert und 
festgelegt, von einem neuen Horizont, der 
aufgebrochen werden sollte, ist nichts mehr 
zu spüren. »Es gelang uns nicht«, erklärt 
Moretti, »uns der Entscheidung zu entzie- 
hen«. Mit »der Entscheidung« ist die Tötung 
Moros gemeint. Die Operation dauerte 55 Ta- 
ge von der Entführung bis zur Erschießung 
Moros. Sie dauerte deshalb 55 Tage, weil die 
BR die Entscheidung, Moro zu töten, immer 
wieder hinaus zögerte im Versuch, eine Ver- 
mittlung zustande zu bringen in diesem zum 
Krieg gewordenen Konflikt. Es sind 55 Tage, 
in denen Moro um sein Überleben und die 
BR darum kämpft, den Krieg als Verhältnis 
zum Feind verlassen zu können. 

Die Moro-Entführung war der Höhe- 
punkt des Angriffs der BR auf den italien- 


ischen Staat und seine politische Struktur. 
Und sie war zugleich der Versuch der BR, aus 
der militärischen Eskalation herauszukom- 
men, eine Etappe zu bestimmen und darin 
zur politischen Kraft zu werden, vielleicht 
zur Partei. Es war noch nicht formulierbar, 
nur daß etwas anderes kommen mußte. Es 
war die versuchte Ausflucht aus einem be- 
waffneten Kampf, der nicht mehr darauf hof- 
fen konnte, unmittelbare Vorstufe zur Revo- 
lution zu sein. Die Guerilla ist nur eine Etap- 
pe - und diese Etappe braucht eine Auflö- 
sung, entweder hin zur Revolution oder auf 
eine Stufe der Existenz. Zum Schluß der 
Moro-Entführung hätte der BR, wie Moretti 
versichert, eine Erklärung von seiten des 
Staates gereicht, daß es politische Gefangene 
und ein gesellschaftliches Problem gibt. Es 
hätte der Anfang einer Vermittlung sein kön- 
nen, an deren Ende die Umwandlung der be- 
waffneten Avantgarde in eine neue, aus ei- 
nem realen politischen Geburtsprozeß kom- 
mende politische Partei gestanden hätte. Es 
wäre eine Veränderung des gesamten italieni- 
schen Gefüges gewesen. Und es wäre eine 
Entscheidung gewesen, die gesellschaftlichen 
Antagonismen außerhalb des Krieges lösen 
zu wollen. Die Entscheidung des Staates ge- 
gen Moro und die BR war eine Entscheidung, 
keinen Ausweg, im Verhältnis zur revolu- 
tionären Minderheit keine politische Ebene 
zuzulassen und den Krieg als einzige Form 
der Auseinandersetzung zu wählen. So hat 
sich auch die BRD 1977 festgelegt, was sich bis 
heute gegenüber den politischen Gefangenen 
fortsetzt. 

Im Krieg, sagt Moretti richtig, spielen die 
anderen mit. Sie haben die eine Hälfte der 
Entscheidung in der Hand. Nachdem das Sy- 
stem keinen Ausweg gelassen hatte, stand die 
BR vor der Frage, sich entweder einzugeste- 
hen, geschichtlich nicht weiterzukommen 
oder einfach weiterzumachen. Anstatt Bilanz 
zu ziehen, wurde die Analyse durch das Axi- 
om blockiert, daß es nicht zu Ende sein darf. 
Es wäre möglich gewesen, das Ende nicht auf 
sich zukommen zu lassen und ein Opfer zu 
werden. Stockholm, Schleyer oder Moro, die 
Herausforderung an die Macht, haben sich 
am Ende auf Härte gegen Härte zugespitzt - 
das allein trägt aber kein politisches Projekt. 
Die Freilassung von Moro wäre das Ende des 
Befreiung in Italien gewesen. Unabhängig 
von epigonalen Verlängerungsversuchen, die 
allen solchen Abschlüssen folgten. Aber auch 
die Erschießung von Moro konnte das Ende 
der Roten Brigaden nicht aufhalten, weil sie 
längst von den gesellschaftlichen Bedingun- 
gen überholt worden waren und eine mi- 
litärische Entscheidung sie daraus nicht 
mehr befreien konnte. 


Freiheit und Erinnerung 

Das Ende des Konzeptes Stadtguerilla ist 
auch das Ende der symbolischen Revolution. 
Mehr kann der bewaffnete Kampf in diesem 
Kontext nicht sein. Es gibt keinen Ersatz für 
den Massenaufbruch. Die Avantgarde antizi- 
piert und scheitert, auch wenn sie ihre be- 
deutsame antizipatorische Leistung hat und 
zweifellos Teil der Kraft ist, die neues gebiert. 
Sie ist damit eine politische Kategorie in der 
Gesellschaft und so müßte mit ihr umgegan- 
gen werden. Die Stadtguerilla hat einen 
Bruch mit dem Bestehenden real gemacht, 
also auch als Möglichkeit erkennbar ge- 
macht. Sie hat ein bisher unangefochtenes 
Metropolenkontinuum durchbrochen, in 
dem die bürgerliche Demokratie die letzte 
Stufe der erreichbaren sozialen Entwicklung 
ist. Und sie bestand darauf, daß der Ge- 
schichtsprozeß eine subjektive Seite hat, auch 
wenn sie allein die Revolution nicht produ- 
zieren kann. Aber sie hat zumindest den Ver- 
such unternommen, die Aufhebung des Bis- 
herigen zu denken und praktisch umzuset- 
zen. Wir hatten davon etwas in der Hand. 


Am Ende des Buches stellt Rossana Rossanda 
folgende Frage: 

»Wenn Dir ein böser Engel auf einem Ta- 
blett Freiheit und Vergessen und auf einem an- 
deren Knast und Erinnerung bieten würde, 
welches würdest du nehmen?« 

Die Antwort von Moretti: 

» So falsche Engel gibt es nicht, nur die Men- 
schen schlagen zwei gleichermaßen grausame 
Arten zu sterben vor. Jedenfalls würde ich ihm 
sagen: »Gib mir Freiheit und Erinnerung. 
Wenn Du das nicht kannst, mein lieber Engel, 
dann fliegst Du tief, nicht mal auf der Höhe 
unserer Niederlage«.« 


Karl-Heinz Dellwo, Januar 1997 


Marıo MoRETTI, Rote Brigaden - Eine italienische Ge- 
schichte.Interviewt von Rossana Rossanda und Carla Mos- 
ca, mit einem Vorwort von Rossana Rossanda.Verlag Li- 
bertäre Assoziation/ Schwarze Risse - Rote Risse, 288 Sei- 


ten, 29 DM. 


Fotos aus: Brigate Rosse — Eine italienische Geschichte, 


Schwarze Risse Rote Strasse 1997 
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»Menschenhass und Vorformen des Faschis- 


Jutta Ditfurth 


mus sind so weit verbreitet, daß wir heute of- 


Entspannt in die Barbarei 


fensichtlich darüber diskutieren müssen, was 
Esoterik, (0ko-) Faschismus und Biozentrismus 
den Menschen von anderen Teilen der Natur 


(Konkret Litertaur Verlag) 


unterscheidet...« In einer gut zu lesenden und 
leicht verständlichen Sprache zeigt Jutta Dit- 
furth die Gemeinsamkeiten und (histori- 
schen) Grundlagen von faschistischem sowie 
esoterisch/ökologischem Gedankengut auf. 
Mit einem genauen Umgang vom Begriff- 
lichkeiten und Historie gelingt es ihr, in die- 
sem nach wie vor für viele Linke »tabuisier- 
ten« Themenbereich die menschenverach- 
tende (faschistoide) Kontinuität festzuma- 
chen. Was für viele selbsternannte »Linke« 
(z.B. Teile der Grünen, die VeganerInnensce- 
ne / Earth First /Animal Peace, Silvio Gsell 
SektiererInnen, etc.) logischerweise entlar- 
vend ist, wo sie politisch zu Hause sind... So 
können uns diese durchgeknallten braunen 
Müsli-FresserInnen nicht egal sein, da sie ge- 
sellschaftlich zunehmend relevanter und für 
einen möglichen künftigen Faschismus eine 
Massenbasis darstellen werden. »Der Hass 
auf die soziale Gleichheit und die Freiheit des 
Menschen« ist z.B. eine der zentralen Ge- 
meinsamkeiten, die dem nationalsozialisti- 
schen Gedankengut bekannterweise schon 
lange vorauseilte und dessen Wurzeln u.a. 


 ARRANCA! 


schon bei C.G. Jung, Rudolph Steiner, Silvio 
Gsell und in der Anthropologie zu finden 
sind. Eine der zentralen Figuren dieses brau- 
nen Mülls ist auf jeden Fall der »Ernährungs- 
papst« Dr. med. Max Otto Brucker (ehemali- 
ges Mitglied der SA und Anwärter für den 
Nationalsozialistischen Deutschen Ärzte- 
bund), der u.a. in den sechziger Jahren einer 
der Mitbegründer des WSL (Weltbund zum 
Schutze des Lebens) der Sektion Deutschland 
war. Ebenso kein Geheimnis sind seine guten 
Kontakte zu ehemaligen SS- und SA-Leuten, 
sowie zu Neonazis wie Jürgen Rieder... »Im- 
mer geht es um den Versuch, Herrschaft zu le- 
gitimieren, krasse soziale Unterschiede biolo- 
gisch zu definieren, ein gegnerisches Kollektiv 
systematisch als minderwertig zu klassifizieren 
und so Herrschaft, Krieg und Unterdrückung 
zu rechtfertigen«. J.D. zeigt quer durch sämtli- 
che Kapitel die engen Verbindungen von Ein- 
zelpersonen und Organisationen aus dem 
(Neo-) Faschistischen Spektrum zu Teilen 
der Ökologiebewegung auf, die oftmals auch 
identisch sind. Im Kapitel » Von tiefenzoologi- 
scher Ordnung, göttlichen Naturgesetzen und 
der Fratze des fleischfressenden Nomaden« 
geht es um die diversen Gruppierungen des 
Veganismus und der Erdbefreiung ( Earth 
First, Hardline- Frontline, Animal Peace, etc, 
etc...) und deren rassistisch-sexistischem Ge- 
dankengut. David Foreman, Gründer der 
biozentristischen »tiefenökologischen« Or- 
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ganisation Earth First sieht den vorzeitigen 
Tod (von anderen) als etwas natürliches. »Ja, 
menschliches Leid durch Trockenheit und 
Hunger in Äthopien ist unglücklich, aber die 
Zerstörung anderer Lebewesen und der Um- 
welt ist noch unglücklicher«. Da ist von »Aids 
als Rache der Natur gegen Überbevölkerung«, 
von »Abtreibung ist Mord« die Rede. Grup- 
pierungen wie Animal Peace, die sich auf den 
bekannten Faschisten und »Euthanasie«-Be- 
fürworter Peter Singer berufen (»sofern der 
Tod eines behinderten Säuglings zur Geburt ei- 
nes anderen Säuglings mit besseren Aussichten 
auf ein glückliches Leben führt, dann ist die 
Gesammtsumme des Glücks größer, wenn der 
behinderte Säugling getötet wird«), sind nach 
wie vor auch in der »linken« Scene zu fin- 
den... Das Buch ist auf jeden Fall lesenswert, 
auch wenn da nicht allzuviel Neues behan- 
delt wird, so ist es doch zu mindest eine gute 
Einstiegslektüre. 


Der reale Humanismus hat in Deutschland 
keinen gefährlicheren Feind als den Spiritua- 
lismus oder den spekulativen Idealismus, der 
an die Stelle des wirklichen individuellen Men- 
schen »das Selbstbewusstsein« oder den 
»Geist« setzt und mit dem Evangelisten lehrt: 
»Der Geist ist es, der da lebendig macht, das 
Fleisch ist kein Nütze.« Es versteht sich, daß 
dieser fleischlose Geist nur in seiner Einbildung 
Geist hat. 

FRIEDRICH ENGELS, KARL MARX 


Für ein Jahr verschwindet Carla Solina in den 
Carla Solina 

Bergen Kurdistans. Zunächst geht sie zu ver- 
Der Weg in die Berge. 

schiedenen Einheiten der PKK-Guerilla und 
Eine Frau bei der kurdischen Befreiungsbewegung. 

lernt ihre Organisationsweise, den Alltag, die 
Edition Nautilus 
Probleme kennen. Sie lebt in verschiedenen 
Fraueneinheiten, beteiligt sich an den mi- 
litärischen Übungen, am Unterricht und 
macht Interviews mit männlichen und weib- 
lichen Kämpfern. Sie teilt mit den anderen 
die Suppe aus verschimmelten Linsen, die 
fünf Decken, unter denen sie zu dreißig 
Frauen schlafen, das Bad im eiskalten Bach, 
die Läuse, aber auch die wunderschönen 
Sonnenuntergänge, die seltenen Köstlichkei- 
ten, die von Karawanen gebracht werden, 
und ein zumeist herzliches Gemeinschaftsge- 
fühl. Den zweiten Teil ihrer Zeit in den Ber- 
gen verbringt sie im Flüchtlingslager 
Atrusch. Auch hier teilt sie den Alltag der 
Menschen, berichtet von sozialen Problemen 
im Lager, von den Situationen, aus denen die 
Menschen geflüchtet sind, von der schwieri- 
gen Organisation des Lagerlebens. Bei der 
Guerilla wie auch bei den Flüchtlingen legt 
sie ihre besondere Aufmerksamkeit auf die 
Lage der Frauen. Sie befragt die Frauen nach 
ihrer Vergangenheit und ihren Träumen, 
nach ihren Möglichkeiten und Erfahrungen. 


Dabei kommen erschütternde Lebenswege 
und ermutigende Energien zum Ausdruck, 
ebenso Blockierungen, Kaderallüren und der 
»Geschlechterkampf«. Aus vielen Mündern 
spricht »die Partei«, aber durch die ideologi- 
schen Sprachhülsen hört man den verzwei- 
felten Kampf der Frauen und Männer gegen 
ihre Vernichtung. Es ist jenseits der Partei- 
ideologie ein unbeugsamer Wille zur Freiheit 
und Unabhängigkeit zu spüren, selbst unter 
den Bedingungen des Krieges, der den indivi- 
duellen Bewegungsraum stark einschränkt. 
Die Autorin hält sich mit Wertungen und 
Einschätzungen zurück. Sie beschreibt, was 
sie sieht, und gibt wieder, was ihr berichtet 
wurde. Die Liebe zu den Bergen teilt sie mit 
den kurdischen Menschen, aber auch Mut 
und Durchhaltevermögen. Dieses Buch ist 
keine politische Analyse. Es ist ein detaillier- 
ter und sensibler Augenzeugenbericht, der 
die Parteilichkeit für den kurdischen Befrei- 
ungskampf nicht verhehlt. Der Abschluß »in 
der Parteiakademie« konzentriert noch ein- 
mal die Problematik des »demokratischen 
Zentralismus« der PKK und ihres Vorsitzen- 
den. Die Hauptperson dieses Buches sind 
trotzdem all die Frauen und Männer, die 
Carla Solina in den Bergen Kurdistans getrof- 
fen und gesprochen hat. 


368 Seiten, 30 Fotos, 39,80 DM 
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Die Wahrheit, respektive die Wahre Schule, "Age D’Or, sozusagen die Krabbelgruppe der »mom burns big bucks« heißt das 15 


gleich an den Anfang. Die ’94 als Studiopro- Hamburger Schule, hat nach achteinhalb Stücke umfassende auf Wolverine erschiene- 
jekt entstandene Berliner Gruppe dürfte ja Jahren Labelexistenz eine Doppel-CD mit 40 ne neue Album von The Daisies. Die Band 
einigen schon durch ihre »wahre schule sup- Titeln von Bands aus dem eigenen Hause spielt melodischen Hardcore der feinen Art, 
ports radikal«-Single bekannt sein. Mit »in rausgebracht. Für den Preis einer CD ist un- die Songs überzeugen, ihr einziges Laster ist, | 
falschem geruch von ghetto hier?« ter dem der Kolossalen Jugend entlehnten daß es schon zu viele solche Bands gibt. Und 
(What’s So Funny About ...) haben sie nun Titel »Bessere Zeiten klingt gut« alles zu die einzige Besonderheit liegt darin, daß the 
eine CD mit 13 Stücken veröffentlicht, auf hören, auf was das Stehcafepublikum mit Daisies weder aus Kalifornien noch aus 

der sie zum HipHop-Pendant der Hambur- Abitur und Heiner Müller-Sammelbänden Schweden kommen, sondern aus Rem- 

ger Schule mutiert sind. Textlich geht es (Marx sei Dir gnädig, Du trägst keine scheid. Was soll’s, wer NOFX, Millencollin 
dementsprechend, gespickt mit Anleihen aus Schuld) abfährt. Darunter so geniale Bands und No use for a name mag, wird auch the 
der Musikgeschichte, um ein weites Feld. Li- wie die Sterne und Tocotronic, ein neuer Daisies ehren. 

berale, Modernisierer im System, Assimilati- _ Mix von »Die Jugend ist die schönste Zeit 

on und Kulturalismus werden wortgewandt des Lebens« von Schorsch Kamerun oder Mit einem dritten Album zurückgemeldet 
(und unter Berücksichtigung neulinker Dis-  »Words sane like dirt« von Stella. Arne haben sich die Kommunisten des Danceflo- 
kussionen) in Reime verpackt, die eine eher Zank, seines Zeichens Schlagzeuger bei To- or, Marxman, das irlandfreundliche Trotzki- 
düstere Stimmung hinterlassen, und im Pro- cotronic, massakriert einen Casio, zwingt stentrio aus Bristol, das in den letzten Jahren 
mo-Info werden einem gleich Deleuze und ihn, »House of the rising sun« zu spielen Charterfolge mit melodischen und sehr 
Guattari um die Ohren gehauen. Als Cover und verhinderte Bombastrocker wie Hans tanzbaren HipHop-Stücken mit politischen 


__Texten feierte. »Time ‚Capsule« (Alternati- 
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auch schon 


Ohne Kanten, aber dafür herzzerreißend 
schön ist die Musik von Indo Aminata. Die 
in Italien lebende und aus Französisch Gui- 
nea stammende Sängerin und Musikerin hat 
kürzlich mit »greatest dream« (Mercury) 
ihr erstes Album vorgelegt und präsentiert 
elf Stücke erstklassige Popmusik mit Afro- 
Einflüssen. Indo Aminata, die auch alle 
Stücke mitkomponiert hat, singt mit ihrer 
klaren Stimme auf Englisch sowie in ihrer 
Muttersprache Mandingo so schöne 
wehmütig-pathetische Melodien, daß das 
Album allen zu empfehlen ist, die sich gerne 
hin und wieder in die Untiefen der Popmu- 
sik fallen lassen. Mit starken Elementen des- 
sen, was der Zeitgeist Ethno-Pop nennt und 
einer Prise Drum’n Bass macht Indo Amina 
auch alles richtig. So stieß die Singleaus- 
kopplung »Love Will Be On Your Side«, die 
alsaniklt auf dem Äther zu 
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schaffte de Fortschfiß ungeheure Mobilität 
und sie zogen, zumeist ohne Reisegepäck- 

versicherung, in die weite Welt, die für eine 
Million von ihnen i in n Kairo aufhörte. Dafür 
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der Instrumentenwahl von Salamat aus, die 
neben Kongas, Bongos, Darabouka, Dohala, 
Marracas, Tamburin und Tar auch Keybo- 
ards, Akkordeon, Trompete, Bass und Alt- 
Saxophon verwenden. Mittlerweile hat auch 
Salma Abd Rad)y, die als die beste nubische 
Sängerin gilt, zu Salamat gefunden, was eine 
erhebliche Bereicherung darstellt. 


Eine auch für ein breiteres Publikum sehr 
empfehlenswerte Scheibe kommt aus Brasi- 
lien. Der Percussionist, Sänger und Kompo- 
nist Carlinhos Brown kennt keine musikali- 
schen Berührungsängste und auf seiner »al- 
fagamabetizado« (Virgin) fließen verschie- 
dene lateinamerikanische Rhythmen mit 
Funk, Pop und Rockmusik zusammen, stark 
beeinflußt von ausgiebigen Percussions. Im 
letzten Jahr hatte Carlinhos Brown auch die 
Percussions zu dem sensationellen Album 
»Roots« der brasilianischen Trashcore-B 1d 
u beigesteuert. Auf nn ti; 
aturtich : allı °s rung 

eine Bal ıl Iaderda ein un 
Stück oder.e ntypisch br a 1isc 
song und an anderer Stelle lin 
Brown fast wie Screami Ha 
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Nr. O Organisation 
Geschichte der BRD-Linken - Thesen zur Neukon- 
stituierung - Notizen zu Kultur/Kulturbegriff - Re- 
portage über Medellin 


Nr. 1 Lernprozesse 
Schulen Ost/West - Physiologie des Lernens - Über 
Seminare und Selbstschulung - HipHop aus Italien 
- Ein Versuch über Drogen 


Nr. 2 Medien 
TAZ/Radio 100/ND - Interviews - Öffentliche Ra- 
dios in den USA - Beethoven - W. S. Burroughs - 
Kuba/Reportage - Renato Curcio/Interview - Spezi- 
al: Bad Kleinen 


Nr. 3 Linke und Militanz 
K.-H. Dellwo zur Geschichte der RAF - Gesell- 
schaft oder Ghetto/Lutz Taufer - Im Schlagschatten 
des Mondes/Michael Wildenhain - Huidobro/In- 
terview 


Nr. 4 Resumee - bis hierher und weiter 
Changing Times — Brüche in der deutschen Linken 
- Einschätzung eines Organisationsansatzes - Fra- 
gen zum ÖOrganisationsprozeß - Antifasist Genc- 
lik/Interview - Menace II Society/Filmbesprechung 
- Literatur aus dem Untergrund - Türkische Frauen 
in Berlin 


Nr. 5 Knives & Roses 
Die Fehler der Linken/Martha Harnecker - Dino 
strikes back/Klaus Viehmann - Die Verse des Eunu- 
chen/Gedichte von Luisa Castro - Strategie der 


Spannung 


Nr. 6 Realsozialismus I 
Mach’s noch einmal, Vladimir (1. Teil) - Über die 
Erfahrung in Kollektivbetrieben - Interview mit 


zwei Sprüherinnen aus Berlin 


Nr. 7 Realsozialismus II 
Vladimir (2. Teil) - Wer geht, verrät - ein Gespräch 
über die DDR-Ausreise - Stop Razzismo/Interview 


Nr. 8 Sexualmoralischer Verdrängungs- 


zusammenhang 
AUSVERKAUFT ! 


Nr. 9 Vietnamesinnen in Berlin (in Zusammen- 
arbeit mit der ZAG) 
Geschichte Vietnams - Vertragsarbeit in der DDR - 
Antifaschismus/Antirassismus - Razzien und Räu- 
mung des Wohnheims in Berlin-Lichtenberg 


Nr. 10 Neoliberalismus 
Her mit dem schönen Leben — Überlegungen zum 
marktliberalen Kapitalismus - Berliner Sozial- 
bündnis - Erwerbslosen- und Jobberinitiativen/ 
Rückblick auf die 8oer Jahre - Interview mit Elke 
Breitenbach von der Gewerkschaft HBV Vladimir 
(3. Teil) - Rage Against The Machine - Benjamin 


Ramos Vega 


Redaktion, Abos, Vertrieb: Arranca! c/o Buch- 
laden Schwarze Risse, Gneisenaustr. 2a, 10961 
Berlin, Konto Nr. 184087900, BLZ 100 200 00 
(Berliner Bank) Empfängerin: LAZ (Name 
der/des EinzahlerIn und Rechnungsnummer 


beilegen) 


Ich abonniere vier Hefte der Arranca! (24 DM) 


Ich möchte ein Förderabo (auch vier Hefte 
aber wesentlich mehr als 24 DM - logisch!) 


Ich möchte ein Auslandsabo (Europa 30 DM, 
Übersee 60 DM) 


Fünf alte Nummern der Arranca! gibt es jetzt 
zum Preis 20.- DM + Porto, Acht Nummern 
für 30 .- DM + Porto 


- | Nr. 1 
(Kriminalisierung von SprüherIinnefi 

} „Nr. 2° 
ar. Diaporttrkei 


= Nr:3 

> Sozialkürzufigen, Baskenland 
re Nr. 4 
Safwan Eid 


or) von] MoRIEIN]. 1.1; 


Redaktion, Abo, Vertrieb: Bla c/o Schwarze Risse Gneisenaustr.2a 10961 Berlin ( 3 Mack in Briefmarken beilegen...) 


Aulalilel iplalolel Islelnizlel Feliluleitlilz}ila]? 
Das lsolitape von 13259 % reis 


Mit einer Unmenge guter Musik 
Negu Gorriak « Bisca 99 Posse » Los Fabulosos Cadillacs « Jamlski + 
Leroy Smart +» The Goats + Pıombo a Tempo » Wemean ® 
Ariadigolpe » Melaaz u.v.a. 


13] Iualr)k 


in alle guten Buch-und Infolaäden in Berlin 


oder zu bestellen für 13 Mark + Porto bei: 


Intersol AG c/o FelS, c/o Buchladen Schwarze Rısse 
Gneisenaustr. 2a 
10961 Berlin 


In eigener Sache: 


Wir haben jetzt einen Stadtteilladen. 
Den finanzieren wir z.Zt. noch größtenteils aus eigenen Mitteln. 
Aber wir brauchen eure Hilfe 
Als SpenderInnen. 
Also, wenn ihr spenden wollt (schon 5 oder 10 DM wären ein 
Anfang...), dann richtet am besten einen Dauerauftrag ein. 
Auf das Konto von Netwerk e.V. 

Konto-Nr.: 477773100 

Postbank Berlin 

BLZ 100 100 10 

Stichwort: Stadtteilladen 


Wenn ihr eine steuerabzugsfähige Spendenbescheinigung benötigt, 
schreibt bitte eure Adresse auf den Überweisungsauftrag, teilt sie uns 
mit oder schikt sie uns an die ArRAncA! Post-Adresse. 


ng mir dER Narur ! 


‚ Keine VeRSÖHNU DM 
PausenclowN deR Markıw 
INERVA 
‚ Eule der Min “in u 
| N 
Gendeschluß EINES SranTsvEREI 
y.v.M 


Das Jahresabo (4 Hefte) kostet 20,- DM. 
Probeheft anfordern bei: 
Publizistische Studiengemeinschaft 
Rankestraße 31 
10789 Berlin 
oder e-mail: luzi@glasnost.de 


SÜDAFRIKA- 
Verhältnismäßig neu 


as neue Südafrika - nach dem Ende 

der Apartheidspolitik und der Auf- 

hebung der Handelsschranken 
Hoffungsträger für einträgliche Wirt- 
schaftsbeziehungen. Den Armen nützt das 
nicht. Durch den Trend zur neoliberalen 
Wirtschaftspolitik werden die sozialen Pro- 
bleme noch verschärft. 
In den Armutssiedlungen des Großraums 
Kapstadt unterstützen wir die Einrichtung 
von Sozial- und Gemeindezentren & 
selbstbestimmte Kulturprojekte. Unser 
Weg zur Unterstützung Südafrikas beginnt 
von unten. 


Bitte fordern Sie weitere Informationen an. 


Bitte schicken Sie mir kostenloses Info- 
material über das medico-Projekt in Luena 
und Hintergrundinformationen. | 


Name: 


Adresse: 


Spendenkonten: 
Stichwort »Südafrika« 

1800 Frankfurter Sparkasse 
(BLZ 500 502 01) 

6999-508 Postbank Köln 
(BLZ 370 100 50) 


mA 


KIRSTEN WEN TIGE TE! 


medico international 
Obermainanlage 7 : 60314 Frankfurt 
Tel: 069 94438-0 - Fax: 069 436002 
eMail: medico_international@t-online.de 
WWW: http://home.t-online.de/home/ 
medico.de 


Rehabilitation von Minenopfern 
Angola - 
Kriegszustand ohne Krieg 


A ngola ist das Land: In dem Krüp- 
pel eine Nicht-Mehr-Minderheit 
sind. Mit 10 Millionen Minen für 10 
Millionen Angolaner. Luena ist die Stadt: 
Eingeschnürt vom tödlichen Gürtel der Mi- 
nen. Früher Schauplatz heftigster Kämp- 
fe. Mit 100.000 Einwohnern plus 100.000 
Flüchtlingen. Davon 16.000 Kriegsbehin- 
derte. 


Hier liegt das neue medico-Projekt. Jen- 
seits von bloßer Nothilfe, wie sie bis jetzt 
dort gilt, soll eine Perspektive eröffnet 
werden. Minenräumung und Minenauf- 
klärung, das Einrichten einer Prothesen- 
werkstatt, Kurse zur Berufsausbildung. 


Bitte fordern Sie weitere Informationen an. 


Bitte schicken Sie mir kostenloses Info- 
material über das medico-Projekt in Luena 
und Hintergrundinformationen. 


Name: 


Adresse: 


Spendenkonten: Stichwort »Angola« 
1800 Frankfurter Sparkasse 

(BLZ 500 502 01) 

6999-508 Postbank Köln 

(BLZ 370 100 50) 
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medico international 
Obermainanlage 7 : 60314 Frankfurt 
Tel: 069 94438-0 - Fax: 069 436002 
eMail: medico_international@t-online.de 
WWW: http://home.t-online.de/home/ 
medico.de 
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im Dschungel der 
Widersprüche 


Tarzan 


Mario Moretti 


BRIGATE ROSSE - Eine italienische Geschichte 


Moretti, einer der historischen Führer der Brigate Rosse, be- 
schreibt, verteidigt und reflektiert in einem Streitgespräch mit 
Rossana Rossanda die Geschichte der Roten Brigaden. Ein 
einzigartiges Buch zur Metropolenguerilla und ihrem Verständ- 
nis — nicht nur auf Italien bezogen. 

Mit einem Vorwort von Rossana Rossanda. 


Gemeinschaftsausgabe mit Schwarze Risse/Rote Straße 
ISBN 3-922611-58-3 288 5. 29 DM 


gen April 1997 


autonome a.f.r.i.k.a.-gruppe 
Luther Blissett Sonja Brünzels 


Handbuch der Kommunikationsguerilla 


Neuerscheinun 


Wie ruiniert man die Redeveranstaltung des Regierungs- 
politikers? Welche Chancen bieten die Papierberge der Admi- 
nistration? Prinzipien, Methoden, Gruppen und Aktionen, die 
in Kommunikationsprozesse eingreifen: Für alle, die sich für 
Kommunikation interessieren und selbst mit Methoden der 
Kommunikationsguerilla arbeiten wollen. 
Gemeinschaftsausgabe mit Schwarze Risse/Rote Strasse 

ISBN 3-922611-64-8 248 Seiten, Großformat 29,80 DM 


Tarzan - was nun? 

Internationale Solidarität im Dschungel der Widersprüche 
Nur Tarzans Dschungel ist wohlgeordnet — aber wie in den 
globalen neuen Widersprüchen zurechtfinden? Probleme der 
internationalen Solidarität, Geschichte der internationa- 
listischen Militanz, »Sozialismus«, »Political correctness« u.a. 
Beiträge von Neville Alexander, Christina Thürmer-Rohr, Franz 
Hinkelammert, Henning Melber, Joachim Hirsch, E.F. Huidobro, 
Claudia Fregiehn/Oliver Tolmein, Armin Stickler/Christoph Spehr, 
Christa Wichterich, Frank Deppe, W.F Haug u.a. 


ISBN 3-922611-67-2 ca. 288 Seiten 29 DM 


Bine ausföhrliches Verlagsprogramm anfordem! 


Verlag !ÜLibertäre Assoziation 2025 Hamburg 


Lindenallee 72 


Tel./Fax 040/4393666 
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